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Beginn: 15.05 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich erdffne die heutige Sitzung. Bitte nehmen
Sie lhre Platze ein, damit wir beginnen kénnen.

Bevor wir zur Aktuellen Stunde kommen, moéchte
ich Ihnen noch mitteilen, dass die Fraktionen ab-
weichend von der Empfehlung des Altestenrats
Ubereingekommen sind, die Tagesordnungspunk-
te 3h und 21, GrofRe Anfrage der FDP-Fraktion be-
ziehungsweise Antrag der CDU-Fraktion, zu verta-
gen. Darlber hinaus haben die Fraktionen Einver-
nehmen daruber erzielt, die Tagesordnung um die
Punkte 2a und 2b zu erganzen: Wahlen von je-
weils einer oder einem Deputierten der Behorde fir
Wissenschaft und Forschung sowie der Behorde
fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration. Die
entsprechenden Drucksachen liegen lhnen vor.

Dann kommen wir zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind finf Themen angemeldet worden, und
zwar von der Fraktion DIE LINKE

Der Traum von Olympia? Mit diesem 10C
ein Albtraum!

von der SPD-Fraktion

Olympia in Hamburg — so kann es funktio-
nieren: kompakt, transparent und nachhaltig

von der CDU-Fraktion

Ahnungslos oder Uberfordert? — Senatorin
Blankau genehmigt zweifelhafte Nebentatig-
keit fur Chef eines offentlichen Unterneh-
mens

von der GRUNEN Fraktion

Senatorin kann sich gegen Blrgermeister
nicht durchsetzen — Wissenschaft ist bei der
SPD in schlechten Handen

und von der FDP-Fraktion

Qualitéat verbessern statt G9 am Gymnasi-
um: Hamburgs weiterfihrende Schulen
brauchen Verbesserungen in Unterricht,
Lehrerausbildung und Inklusion

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, das erste
und zweite Thema gemeinsam debattieren zu wol-
len. Herr Yildiz von der Fraktion DIE LINKE be-
kommt das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Der Traum und die Entste-
hung der Olympischen Spiele beruhen auf Volker-
verstandigung, Begegnung der Jugend und Frie-
den. Diese Vorstellung haben wir nétiger als je zu-
vor. Aus dem Traum Olympia hat das 10C einen

Albtraum gemacht. Wo die Heuschrecke Olympia
in den letzten 30 bis 40 Jahren unterwegs war, hat
sie nur Chaos hinterlassen. Das I0OC legt den
Stadten Knebelvertrdge vor, an deren Vorgaben
sie sich strikt zu halten haben. Der Vertragspartner
Stadt hat nichts mitzubestimmen. Die Folgen die-
ser Knebelvertrage und der Austragung der Spiele
sind steigende Miet-, Boden- und Immobilienprei-
se, Verdrangung der Armen und der Geringverdie-
nerinnen und -verdiener, steigende Umwelt- und
Verkehrsbelastung und Milliardenschulden fir den
Steuerzahler.

In keinem einzigen Land sind die Kosten im ge-
planten Rahmen geblieben. Ein Beispiel sind die
vielgelobten Londoner Olympischen Spiele. Ge-
plant waren alleine fir die Durchfiihrung 1,9 Milliar-
den Euro, am Ende kamen 3 Milliarden Euro dabei
heraus. Fur den Bau der Sportstatten waren
2,9 Milliarden Euro geplant, herausgekommen sind
etwa 14 Milliarden Euro. Die Gesamtkosten der
Olympischen Spiele fiir die Londoner und Londo-
nerinnen betrugen etwa 28 Milliarden Euro. Das ist
das Ergebnis der Knebelvertrage des 10C. Dabei
hatte das britische Parlament nicht einmal etwas
mitzureden. Eine Studie besagt, dass bei allen
Olympischen Spielen in den letzten 50 Jahren die
Endkosten im Durchschnitt fast 180 Prozent héher
ausgefallen sind — ich zitiere die Autorinnen —:

"Eine Olympiade ist fUr eine Stadt [...] eines
der finanziell riskantesten Projekte Uber-
haupt."

— Zitatende.

Ein Blick nach Athen reicht, um zu sehen, welche
irrsinnigen Vorgaben das |IOC den Ausrichtern
machte. Dort gammeln Stadien vor sich hin, weil
sie niemand mehr braucht. Fir den Rickbau fehlt
das Geld, unter anderem, weil die Athenerinnen
und Athener auf Gesamtkosten von 15 Milliarden
Euro sitzen geblieben sind. Wenn Senat und Han-
delskammer also von 2 beziehungsweise 6,5 Milli-
arden Euro reden, dann kdnnen wir mindestens mit
dem Doppelten rechnen. Sie alle haben deutlich
gemacht, dass nur bei einer Anderung der Aus-
schreibungspraxis mit einer Hamburger Bewer-
bung zu rechnen sei. Das I0C wird allerdings erst
frihestens im Dezember entscheiden, ob es Uber-
haupt einen solchen Prozess geben wird. Dass der
Senat jetzt schon mit einem groRspurigen Bau-
und Standortkonzept an den Start geht und so tut,
als sei alles in trockenen Tulchern, ist eine be-
wusste Tauschung der Burgerinnen und Burger.

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei wissen Sie genau, dass das IOC ein Unge-
tim ist. Allein mit Thomas Bach die Hoffnung zu
verbinden, es wirden echte Reformen durchge-
setzt, zeigt, dass der Senat keine Ahnung hat oder
blaudugig ist.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Oder beides!)
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(Mehmet Yildiz)

Thomas Bach ist in der Vergangenheit eher Teil
des Problems gewesen. Er hat sich als Geldbe-
schaffer und Marketingexperte hervorgetan statt
als groRer Reformer. Gerade erst hat Thomas
Bach die Ubertragungsrechte fiir die Olympischen
Spiele fir satte 8 Milliarden Dollar verkauft. Und
schon jetzt zeichnet sich ab, dass Hamburg sich
fir eine der kommenden Olympiaden bewerben
wird. Statt Steuergelder fiir sinnlose Bewerbungen
zu verschleudern, sollten Sie sie lieber in Bildung
und Breitensport investieren, damit alle von uns et-
was davon haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Sportvereine berichten
uns, dass die Toiletten nicht funktionieren. Eltern
beschweren sich bei mir, dass ihre Tochter wegen
Platzmangel nicht im Sportverein aufgenommen
wird. Der Hamburger Fuflball-Verband hat uns
gestern in der Sportausschusssitzung berichtet,
dass die Preissteigerung nicht ibernommen wird
und die Flutlichtanlagen nicht funktionieren. Der
Vereinsvorsitzende berichtet mir, dass die Sport-
lerinnen und Sportler sich drauen umziehen mus-
sen, weil sie Angst haben, dass der Putz von der
Decke fallt. Das ist ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir uns anschauen, dass 90 Prozent der
Grundschulkinder aus meinem Wahlkreis Billstedt
nicht schwimmen kénnen, dann macht es keinen
Sinn, dass wir fir 16 Tage Milliarden investieren
und daftr 16 Jahre zahlen missen. Daher sagen
wir Nein zu 16 Tage feiern und 16 Jahre abzah-
len. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Yildiz, ich ware |h-
nen dankbar, wenn Sie bei weiteren Wortmeldun-
gen den parlamentarischen Sprachgebrauch be-
achten wirden. Vielen Dank. — Jetzt bekommt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Yildiz, Sie haben hier
einen beachtlichen Sprint hingelegt und zwischen-
durch kaum Luft geholt, aber es ware gut, wenn
Sie in diesen Fragen bei der Wahrheit blieben,
denn eine Tauschung der Offentlichkeit kann ich
bei der transparenten Vorbereitung, die der Senat
in den letzten Wochen und Monaten an den Tag
gelegt hat, beim besten Willen nicht erkennen.

(Beifall bei der SPD)

Selbstverstandlich haben, auch interfraktionell, alle
Fraktionen mit Ausnahme der LINKEN gesagt,
dass wir erwarten und dies auch ein Stlick weit zur
Voraussetzung fir eine Hamburger Bewerbung
machen, dass sich beim |IOC etwas andert. Das
steht glasklar darin, das hat der neue |IOC-Prasi-

dent Bach mit seiner Agenda genauso auf den
Weg gebracht, und wir alle in diesem Haus kénnen
ihm fUr diesen Veranderungsprozess, auch im Hin-
blick auf die olympische Idee, viel Erfolg win-
schen. Das wird das 10C nachhaltig nach vorne
bringen.

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir aber zur Hamburger Interessenbe-
kundung. Ich mdéchte zundchst ein Dankeschdn
richten nicht nur an die Kolleginnen und Kollegen
in der Innen- und Sportbehdrde, sondern auch an
alle anderen Aktiven aus Wirtschaft und Sport,
dass sie Uber die Sommerpause eine so hervorra-
gende Interessenbekundung und die Beantwor-
tung der 13 Fragen vorgelegt haben. Das ist schon
eine olympiareife Leistung gewesen. Vielen Dank,
Herr Neumann.

(Beifall bei der SPD)

Das Konzept ist faszinierend in dieser Nachhaltig-
keit, Transparenz und auch in der Férderung des
Umweltgedankens. Nehmen wir das Thema Nach-
haltigkeit: Fur alle Bauten, die neu geplant werden,
ist hier auch schon eine Nachnutzungsperspektive
genannt. Das Stichwort Wohnungen ist bertcksich-
tigt, ein Drittel wird offentlich geférdert. Auch die
Prinzipien des kostenstabilen Bauens als Lehre
aus der Elbphilharmonie sind verankert. Stichwort
Transparenz: Man kann zum jetzigen Zeitpunkt auf
jeden Fall schon sagen, dass eine Hamburger
Olympiabewerbung vermutlich die transparenteste
sein wird, die es bisher gab, weil wir nun einmal
unser einmaliges, von uns allen beschlossenes
Transparenzgesetz haben, das dazu flhren wird,
dass auch zum Beispiel der Host-City-Vertrag als
ein wichtiges vertragliches Dokument der Offent-
lichkeit zuganglich gemacht wird. Gerade bei die-
sem Thema ist es wichtig, dass wir mit Transpa-
renz neues Vertrauen schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Beim Stichwort Umwelt wiirde iq_h mir noch einen
Tick mehr Beifall von den GRUNEN wiinschen,
denn solch umweltschonende Spiele

(Dr. Roland Heintze CDU: Hat es noch nie
gegeben!)

— autofrei, COg-neutral, Bertcksichtigung von
Landstrom, Bereitstellung versiegelter Flachen im
Herzen unseres Hafens auch fir Parknutzung —
sind ein Quantensprung fur die O0kologische Wei-
terentwicklung von Olympischen Spielen. Ich glau-
be, das wird am Schluss auch die GRUNEN uber-
zeugen; uns Uberzeugt es jedenfalls.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

In den nachsten Wochen wird es natirlich darauf
ankommen, viele Gesprache mit Multiplikatoren in
der Stadt zu fihren und daflir zu werben, aber dar-
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(Dr. Andreas Dressel)

Uber hinaus ganz konkret alle Fragen zu beantwor-
ten — auch die kritischen, die zu den Risiken und
den Kosten und auch die der (N)Olympia-Bewe-
gung, die sich in Hamburg gegriindet hat. Sie hat
gesagt, im Moment habe sie Fragen, aber sie hat
sich, anders als die Links-Fraktion, nicht definitiv
festgelegt, dass das auf gar keinen Fall infrage
kommt. Das muss alles beantwortet werden, und
— das sage ich ganz klar fir uns — kein Risiko soll
kleingeredet und keine Kostenposition kleingerech-
net werden. Das wirde sich auch spater bei der
Birgerabstimmung rachen, die am Schluss der
Entscheidung steht. Alle Fakten mussen sauber
auf den Tisch. Auch damit werden wir Vertrauen
schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt natlrlich auch fir den Fragenkatalog der
Blrgerschaft, den wir hier mit Ausnahme der
Links-Fraktion einvernehmlich verabschiedet ha-
ben. Er wird in diesem Herbst beantwortet werden,
und dafir werden wir dann auch die entsprechen-
den Grundlagen haben. Vielleicht meldet sich
gleich der Kollege Scheuerl, der auch noch Fragen
gestellt hat — er hat sich schon gemeldet, ich habe
es gesehen —, etwa die Frage, ob Hamburg und
Berlin sich gemeinsam bewerben koénnen. Das
wird wohl nicht moéglich sein, weil die I0C-Regula-
rien das nicht hergeben. Aber auch diese Fragen
mussen auf den Tisch und beantwortet werden.
Dass jetzt der ganze Norden hinter der Bewerbung
steht und es gestern auch noch einmal Rucken-
wind von der schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung gegeben hat, ist ein gutes Zeichen. Es
zeigt einmal mehr, dass die Zusammenarbeit im
Norden viel besser funktioniert, als hier gelegent-
lich behauptet wird.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg hat seine Hausaufgaben gemacht. Wir
mussen hier noch Hausaufgaben machen, denn
am Schluss, das ist klar, entscheidet nicht die Poli-
tik, ob es dazu kommt oder nicht, sondern die Bur-
gerinnen und Burger dieser Stadt. Dafir werden
wir gemeinsam die Voraussetzungen schaffen, und
wir sind auf einem guten Weg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt nun Herr
Schira von der CDU-Fraktion.

Frank Schira CDU:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gleich zu An-
fang: Hamburg hat eine Chance bei der Bewer-
bung flr die Olympischen Sommerspiele, und wir
sollten sie auch nutzen. Selbstverstandlich ist mir
bewusst, dass mit einer erneuten Hamburger
Olympiabewerbung grof3e Herausforderungen und
eine gewaltige Kraftanstrengung verbunden sind,
die weder Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft noch

der organisierte Sport alleine leisten kénnen. Es ist
eine Gemeinschaftsaufgabe, und wir als CDU ste-
hen zu der damit verbundenen Verantwortung.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Naturlich verlangen wir vom Senat — das ist unsere
Erwartung und das ist in den letzten Debatten und
Gesprachen und auch in der parlamentarischen
Begleitgruppe immer wieder deutlich geworden —
die notwendige Transparenz, was die Zahlen und
eventuelle Risiken angeht. Diese missen hier
transparent und sauber aufgearbeitet werden,
denn am Ende geht es um eines: Am Ende fragen
wir die Burgerinnen und Burger dieser Stadt, ob sie
fur eine olympische Bewerbung sind oder nicht.
Das ist ganz wichtig und entscheidend, denn nicht
wir im Parlament entscheiden darlber, sondern die
Blrgerinnen und Burger, und die missen wir von
Olympia iberzeugen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Meine Damen und Herren! Ich bin mir ganz sicher,
dass Hamburg Olympia kann. Wir sind eine sport-
begeisterte Stadt. Uber 500 000 Mitglieder in den
knapp 800 Sportvereinen engagieren sich, und die
Sportbegeisterung haben wir bei der Ankunft der
deutschen Olympiamannschaft 2012 in Hamburg
hautnah miterleben dirfen. Diese offenherzige und
begeisterungsfahige Atmosphare entstand nicht ir-
gendwann, sondern sie baut auf einer grofen
Sportbegeisterung in unserer Stadt auf.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Vor uns liegt eine einmalige Gelegenheit, diese
Stadt in Sachen Olympiabewerbung voranzutrei-
ben. Nehmen Sie den Breiten- und Leistungssport;
da haben wir eine dezidiert andere Auffassung als
Sie, Herr Yildiz. Den Aus- und Neubau von Sport-
statten oder eine intensive Nachwuchsférderung,
das alles konnen die Olympischen Spiele in Ham-
burg bewegen, und deswegen unterstitzen wir sie.
Nehmen wir die Stadtentwicklung und den Woh-
nungsbau. Durch intelligente Bauweise sowie
Nachnutzungskonzepte, die im Konzept mitenthal-
ten sind, kénnen wir Wohnraum fir mehrere Tau-
send Menschen schaffen, und dies zu bezahlbaren
Preisen. Oder nehmen Sie unsere Wirtschaft und
Industrie. Im globalen Standortwettbewerb wiirden
wir einen deutlichen Schub nach vorne leisten. Ar-
beitsplatze wirden so gesichert und neu geschaf-
fen. Oder das groRe Thema Verkehr: Unter Zuhil-
fenahme des Bundes, und anders geht es gar
nicht, kdnnten wir so manches Projekt hier realisie-
ren, das nicht nur die Logistik der Spiele unter-
stiitzt, sondern langfristig fir unsere Stadt berle-
benswichtig ist.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Die Jahrhundertchance, um die es hier geht, ist die
mogliche Bewerbung Hamburgs um die Austra-
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gung der Olympischen Spiele 2024 oder 2028. Wir
haben den groRen Vorteil, dass diverse Planungs-
arbeiten schon stattgefunden haben, namlich zur
Olympiabewerbung 2003. Dieses solide Funda-
ment ist genutzt worden, und das Ergebnis ist das
Konzept, das am Montag vorgestellt worden ist.
Hamburg will mit der Idee von den Spielen am
Wasser nicht nur einen Platz in den Herzen der
Menschen erobern, sondern insbesondere auch
— und da wird letztlich abgestimmt — das Prasidium
und die Vollversammlung des Deutschen Olympi-
schen Sportbundes fiur sich gewinnen. Bei allen
Anstrengungen gilt: Wir mussen die Hamburgerin-
nen und Hamburger davon Uberzeugen. Wir als
CDU haben im Mai schon einen Antrag in Sachen
Volksbefragung auf den Weg gebracht, und ich ha-
be mit Interesse zur Kenntnis genommen, dass der
Burgermeister auf Nachfrage eines Journalisten
auf der Landespressekonferenz unseren Antrag
auch gut fand. Das finden wir natlrlich gut, aber
entsprechend missen wir jetzt naturlich auch in
den Beratungen vorankommen.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie uns die Ge-
legenheit nutzen, den Versuch zu wagen, fur die
Olympischen Spiele zu werben. Ich bin Uberzeugt,
dass es uns im Interesse unserer Stadt, wenn wir
uns gemeinsam engagieren, auch gelingt. Ham-
burg hat mit der Unterstitzung der Blrgerinnen
und Birger eine gute Chance, die Olympischen
Sommerspiele in unsere Stadt zu holen. Daran
sollten wir alle zusammen auch hier im Parlament
arbeiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Pré§identin Carola Veit: Herr Kerstan von der
GRUNEN Fraktion hat nun das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: Was nun, ja oder nein?)

Jens Kerstan GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! In den Medien dominieren zur-
zeit Berichte Uber weltweite Krisen und Kriege,
Uber Burgerkrieg, Tod und Leid. Und wir diskutie-
ren in Hamburg Gber Olympische Spiele.

(Olaf Ohlsen CDU: Ja sicher, was spricht
denn dagegen?)

Das kann durchaus Sinn machen, denn die ur-
springliche olympische Idee kann die Volker ver-
binden und Briicken bauen, und nichts brauchen
wir mehr in dieser Zeit als das.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Deshalb kdnnte es natirlich im ersten Moment ei-
ne verlockende Idee sein, wirde Hamburg durch
die Austragung von Olympischen Spielen einen
Beitrag zur Vélkerverstandigung und zum Bau von
Bricken leisten, gerade in der heutigen Zeit. Aber
aus Sicht von uns GRUNEN ist dafiir eines zwin-

gend notwendig: Damit dieser Anspruch erflllt wer-
den kann, missen Olympische Spiele anders wer-
den als in der Vergangenheit. Sie missen kleiner
und nachhaltiger werden und stérker die olympi-
sche Idee und den Sport in den Mittelpunkt riicken,
als es bisher der Fall war.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ob eine solche Idee beim Internationalen Olympi-
schen Komitee Uberhaupt eine Chance hatte, weil}
zum heutigen Zeitpunkt niemand. Wenn man sich
die Vergabe der Olympischen Spiele in der Ver-
gangenheit anschaut, dann weil® man, dass ein
solches Konzept keine Chance haben wird, wenn
sich das I0C nicht andert und die Bedingungen fur
die Vergabe der Spiele nicht geandert werden,
denn bisher haben solche Ideen bei den Olympi-
schen Spielen so gut wie keine Rolle gespielt. Und
nun haben wir hier den Senat, der behauptet, ein
Hamburger Konzept vorzulegen, das gerade das
einlést: kleiner, nachhaltiger, umweltfreundlicher
und nicht so gigantomanisch. Mit Sicherheit sind
auch Ideen dabei, die fir GRUNE im ersten Mo-
ment interessant klingen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und im zwei-
ten?)

aber zum jetzigen Zeitpunkt weil® man noch nicht,
ob diese Plane, die im Wesentlichen die Planun-
gen aus dem Jahr 2002 sind, jetzt wirklich neu sind
oder ob sie nicht durchaus einen bestimmten Anteil
von Greenwashing alter Konzepte beinhalten. Las-
sen Sie mich das an einem konkreten Beispiel be-
legen.

In der parlamentarischen Begleitgruppe warben
Herr Dressel und auch Herr Neumann als zustan-
diger Senator bei uns GRUNEN dafiir, welch groRRe
Chance es doch ware, im Hafen einen neuen, total
autofreien Stadtteil fiir die Olympischen Spiele zu
entwickeln und auch danach die Wohnungen im
olympischen Dorf nachhaltig autofrei zu betreiben.
Wenn man sich jetzt die Fragen des Olympischen
Komitees in Deutschland anschaut und die Antwor-
ten des Senats liest, dann stellt man eines fest:
Das Wort "autofrei" existiert in diesen Antworten
nicht. Es gibt einen kleinen Nebensatz, in dem
steht, die olympischen Statten kénne man ohne
Auto nicht erreichen. Auf eine autofreie Nutzung
des olympischen Dorfes auch nach den Olympi-
schen Spielen gibt es keinen Hinweis, das kann
man noch nicht einmal zwischen den Zeilen her-
auslesen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die kénnen Sie
mit Auto nicht erreichen!)

Deshalb der Hinweis von uns GRUNEN: Lassen
wir uns nicht wie in der Vergangenheit von scho-
nen Planen und schdnen Bildern blenden und
gleich sagen, das wollten wir haben, sondern las-
sen Sie uns diese Plane daraufhin Gberprifen, ob
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sie den Anspruch, den der Senat erhebt, in der
Realitat auch einlésen kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Aus unserer Sicht kann gerade die zentrale Idee,
einen Stadtteil mitten im Hafen neu zu entwickeln,
gleichzeitig auch der groRte Pferdeful® sein, denn
wir haben Erfahrungen gemacht, was es bedeutet,
von Flachen im Hafen Betriebe zu verlagern. Im
mittleren Freihafen hat das mehrere Hundert Millio-
nen Euro gekostet — eine riesige Belastung fiir den
Haushalt und bisher ohne jeden Nutzen. Auch bei
der HafenCity sind all die schénen Plane, die doch
so schllissig klangen, nicht aufgegangen, namlich
eine Flache im Hafen zu entwickeln und an In-
vestoren zu verkaufen und dann habe man so viel
Geld Ubrig, dass man dafiir den Containerterminal
in Altenwerder bauen und finanzieren koénne. Das
war der grof’e Plan von Birgermeister Voscherau,
und bis zum heutigen Tag ist dieser Plan nicht auf-
gegangen, sondern auch mehr als zehn Jahre spa-
ter missen wir in regelmafligen Abstdnden Hun-
derte von Millionen in das Sondervermdgen Stadt
und Land pumpen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stadt und Ha-
fen!)

Es hat sich gezeigt, dass die wunderbaren Plane,
die so gut klangen, leider nicht aufgegangen sind.
Lassen Sie uns deshalb diesen Fehler nicht sofort
noch einmal machen

(Jan Quast SPD: Das haben wir geandert,
das wissen Sie!)

und ohne belastbare Kosten und Risiken hierzu
ohne Wenn und Aber Ja sagen, wie ich es bei
SPD und CDU heraushdre. Aber zum jetzigen Zeit-
punkt wie die LINKEN ohne Wenn und Aber Nein
zu sagen, wurde bedeuten, voreilig Chancen aus
der Hand zu geben, die sich bei vertretbaren Kos-
ten fir Hamburg durchaus ergeben kénnten. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN — André Trepoll
CDU: Ja, aber nein!)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Suding
von der FDP-Fraktion das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! DIE LINKE betitelt ihre heutige
Anmeldung zur Aktuellen Stunde mit: "Der Traum
von Olympia? Mit diesem |IOC ein Albtraum!" Die
SPD antwortet mit einem eigenen Titel zum selben
Thema: "Olympia in Hamburg — so kann es funktio-
nieren: kompakt, transparent und nachhaltig". Hin-
ter beiden Titeln verbirgt sich ein Teil der Wahrheit,
hinter dem einen mehr, hinter dem anderen etwas
weniger.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt sind wir auf
die Auflosung gespannt!)

Es ist richtig, dass das I0C in den vergangenen
Jahren seinem Hang zum Gigantismus freien Lauf
gelassen hat. Es ist aber auch richtig, dass IOC-
Prasident Thomas Bach mit der Agenda 2020 be-
reits Reformvorschlage in Richtung mehr Nachhal-
tigkeit gemacht hat, und ich hoffe sehr, dass er
sich damit durchsetzen wird. Das Entscheidende
aber ist doch, dass ganz Hamburg — wir als Parla-
ment, der Senat und am Ende auch die Birger —
entscheidet, fir welche Form von Olympischen
Spielen wir uns bewerben wollen; das entscheidet
nicht das I0OC. Deshalb sollten die Kollegen der
LINKEN nicht allein dem |IOC den Schwarzen Pe-
ter zuschieben. Das ware zu einfach, denn fir un-
sere Entscheidungen in Hamburg sind wir immer
noch selbst verantwortlich.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Andreas
Dressel und Hildegard Jiirgens, beide SPD)

Das beinhaltet durchaus auch das Risiko, mit
Olympia in Hamburg scheitern zu kénnen, denn im
Zweifel hieRe das, dass wir notfalls der Versu-
chung widerstehen mussten, noch eine Schippe
draufzulegen, sollte das IOC mit unerwarteten oder
nachtraglichen Forderungen um die Ecke kommen.
Wir werden deshalb ganz genau hinsehen, was
auf dem Reformkongress des IOC Anfang Dezem-
ber in Monte Carlo passiert und ob es dem I0C-
Prasidenten Thomas Bach gelingt, die Ver-
gaberichtlinien und die Rahmenbedingungen flr
Olympische Spiele zu Uberarbeiten und die Vor-
Ort-Bedingungen der Bewerberstddte wesentlich
starker zu berlcksichtigen, als es bisher der Fall
war. Als Bewerber, und nun komme ich zu dem
Aspekt, der sich im Titel der SPD-Fraktion aus-
driickt, dirfen wir uns auf dem Weg zu kompakten,
transparenten und nachhaltigen Spielen in Ham-
burg nicht beirren lassen. Alles andere wiirde mei-
ne Fraktion und, da bin ich mir sicher, auch Ham-
burg nicht akzeptieren.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Aber das vorliegende Konzept lasst auch nichts
anderes vermuten. Ich finde es gelungen und da-
fir, auch das muss gesagt werden, ein grolies
Dankeschon an alle Beteiligten.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Die Ausrichtung Olympischer Sommerspiele ware
fir Hamburg insgesamt eine grofte Chance. Wird
das Konzept Realitat, wird Hamburg, werden Infra-
struktur und weltweiter Ruf unserer Stadt ganz we-
sentlich profitieren. Notwendige Infrastrukturprojek-
te — StralRen, Wohnungen, o6ffentlicher Nahverkehr,
Sportstatten — kénnten mit externer Unterstitzung
wesentlich beschleunigt werden. Das Image Ham-
burgs als Sportstadt wiirde in die ganze Welt ge-
tragen. Die Stadt kdnnte einen Ruf als Weltstadt
erlangen, und zwar nicht nur in den Kdpfen der
Menschen, die hier leben, sondern in der ganzen
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Welt und ganz real. Aber bis dahin ist es noch ein
weiter Weg, wir stehen noch ganz am Anfang des
Projekts. Wir haben aber mit dem vorliegenden
Konzept einen groflen Schritt getan. Weitere mus-
sen nun folgen. Vor allem wichtige Fragen der Fi-
nanzierung gilt es zu klaren. Ich gehe davon aus,
dass mit der Vorlage der Machbarkeitsstudie, die
die Birgerschaft vom Senat erbeten hat, viele offe-
ne Fragen geklart werden, besonders die, in wel-
chem Umfang sich die Bundesregierung an den zu
erwartenden Kosten beteiligen wird. Erst wenn wir
einen verlasslichen Finanzrahmen haben, wenn
wir wissen, was die Spiele die Stadt kosten, wird
ein Referendum im kommenden Frihjahr sinnvoll
und erfolgreich sein.

Kurzum: Die FDP-Fraktion unterstiitzt den einge-
schlagenen Weg. Wir sehen in Olympia eine Rie-
senchance fur die Stadt, die wir nutzen sollten. Wir
werden Birgermeister Scholz aber auch immer
wieder an sein Versprechen erinnern — ich zitie-
re —

"[...] kompakte, nachhaltige Spiele, die frei
sind von jedem Gigantismus und hervorra-
gend in die Stadtentwicklung passen".

— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt jetzt der
Abgeordnete Dr. Scheuerl.

Dr. Walter Scheuerl fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr geehrte Abgeordnete, sehr
geehrter Herr Blrgermeister Scholz und sehr ge-
ehrter Herr Senator Neumann! Hamburg hat eine
Chance auf Olympische Spiele, darauf, Austra-
gungsstadt fir die Olympischen Spiele 2024 oder
2028 zu werden, wenn es sich gemeinschaftlich
mit Berlin bewirbt. Ich will lhnen das kurz darlegen.

Es ist im Moment offenbar nicht allen gelaufig, wie
das Verfahren fir eine Bewerbung nach der olym-
pischen Charta aussieht. Es ist nicht so, wie es bei
den Vorrednern teilweise durchklang, dass Ham-
burg und Berlin sich mit jeweils rund 50 Millionen
Euro je Bewerbung — so hoch sind die Kosten, die
das 10C daflr kalkuliert — bis zur Wahl durch das
IOC durch das Verfahren schldangeln und dann am
Ende vielleicht den Zuschlag bekommen kénnten.
So lauft das Verfahren nicht. Das Verfahren nach
der I0C-Charta ist klar: Das Nationale Olympische
Komitee muss entscheiden, welche Stadt als Be-
werberstadt vorgeschlagen wird.

Pro Land darf nur eine Stadt ins eigentliche Ver-
fahren gehen. Das |IOC entscheidet erst ganz am
Schluss. Wir wissen bis jetzt von Budapest als Be-
werber; vielleicht kommen noch weitere Stadte hin-
zu. Aber es wird nicht dazu kommen, dass das
IOC sich irgendwann zwischen den Bewerbern

Hamburg und Berlin entscheidet, sondern diese
Entscheidung muss vorab getroffen werden. Man
msste also jetzt tGiberlegen, welche Stadt den Vor-
zug bekommt. Wenn Hamburg sich gemeinsam mit
Berlin bewirbt, ware es auf jeden Fall in der
Endentscheidung dabei, denn das NOC wirde
selbstverstandlich eine solche gemeinschaftliche
Bewerbung, wie sie in Artikel 34 der olympischen
Charta ausdriicklich vorgesehen ist, in das Verfah-
ren des IOC einspielen. Hamburg ware dabei und
kénnte am Schluss flir viele spannende Wettbe-
werbe Austragungsort werden.

(Juliane Timmermann SPD: Das ist nicht
richtig, Herr Scheuerl!)

Das eigentliche Risiko besteht aber doch in Fol-
gendem: Hamburg hat zurzeit 30 Milliarden Euro
Schulden. 30 Milliarden Euro Schulden bedeuten,
dass die Hamburger Steuerzahler schon heute und
morgen und Ubermorgen jeden Tag rund 1 Million
Euro an Zinsen erwirtschaften missen. Dieses fro-
he Fest der Olympischen Spiele kostet nach den
Uberschlagigen Schatzungen, die der Senat in sei-
nem Konzept vorgelegt hat, mindestens 6 Milliar-
den Euro an operativen Kosten, wenn Hamburg
diese Spiele allein austragt. Da soll ein teures
Olympiastadion in der HafenCity gebaut werden,
das anschlieflend wieder auf 20 000 Platze zuriick-
gebaut werden soll, da soll im Osten der HafenCity
fur viele Millionen Euro ein olympisches Dorf ge-
baut werden, das anschlieBend als Wohnungen
dienen soll.

(Arno Miinster SPD: Ja, was heil3t denn, als
Wohnungen dienen soll? Das stimmt doch!)

Aber vor allem werden, vorausgesetzt, die Spiele
finden in Hamburg statt, hier Bauten gebaut, die es
in Berlin langst gibt. Berlin hat ein Olympiastadion
und andere Sportstatten; Hamburg hat wiederum
Sportstatten, die Berlin nicht hat. Es ist also in der
heutigen Zeit und angesichts der Verschuldung
von Hamburg und der noch um ein Vielfaches ho-
heren Verschuldung von Berlin vollig abwegig,
zwei hoch verschuldete Stadte streitig gegeneinan-
der ins Rennen um die Olympischen Spiele zu
schicken, wenn beide zusammen Synergieeffekte
heben kénnten.

(Dietrich Wersich CDU: Minus und Minus er-
gibt Plus!)

Beide zusammen konnten viele Baukosten sparen.
So ist es auch gute Tradition: Wir haben die Olym-
pischen Spiele in Minchen gehabt mit den Segel-
wettbewerben in Kiel. Kiel profitiert noch heute da-
von. Selbstverstandlich kdnnte man eine gemein-
same Austragung ohne Weiteres mit allen positi-
ven Effekten fir unsere Stadt durchziehen. Deswe-
gen appelliere ich an den Senat, an Herrn Neu-
mann und an alle, die beteiligt sind, doch bitte
schon Gesprache aufzunehmen. Sie kdnnen
schon jetzt mit dem Nationalen Olympischen Komi-
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tee sprechen, Sie kdnnen schon jetzt mit den Ver-
tretern in Berlin sprechen. So eine gemeinsame
Bewerbung, bei der alle ihr Bestes ins Rennen
schicken, wird am Ende auch erfolgreich sein.
Wenn das nicht passiert, 1auft dieses Bewerbungs-
verfahren — und es geht um viele Millionen Euro al-
leine fir die Bewerbung — auf ein teures "Alles
oder nichts"-Spiel hinaus: ein teures Alles oder ein
teures Nichts. Das brauchen wir nicht. Wir kdnnen
mit Berlin zusammen erfolgreich sein. Lassen Sie
es uns anpacken. — Vielen Dank.

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt nun Se-
nator Neumann.

Senator Michael Neumann:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Der Deutsche Olympische Sportbund — es gibt
ihn seit 2006, das Nationale Olympische Komitee
ist damals aufgelést worden — hat entschieden,
sich fur 2024 oder 2028 um die Austragung Olym-
pischer und Paralympischer Sommerspiele zu be-
werben. Das ist eine gute, das ist eine richtige Ent-
scheidung fiur unser Land.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Aus Sicht des DOSB kdnnen nur zwei Regionen
Austragungsorte solcher Olympischer und Pa-
ralympischer Sommerspiele sein, und das sind
Berlin und Hamburg. Der DOSB hat sich entschie-
den, mit einer Stadt anzutreten, denn ein olympi-
sches Dorf soll die Gemeinschaft aller Sportlerin-
nen und Sportler reprasentieren, und es macht we-
nig Sinn, zwei oder drei olympische Ddrfer in Berlin
und Hamburg oder gar noch am Segelstandort vor-
zuhalten. Das ware exakt das Gegenteil dessen,
was das IOC mit seiner olympischen Idee, wie ich
finde, auch richtig vertritt.

(Beifall bei der SPD)

Die Tatsache, dass der Deutsche Olympische
Sportbund Hamburg fir eine Region halt, die in der
Lage ist, Olympische und Paralympische Sommer-
spiele durchzufiihren, ist auch das Ergebnis der
Sportpolitik der letzten zehn Jahre in unserer Stadt
und damit vor allem ein Kompliment an die Sportle-
rinnen und Sportler, die Vereine und Verbande in
Hamburg. Ich finde, das verdient Respekt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDu)

Der Vorschlag des DOSB fiigt sich aber auch in
den Zeitrahmen der von uns gemeinsam beschlos-
senen Hamburger Dekadenstrategie ein, die vom
Hamburger Sportbund, dem Olympiastitzpunkt
Hamburg/Schleswig-Holstein, der Handelskammer
und der Stadt gemeinsam erarbeitet und vom Se-
nat als Teil seines Arbeitsprogramms Ubernommen
wurde. Diese Vorgehensweise ist im Ubrigen in
Deutschland einmalig und sicher mit ein Grund,

weshalb der DOSB in besonderer Weise auf unse-
re Stadt schaut.

Ziel der Dekadenstrategie war von Anfang an
— und ist es auch heute noch —, Hamburg bis 2020
so aufzustellen, dass wir uns erfolgreich um jede
nationale wie internationale Sportgrof3veranstal-
tung bewerben kénnen. Deshalb dirfen wir uns
durch die Diskussion um Olympische Sommerspie-
le auch nicht vom eingeschlagenen Weg der Deka-
denstrategie abbringen lassen. Das eine ist die
kontinuierliche und verlassliche Weiterentwicklung
des Sportstandorts Hamburg, das andere ist, er-
ganzend dazu, eine mdgliche Olympiabewerbung.
Mit der Entscheidung des DOSB erkennt dieser
den in Hamburg eingeschlagenen Weg zum einen
an, zum anderen fugt sich seine Vorgehensweise
nahtlos in unsere Dekadenstrategie ein. Damit ist
ein weiterer Beweis fir die Richtigkeit unseres von
allen hier im Parlament gemeinsam eingeschlage-
nen Weges in der Hamburger Sportpolitik erbracht.

(Beifall bei der SPD)

Der Deutsche Olympische Sportbund hat sich ent-
schieden — auch das ist eine kluge Entschei-
dung —, keinen erneuten Beauty Contest, also kei-
nen Schoénheitswettbewerb zwischen den mogli-
chen Austragungsstandorten durchzufiihren, son-
dern beiden Stadten einen identischen Fragenka-
talog vorzulegen. Diese 13 Fragen haben wir frist-
gerecht zum 31. August vollumfanglich beantwortet
und gleichzeitig der Offentlichkeit vorgestellt. An
dieser Stelle méchte ich herzlichen Dank all denje-
nigen sagen, die dabei mitgemacht haben: der Zu-
kunftskommission, dem Sport, den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in der Verwaltung und natir-
lich auch den Verfasserinnen und Verfassern der
fast 350 Vorschlage im Internet. Mein Dank geht
auch an die Fraktionsvorsitzenden und die sport-
politischen Sprecherinnen und Sprecher fiir die
sehr enge und sehr vertrauensvolle Zusammenar-
beit in der parlamentarischen Begleitgruppe.

(Beifall bei der SPD)

Das jetzt vorgestellte Hamburger Konzept fir die
Austragung Olympischer und Paralympischer
Sommerspiele in unserer Stadt ist sowohl stadte-
baulich als auch infrastrukturell und vor allem
sportpolitisch bisher auf gro3e Zustimmung gesto-
Ren, und das nicht nur in Hamburg. Trotzdem geht
es in den nachsten Wochen und Monaten darum,
in den verschiedensten Formen und Foren die Dis-
kussion Uber das Hamburger Konzept zu suchen,
um es weiterzuentwickeln und Kritikpunkte aufzu-
nehmen. Deshalb werden wir natirlich auch die
13 Fragen der Olympiakritiker nicht nur ernst neh-
men, sondern sie auch beantworten. Anfang dieser
Woche habe ich die Diskussionsreihe "Spiele im
Dialog" mit einer Veranstaltung in der Stiftung
Alsterdorf gestartet. Wir werden diese Foren auch
mit anderen Partnerinnen und Partnern in der gan-
zen Stadt und den verschiedensten Facetten
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Olympischer und Paralympischer Sommerspiele
fortsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Denn je mehr man sich mit der faszinierenden Idee
der Konzeption von kompakten Spielen im Herzen
Hamburgs beschéaftigt, desto mehr fangt man auch
Feuer fur die Idee von Olympischen und Paralym-
pischen Spielen in unserer Stadt. Stadtentwick-
lungspolitisch fligt sich die Nutzung des Ubersee-
quartiers und des Kleinen Grasbrooks in die
grolRen Entwicklungslinien "Sprung Uber die Elbe"
nach Siden und Wachstum entlang von Elbe und
Bille nach Osten organisch ein. Ein neuer, attrakti-
ver Stadtteil mit gut 4000 neuen Wohnungen, ein
Drittel davon geforderter Wohnungsbau, der weite-
re Ausbau der OPNV-Linien, Investitionen in die
Sportanlagen des Breiten- und des Spitzensports,
schlissige Nachnutzungskonzepte fir das Olym-
piastadion, die Olympiahalle und das Olym-
piaschwimmbad und das Ganze in einem Radius
von 10 Kilometern um die Hamburger Innenstadt
sind ein einmaliges Angebot an die olympische Be-
werbung. Deshalb glaube ich, dass auf der einen
Seite Hamburg Olympia ganz viel geben kann,
dass aber auch diese Chance auf Olympische und
Paralympische Spiele ganz viel unserer Stadt ge-
ben kann.

(Beifall bei der SPD)

Unser Angebot, unser Konzept sieht vor, grandio-
se Sommerspiele in einem demokratischen, sozia-
len Rechtsstaat durchzufiihren, die die Menschen
wieder an die olympischen Werte glauben lassen;
Vorbild sind natirlich die Spiele in London 2012.
Ich bin dankbar, dass uns beispielsweise Transpa-
rency International in diesen Fragen berat und zur
Seite steht. Dass dies notwendig ist, hat auch der
Prasident des IOC erkannt und deshalb seinen Re-
formprozess 2020 initiiert. Wenn Thomas Bach da-
mit erfolgreich ist — und ich habe keine Zweifel dar-
an, dass er erfolgreich sein wird —, dann ist das
Hamburger Konzept genau das Angebot, das die
olympische Bewegung international braucht.

Vielleicht gestatten Sie mir in diesem Zusammen-
hang eine letzte Bemerkung, ein wenig auch be-
zugnehmend auf den Tenor der Links-Fraktion.
Nehmen wir einmal fiktiv an, dass die formulierten
Vorwirfe gegen das 10C zutreffen wirden,

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Und, sind
sie richtig?)

dann stellt sich trotzdem die Frage, was wir ge-
meinsam bereit sind zu tun, um die wunderbare
olympische Idee und ihre Werte wieder auf ihren
Kern zurickzufiihren. Da reicht es eben nicht aus,
sich darauf zu reduzieren, Kritik zu Gben, denn die
Begeisterung flr den Spitzensport, fir Olympia
und fur Paralympische Spiele ist riesig in unserer
Stadt, aber auch in unserem Land. Ich erinnere nur
an den Empfang unserer Sportlerinnen und Sport-

ler nach den Spielen von London bei uns im Hafen
und in diesem Rathaus. Nicht ohne Grund mdchte
und wird der DOSB dies 2016 fiir die Ruckkehrer
aus Rio in Hamburg wiederholen. Gerade deshalb
missen wir Hamburgerinnen und Hamburger nun
aber auch den zweiten Schritt tun: nicht nur Kritik
Uben, sondern auch einen aktiven Beitrag fir die
olympische und paralympische Bewegung leisten.
Genau das ist die Hamburger Chance. Wir bieten
dem DOSB wie dem IOC ehrliche, offene und de-
mokratische Sommerspiele im Herzen unserer
Stadt an. Wir bieten Olympia 2.0 an. Damit will ich
die Kritik nicht als unberechtigt erscheinen lassen,
aber Kritik alleine reicht nicht aus, das ist zu wenig.
Hamburg will mehr. Wir wollen gestalten, wir wol-
len Verantwortung tUbernehmen. Deshalb lade ich
alle ein, mitzumachen und diese einmalige Chance
fir unsere Stadt, aber auch fiir die olympische und

paralympische Bewegung zu nutzen. — Vielen
Dank.
(Anhaltender Beifall bei der SPD und der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Von der Fraktion DIE
LINKE erhalt jetzt Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich fand die Aktuelle
Stunde bisher sehr interessant, weil sie gezeigt
hat, dass der so viel beschworene gro3e Konsens
zwischen allen Fraktionen gar nicht so konsensual
ist; die ersten fangen an zu wackeln.

(Jens Kerstan GRUNE: So haben sie von
Anfang an geredet!)

Wenn ich mir die Rede von Herrn Kerstan anhore,
dann hat sie sehr viel von einem griinen Wackel-
pudding, den man nicht halten kann und wo man
weil nicht, was die GRUNEN wirklich wollen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Auch Frau Suding ist schon ein paar Schritte zu-
rickgegangen. Ich fand es sehr interessant, dass
Sie sich positiv auf unseren Albtraum 10C bezie-
hen.

(Katja Suding FDP: Das haben Sie nicht ge-
schafft, Frau Sudmann!)

Ich will eines vorweg schicken: Sportlich ist Olym-
pia klasse. Olympia ist dann klasse, wenn wir kein
Doping haben, sondern ein faires Messen zwi-
schen den Sportlerinnen und Sportlern der Welt.
Das ist wirklich klasse. Doch die meiste Musik bei
Olympia spielt nicht der Sport, es geht dabei um
ganz andere Themen. Und wenn ich mir die Reden
der anderen Fraktionen anhdére, dann kann ich
feststellen, dass sie ganz schon verzweifelt sind.
Sie malen das Bild an die Wand, dass Hamburg
ohne Olympia quasi vor die Hunde gehe,
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie haben ja Pa-
ranoia, Frau Sudmann!)

dass Hamburg ohne Olympia einpacken kdnne.
Wir sagen im Gegensatz zu lhnen: Hamburg kann
einpacken mit Olympia, denn das, was dabei an
Kosten auf Hamburg zukommt, wird aus 16 Tage
feiern 16 Jahre Katerstimmung machen, in denen
ganz viele Sportvereine, ganz viele Sozialeinrich-
tungen darunter leiden werden, dass kein Geld da
ist.

Nun will ich auf das Argument von Herrn Dressel
eingehen. Sie sagen, wir bieten Transparenz. Sie
sagen ganz transparent, zu den Kosten kénnen wir
heute noch nichts sagen.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Ich bin mir ziemlich sicher, dass Sie uns auch im
Frihjahr 2015 nicht werden vorlegen kdnnen, was
wirklich dabei herauskommt, wie teuer es sein
wird. Sie kdnnen so gut wie alle Olympiastadte fra-
gen, alle haben zu Anfang mit ganz niedrigen Zah-
len — allerdings schon im Milliardenbereich — gear-
beitet, und nachher sind es dann doch teilweise
100, 200 oder sogar 800 Prozent mehr geworden.
Herr Dressel, Sie sagen, die Birger und Biirgerin-
nen dirften am Schluss abstimmen. Wann ist denn
der Schluss bei lhnen? Bei lhnen ist der Schluss
ganz frih, wenn die Kosten noch gering sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nee, im nachs-
ten Frdhjahr! Irgendwann muss man sich ja
mal entscheiden!)

Das Problem wird namlich sein, dass Sie im Frih-
jahr 2015 nicht sagen kdénnen, was ist.

Und jetzt kommen wir zum 10C. Herr Neumann,
Sie haben eben davon gesprochen, die Kritik der
LINKEN am IOC miisse mehr sein als Kiritik. Sie
auflern doch selber Kritik; Sie sagen, es musse ein
Reformprozess angestolten werden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, genau!)

Im Dezember wird aber erst darliber diskutiert, wie
das I0C sich vielleicht reformieren wird. Ich habe
eben ein bisschen gedacht: Ich bin sicher, die im
IOC zittern vor Neumann und Scholz und davor,
was die fur Forderungen haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau das wird nicht der Fall sein. Warum glau-
ben Sie, dass die Hamburger SPD es schaffen
wird, diesen Laden irgendwie zu verandern? Ich
frage Sie: Ist fur den Senat ein verlasslicher Ver-
tragspartner, der weltweit der Korruption bezichtigt
wird, der keine Transparenz zulasst und dem man
nachsagt, vollig undemokratisch zu sein? Mit de-
nen wollen Sie verhandeln?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber die LIN-
KEN!)

Ganz zum Schluss méchte ich einen SPD-Genos-
sen zitieren. Sehen Sie es mir nach, es ist kein
SPD-Genosse aus Hamburg, sondern einer aus
Berlin, Herr StéR; ich weill gar nicht, was er ist, In-
nensenator?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der ist Landes-
vorsitzender!)

— Landesvorsitzender, Entschuldigung.
Herr StoR hat sehr treffend gesagt:

"Eigentlich musste das |IOC sich bei uns be-
werben und nicht umgekehrt."

Das ware der richtige Weg.
(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt erhalt Frau Juliane
Timmermann von der SPD-Fraktion das Wort.

Juliane Timmermann SPD:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe mir fest vorge-
nommen, meinem Beitrag erst einmal unsere Ge-
meinsamkeit voranzustellen, ndmlich das, was wir
nicht wollen und was das ganze Parlament vereint:
Wir wollen kein Athen mit seinen Bauruinen, kein
zweites Sotschi, und wir wollen auch keine Stadt
— ich schaue Herrn Jarchow an, er wird sich erin-
nern —, in der man nur noch mit Visa Geld holen
kann. Alles das wollen wir nicht, und es gibt da
noch viele andere Dinge. Allerdings bin ich nach
dem, was von der LINKEN gesagt worden ist, ein
wenig irritiert. Das erinnert mich an etwas, was ich
oft in der Schule erlebe — Frau Heyenn wird mir
wahrscheinlich gleich zustimmen kénnen —, bei
meiner dreiundneunzigjahrigen Oma erlebe ich es
auch, und zwar diese selektive Wahrnehmung bei
den LINKEN.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Hej, lhre
Oma ist bei den LINKEN! — André Trepoll
CDU: Ich dachte, die ware in der SPD!)

Man hort und liest nur das, was man moéchte, was
die eigenen Argumente bestatigt, anstatt sich auch
einmal mit anderen Argumenten zu befassen. Ich
finde es gut und richtig, dass kritische Fragen ge-
stellt werden und dass diese auch beantwortet
werden mussen. Genau das versucht der Senat,
und es ist mit dem vorliegenden Konzept an vielen
Stellen auch schon gelungen. Dass die Chancen
und Risiken, die in der Machbarkeitsstudie abge-
fragt werden, beurteilt werden mussen, ich glaube,
darin sind wir uns alle einig. Aber bei der LINKEN
treten leicht diese Beildreflexe auf anstatt auch ein-
mal andere Argumente — und das meine ich mit
der selektiven Wahrnehmung — wahrzunehmen
und einfach hinzunehmen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Sudmann, ich kann lhnen an einem Punkt
recht geben: Die Olympischen Spiele — das ist mir
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ganz wichtig — und die Paralympischen Spiele sol-
len ein grofles sportliches Fest sein, bei dem es im
Kern um Frieden und Vélkerverstandigung geht.
Das Konzept, das der Senat vorgelegt hat — ein
Dank an die Projektgruppe und die Mitarbeiter, die
zum Teil hier sind —, kann genau das darstellen.
Bei den Hamburger Allympics wird auch der Brei-
tensport berlcksichtigt. Es geht nicht nur um
Leistungssport, es geht nicht nur um Stadtentwick-
lung, es geht nicht nur um Nachhaltigkeit — all das
ist mit beriicksichtigt. Es geht darum, die Teilhabe
von Menschen mit und ohne Behinderung in einer
Form darzustellen, die sehr einmalig ist und den
Olympischen Spielen guttun wird.

(Beifall bei der SPD)

Herr Yildiz, ich wirde von lhnen gerne eine Frage
beantwortet bekommen. In lhrer Pressemitteilung
stand, es wirde zu Mietsteigerungen und Verdran-
gungsprozessen kommen. Auch Frau Meier in
Farmsen wirde sicherlich gerne erklart bekom-
men, was die Olympischen Spiele mit Mieterho-
hungen bei ihr zu tun haben. Das sind diese Beifl3-
reflexe. Da werden dann Vorurteile, aber auch
Gentrifizierungsangste und kritische Fragen — bei-
des muss man ernst nehmen — in einer Art und
Weise zu einer Pressemitteilung verarbeitet, die
ich falsch finde.

(Beifall bei der SPD)

Zu lhrer Einschatzung, Frau Sudmann, dass das
IOC sicherlich nicht auf Herrn Scholz und Herrn
Neumann warte. Ich glaube, dass das I0C dem
Druck, Veranderungsprozesse ernst zu nehmen,
und den Reformbemihungen, die Thomas Bach
anstrebt, kaum noch wird ausweichen kdonnen. Es
gehdrt zur Wahrheit dazu, dass in den letzten Jah-
ren mittlerweile finf Stadte Nein gesagt haben zu
Olympia, entweder durch den Birgermeister oder
durch Blurgerbeteiligung, darunter Stadte wie
Stockholm, Minchen oder Graubliinden. Wenn das
IOC Olympische und Paralympische Spiele in de-
mokratischen Landern und mit einem Konzept, wie
wir es jetzt vorgelegt haben, veranstalten will, dann
braucht es endlich ein positives Ergebnis, und da-
zu kann Hamburg einen Beitrag leisten.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Letzter Satz, und zwar zur Agenda 2020. Es ist
schon gesagt worden: Bewerbungs- und Auswahl-
verfahren, die nationalen Besonderheiten, auf die
man eingehen will, alles das sind Schritte, die rich-
tig und wichtig sind. Wir sind da ein guter Beitrag
und unser Konzept wird dort Gberzeugen.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Yildiz von der Fraktion der LINKEN.

(Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt kommt Weltbe-
wegendes! — André Trepoll CDU: So, alles
gemerkt?)

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Frau Timmermann, um
auf lhre Frage zu antworten, woher wir diese Be-
hauptungen haben: Lesen Sie bitte unsere Studie.
Das sagen alle. Alle Akteure, die sich in den letz-
ten Jahren mit Olympia befasst haben,

(André Trepoll CDU: Unfug!)

zeigen auf, welche Folgen das fir die Mieten, die
Stadtteilentwicklung und die Immobilienpreise hat.
Ich brauche daher nichts weiter dazu zu sagen.

Zweitens: Das, was der Senat uns vorgelegt hat,
ist ein Wunschkonzert des Senats. Das Problem
ist, dass das IOC nicht nach den Kriterien vorgeht,
die der Senat in seinem Konzept betont, sondern
eigene Kriterien hat. Wenn es tatsachlich so ware,
dass die austragende Stadt mitbestimmen dirfte,
unter welchen Bedingungen Olympia stattfindet,
warum sollte man dann dagegen sein? Dann wur-
den wir Uber die Inhalte und die Form bestimmen
und dartber, wie ein langfristiger Erfolg aussehen
kénnte und was Olympia fir uns bedeutet. Aber
dariiber haben wir nicht zu bestimmen. Dass in
Athen und anderen Landern Monsterstadien ge-
baut worden sind, war nicht die Entscheidung der
Regierungen vor Ort, sondern das war die Ent-
scheidung des I0C. Man kann sich nicht einfach
so hinstellen und sagen, wir haben eine Wunsch-
vorstellung und das 10C Ubernimmt das. Wir kon-
nen noch nicht einmal mit dem IOC dariber ver-
handeln. Wir kénnen nicht uber die Kriterien ver-
handeln, unter denen Olympia in Hamburg stattfin-
det. — Danke schon.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Frau Dr. Schaal von der SPD-Fraktion.

(André Trepoll CDU: Warum das denn?)

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Denjenigen, die insbesondere
kritisieren, dass die Olympischen Spiele nicht
nachhaltig seien und die Umwelt schadigten, kann
ich nur sagen: Sehen Sie einmal ins Bewerbungs-
konzept und in die Antworten des Senats auf die
13 Fragen des DOSB, dann wirden Sie sich eine
andere Meinung bilden.

(Beifall bei der SPD)

Denn man wird dem Senat kaum nachsagen kon-
nen, dass die Spiele nicht nachhaltig oder umwelt-
freundlich durchgefihrt werden — sollten wir die
Spiele denn tatsachlich ausrichten kdnnen, das
muss man immer dazu sagen. Wir als SPD wollen
und werden Hamburgs guten Ruf als griine Metro-
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pole am Wasser mit der Durchfihrung der Spiele
nicht aufs Spiel setzen, ganz im Gegenteil.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden den Beweis daflr antreten, dass eine
solche Groldveranstaltung auch einen Schub flr
umweltfreundliche und nachhaltige Stadtentwick-
lung sein kann. Hamburg wird durch die Spiele ein
internationales Schaufenster fir Nachhaltigkeit, fur
Umwelt- und Klimafreundlichkeit werden, da bin ich
mir ganz sicher, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Alles andere wilrde auch nicht zu Hamburg pas-
sen.

(Finn-Ole Ritter FDP: Schénes Schlusswort!
— André Trepoll CDU: Gibt's denn noch was
Neues?)

Im Masterplan Klimaschutz hat sich die Stadt be-
reits festgelegt. Fur 2050 werden wir den Energie-
und Warmebedarf weitestgehend aus erneuerba-
ren Quellen decken. — Herr Ritter, ich kann immer
noch lauter als Sie, ich habe namlich das Mikrofon.

(Beifall bei der SPD)

Die intelligente Steuerung virtueller Kraftwerke wird
die Energieversorgung effizienter machen. Power-
to-Heat und Power-to-Gas helfen, dass erneuerba-
re Energien, insbesondere auch der Windstrom
von und vor der Kiste, in die Warme- und Strom-
versorgung integriert werden.

(André Trepoll CDU: Elektrowarme!)

Das geht, weil wir bereits den Volksentscheid um-
setzen und dann auch Uber die notwendigen Tech-
nologien und die notwendige Infrastruktur verfu-
gen. Die Stadt baut mit HAMBURG ENERGIE
schon jetzt die Energieversorgung mit erneuerba-
ren Energien aus.

(Vizeprasidentin Barbara Duden uUbernimmt
den Vorsitz. — Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt
kommen wir ein bisschen vom Thema ab!)

— Dann schauen Sie doch einmal in die Bewer-
bungsunterlagen, Herr Ritter.

Die Anordnung der Spiele auf dem Grasbrook ge-
winnt fir die Stadt Flachen zurlick, die spater fur
Wohn- und Freizeitbedarfe weiter genutzt werden
kénnen, zumal die Spiele durch die entsprechende
Infrastruktur etwas ganz Besonderes auslésen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Dr. Schaal, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Wersich?

Dr. Monika Schaal SPD (fortfahrend): Nein, dan-
ke.

Das vorgeschlagene Flachenrecycling ist vom
Feinsten.

(Beifall bei der SPD)

Etwas Besonderes ist es auch, dass in die Planun-
gen auch die Naturschutzverbande einbezogen
werden sollen. Das lese ich als Umweltpolitikerin
nattrlich besonders gern. Ein begleitendes Frei-
raumkonzept fir die Spiele wird spater Teil der
grinen Ringe werden und noch mehr Freiraum-
qualitat fur die Stadt schaffen.

(André Trepoll CDU: Die olympische Idee
leidet!)

Das Verkehrskonzept fir den Grasbrook und seine
Anbindung an die Stadt kann umweltfreundlicher
nicht sein.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Dr. Schaal, bitte entschuldigen Sie die Unter-
brechung. Sie hatte eben mit der Bemerkung, sie
habe das Mikrofon, durchaus recht. Deshalb: Ent-
weder héren Sie ihr zu oder sind leiser.

Dr. Monika Schaal SPD (fortfahrend): Das Kon-
zept setzt sportlich auf FuR- und Radverkehr. Da
keine breiten Fahrstrallen gebraucht werden, kann
die Bodenversiegelung auf ein Minimum be-
schrankt werden. Die Verkehrsvermeidung ist
gleichzeitig Larmverminderung und ein Beitrag zur
Luftqualitat. Gleichwohl missen wir uns dann doch
mit dem Zubringerverkehr beschaftigen. Der wird
wahrend der Spiele sehr direkt dorthin fiihren und
die Stadt nicht UbermaRig belasten. Schiffshuttles
und Gleisanschluss vor Ort bei den Spielen sind
gut fur Gaste, entlasten aber auch die Hamburge-
rinnen und Hamburger und die Umwelt.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde es richtig und wichtig, dass die Bauten
flachensparend mit 6kologisch einwandfreien Bau-
stoffen und mit hdochsten Energiestandards gebaut
werden. Nachhaltiger Gebaudebetrieb und Barrie-
refreiheit sind Selbstverstandlichkeiten. Niedrig-
energie und Passivhausstandards werden dann
MaRstabe setzen. Auch die Versorgung und Cate-
ring so vieler Menschen sind eine Herausforde-
rung, die nachhaltig und umweltfreundlich bewaltigt
werden kann und muss. Aus der Region, gentech-
nikfrei, frisch

(Finn-Ole Ritter FDP: Ohne Fleisch!)

wird nicht nur gut fur Gaste und Sportler sein, son-
dern auch fir viele Betriebe im Umland. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr zu diesem Thema,
sodass wir nun zum zweiten Thema der Aktuellen
Stunde kommen kdnnen, angemeldet von der
CDU-Fraktion:

Ahnungslos oder liberfordert? — Senato-
rin Blankau genehmigt zweifelhafte Ne-
bentatigkeit fiir Chef eines offentlichen
Unternehmens

Wird das Wort gewilnscht? — Herr Kleibauer von
der CDU-Fraktion bekommt es.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Seit wenigen Wochen ist der
Vorstandsvorsitzende der SAGA GWG parallel zu
seiner Tatigkeit fir unsere stadtische Gesellschaft
im Aufsichtsrat eines grofRlen privaten direkten
Wettbewerbers. Meine Damen und Herren, das
geht gar nicht.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Frau Senatorin Blankau, Sie missen uns hier und
heute erklaren, warum Sie diese Doppelfunktion
genehmigt haben und vor allen Dingen, warum Sie
das als Aufsichtsratsvorsitzende allein genehmigt
haben. Das mussen Sie an dieser Stelle tun.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Es gibt einen Hamburger Corporate Governance
Kodex als Selbstverpflichtung des Senats fir die
Steuerung offentlicher Unternehmen. Darin ist klar
und deutlich geregelt, dass eine solche Entschei-
dung vom gesamten Aufsichtsrat zu treffen ist, und
dieser Kodex ist doch ein zentraler Standard.
Einen solchen Kodex macht man doch nicht nur,
um ihn ans Schwarze Brett zu nageln, sondern er
beweist sich doch genau in einer solchen Situati-
on, wenn kritische Fragestellungen zu beurteilen
sind; das ist quasi der Lackmustest. Sie haben
hiermit gezeigt, wie ernst oder wenig ernst Sie die-
sen Kodex nehmen.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Dieser Kodex behandelt nicht nur die Frage der
Nebentatigkeit und differenziert, ob sie im Interes-
se der Gesellschaft ist oder mehr im privaten Inter-
esse, sondern er behandelt auch die Frage des
Wettbewerbsverbots. Darauf sollten Sie an dieser
Stelle ebenfalls eingehen. Senatorin Blankau hat
hier nicht nur jegliches Fingerspitzengefuhl vermis-
sen lassen, sondern auch gegen die eigenen Re-
geln des Senats zur Steuerung o6ffentlicher Unter-
nehmen und Beteiligungen verstolRen.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Das Ganze ist klar erkennbar. Wir haben zwei
groRe Wohnungsunternehmen. Die SAGA, groRter
Wohnungseigentimer in der Stadt und bewusst
immer im 6ffentlichen Eigentum gehalten mit rund
130 000 Wohnungen, und die Deutsche Anning-
ton, von Finanzinvestoren aufgebaut, mit 2000
Wohnungen in Hamburg und im Ubrigen, wenn
man sich das einmal genau ansieht, noch viel
mehr Wohnungen direkt im Hamburger Umland, in
Geesthacht, in Norderstedt, in Ahrensburg, in We-
del und Elmshorn. Sie kénnen nicht nur auf die An-
zahl in Hamburg verweisen. Das ist ein grol3er pri-
vater Player im Hamburger Raum. Hier liegen doch
die Interessenkonflikte auf der Hand. Man spricht
dann mit den gleichen Lieferanten Uber die glei-
chen Projekte mit den gleichen Kredithehmern.
Dann redet man auf zwei Seiten Uber Strategien
auf der Mieterseite und wo man investiert. Das
liegt doch auf der Hand. Es gibt fir Interessenkon-
flikte zwei klare Regelungen. Die erste Regelung
ist ganz klar: vermeiden, wo es geht.

(Arno Miinster SPD: So ein Quatsch!)

Da Interessenkonflikte nicht immer zu vermeiden
sind, lautet die zweite Regel, sie der Offentlichkeit
transparent zu machen. Auch das ist an dieser
Stelle Gberhaupt nicht erfolgt.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Sie haben noch nicht einmal den Aufsichtsrat der
SAGA GWG darlber informiert, dass der Vor-
standsvorsitzende eine Nebenbeschaftigung hat.
Es ist doch putzig, Herr Dressel, dass die Regie-
rungsfraktion dariiber nachdenkt, Karenzzeiten fur
ausgeschiedene Senatoren einzuflihren, aber bei
anderen quasi vorgezogene Altersregelungen zu-
lasst und sagt, ihr kdnnt euch schon zwdlf Monate
vorher um eure Anschlussperspektive kiimmern,
da brauchen wir so etwas wie Karenzzeiten nicht.
Da ist doch eine grof3e Schieflage.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Das ist nicht nachvoll-
ziehbar, das ist ganz schlechter Stil. Man kann ei-
ne Nebentatigkeit auch nur vollstandig beurteilen,
wenn man sich gleichzeitig die Hohe der Vergu-
tung ansieht. Es geht hier um 100 000 Euro, das
bekommen viele Flihrungskrafte dieser Stadt in ih-
rem Hauptberuf nicht. Frau Blankau, das missen
Sie sich auch einmal vor Augen fihren.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und der
FDP)

Wenn dann lhr eigener Behdérdensprecher sagt,
das sei nur fir einige wenige Sitzungen im Jahr,
dann ist das sicherlich nicht die Antwort, die die
Menschen in dieser Stadt héren wollen.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)
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Und dann sagt Frau Blankau, sie hatte davon doch
gar nichts gewusst — sie ist ja Senatorin Ahnungs-
los. Das heil’t doch, dass sie noch nicht einmal in
der Lage ist, bei einer solchen Entscheidung ei-
nem Genossen auch die kritischen zwei oder drei
Fragen zu stellen, die man bei einer solchen Ent-
scheidung stellen muss. Das zeigt auch, dass es
schwierig ist mit Thnen und in den Aufsichtsraten
dieser Stadt.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Diese Fehlentscheidung muss korrigiert werden.
Der Senat muss hier und heute die Fakten auf den
Tisch legen, bevor der Imageschaden fir die SA-
GA GWG noch groéRer wird.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kienscherf von der SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr
Kleibauer, die offentlichen Unternehmen in Ham-
burg spielen eine wichtige Rolle, und den Ge-
schaftsfihrern dieser Unternehmen kommt eine
besondere Verantwortung zu. Deswegen war es
richtig, dass wir uns als Sozialdemokraten dazu
entschlossen und dafiir gesorgt haben

(Zurufe aus dem Plenum — Heiterkeit bei der
FDP)

— nun héren Sie doch einmal zu —, im Zuge des
Transparenzgesetzes auch die Vergltung dieser
Geschéaftsfuhrer zu veroéffentlichen. Das tragt zur
Transparenz bei.

(Beifall bei der SPD)

In dem Zusammenhang, Herr Kleibauer, sollten
Sie auch nicht verschweigen, dass gerade unter
Ihrer Regierung

(Zurufe von der FDP: Oh!)

die Gehalter dieser Vorstande deutlich angewach-
sen sind.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Jetzt geht das
wieder los!)

— Nun pébeln Sie doch nicht immer herum; melden
Sie sich sonst.

Wir glauben, dass Unternehmen dieser Stadt ins-
gesamt gehalten sind, sich sehr genau zu Uberle-
gen, wie hoch die von ihnen ausgeschutteten Ver-
gutungen sind oder wie sie ihre Geschéaftsfihrer
bezahlen. Wir glauben, dass sich das neue Trans-
parenzgesetz mafigend auf diese Entwicklung
auswirken wird.

(Beifall bei der SPD — Finn-Ole Ritter FDP:
Jetzt mal zum Thema!)

Es gibt klare Regelungen dazu, wann Aufsichts-
ratstatigkeiten wahrgenommen werden kdnnen. Es
sind Entscheidungen zu treffen, und es ist ein Ab-
wagungsprozess, das ist richtig.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Sie fanden das
jetzt richtig?)

Es geht um das Thema mdgliche Interessenkollisi-
on; Herr Kleibauer hat das schon angesprochen.
Es geht um das Thema zeitlicher Aufwand, denn
wir erwarten doch zu Recht, dass Geschaftsfuh-
rungen ihre Hauptarbeitszeit in dem entsprechen-
den Unternehmen verbringen. Dafir bekommen
sie sehr gutes Geld, das der eine oder andere hier
auch gern hatte.

Um zum Inhaltlichen zu kommen: Ich glaube nicht,
Herr Kleibauer, Sie haben das selbst schon darge-
stellt, dass es zwischen diesen beiden Unterneh-
men in Hamburg einen grof3en Interessenkonflikt
gibt. Auf der einen Seite steht die SAGA GWG mit
ihrer sozialen Wohnungspolitik und 130 000 Woh-
nungen, die wir immer behalten wollten — Sie woll-
ten sie privatisieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Auf der anderen Seite steht ein groRes Immobilien-
unternehmen, dessen Geschaftsgebaren in der Tat
zum Teil zweifelhaft ist, aber Sie haben selbst ge-
sagt, dass es nur Uber einen Bestand von 2000
Wohnungen verflgt.

(Wolfhard Ploog CDU: Reden Sie doch mal
zum Themal!)

Eines muss ich Ihnen einmal sehr deutlich sagen.
Ich glaube, jedes Unternehmen, wenn es sich seri-
Os verhalt und wenn es Wohnungen baut, was Sie
nie getan haben, ist in Hamburg willkommen, und
wir brauchen mehr statt weniger Wohnungen.

(Beifall bei der SPD)
Deswegen sehe ich diesen Interessenkonflikt nicht.
(Heiterkeit im Plenum)

Ich will aber eines deutlich sagen. Naturlich mis-
sen wir dartuber reden, und naturlich muss bei sol-
chen Entscheidungen und Abwagungen auch die
Hohe der Vergutung bertcksichtigt werden.

(Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt mal 'ne Abwa-
gung!)
Es verwundert in der Tat, wenn der eine oder an-

dere, der ein solches Amt antritt, Uber diese Hohe
nicht Bescheid weil}.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist 'ne Luftnummer!
— Dietrich Wersich CDU: Jetzt ist Herr Basse
schuld!)
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Wenn dann herauskommt, dass es sich dabei um
100 000 Euro handelt, dann muss ich ganz klar sa-
gen, dass 100 000 Euro keine Vergutung fir eine
nette kleine Nebentatigkeit sind, sondern 100 000
Euro werden flr viele Menschen in dieser Stadt nie
erreichbar sein. Daher erwarten wir ein verantwor-
tungsvolles Umgehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kerstan von der GRUNEN Fraktion.

Jens Kerstan GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Meine Fraktion hat vor weni-
gen Tagen einen Medienempfang in der ehemali-
gen Zentrale der Neuen Heimat veranstaltet. Das
ist ein schones Hochhaus; in der obersten, der
ehemaligen Vorstandsetage, hat man einen fanta-
stischen Blick Uber die Stadt. Wir haben uns einen
kleinen Spal} erlaubt und gesagt, bei diesem Blick
versteht man vielleicht, warum Leute, die aus der
Gewerkschaftsbewegung kommen und eigentlich
fur die Gemeinwirtschaft stehen, auf einmal alle
MaRstabe verlieren und dem GroRenwahn gefront
haben und warum die einfachen Mieterinnen und
Mieter aus dem Blick geraten konnten. Wenn ich
nun heute hére, was Herr Kienscherf gerade er-
zahlt hat und mit wem der Chef der grofiten ham-
burgischen Wohnungsbaugesellschaft,

(Olaf Ohlsen CDU: Gegen Mehrleistung!)

die flr sozialen Wohnungsbau in dieser Stadt sor-
gen soll, zusammenarbeiten méchte und was die
Senatorin gesagt hat, die das genehmigt hat, dann
geraten nach vier Jahren absoluter Mehrheit der
SPD in dieser Stadt anscheinend die MaRstabe
daflr, was im 6ffentlichen Bereich zulassig, vertret-
bar und mit dem Gemeinwohl vereinbar ist, gerade
wieder ins Rutschen.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Was denkt sich ein Vorstandschef der SAGA GWG
dabei — Chef des gréRten Wohnungsbaukonzerns
in dieser Stadt, dem Instrument fir bezahlbare
Mieten, was das vordringlichste Ziel des Senats
ist —, Aufsichtsratsmitglied des groRten privaten
Wohnungseigentimers der Bundesrepublik zu
werden, den man frei nach Muntefering wirklich
nicht anders denn als eine Heuschrecke bezeich-
nen kann. Mieterbewertungen im Internet sprechen
von 50-prozentigen Mietsteigerungen nach Sanie-
rungen oder von totalen Bruchbuden mit Uberhdh-
ten Mieten. Sie sprechen davon, dass sich dieser
Konzern darin auszeichnet, auf Reklamationen
Uberhaupt nicht zu reagieren, dass er interne An-
weisungen ausgibt, durch Kommunikation Be-
schwerden wegzudriicken. Wenn Herr Basse, als
Sozialdemokrat und oberster Chef der SAGA
GWG meint, dass er sich von denen anheuern las-

sen kann, um 100 000 Euro fiir ein Aufsichtsrats-
mandat zu bekommen, dann weil® er nicht, was
sein Job ist, und dann weil} er nicht, was ein ge-
meinwohlorientiertes Unternehmen auch vom Vor-
standschef verlangt. Ubrigens verlangt die Leitlinie
der SAGA GWG von jedem einzelnen Beschéaftig-
ten, so etwas nicht zu tun. Das gilt dann auch fir
den Chef. Wie Sie, Frau Blankau, ihm das einfach
so genehmigt haben, zeigt, dass Ihnen Gemein-
wohl und Mieterinteressen wirklich gar nichts wert
sind.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN — Olaf Ohlsen CDU:
Skandal!)

Es gibt Regeln in dieser Stadt. Das Staatsratege-
setz legt fest, was Staatsrate nach dem Ausschei-
den aus dem Dienst tun dirfen und was sie nicht
tun dirfen.

(Arno Miinster SPD: Er ist ja kein Staatsrat!)

Kein einziger Staatsrat dirfte, nachdem er aus
dem Amt ausgeschieden ist, ein solches Amt an-
nehmen und der Senat dirfte es nicht genehmi-
gen. Sie, Frau Blankau, haben einem Vorstands-
vorsitzenden, der doppelt so viel wie der Birger-
meister verdient, mal eben genehmigt, bei vollen
Bezigen 100 000 Euro zusatzlich zu verdienen.
Wo bleibt da Ihr moralischer Kompass?

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Ich sage das ausdricklich, weil es eine Verord-
nung gibt, die regelt, was Beschaftigte des offentli-
chen Dienstes an Zuwendungen annehmen dur-
fen. Ich will nur einmal darauf hinweisen, dass
Mullmanner der Stadtreinigung sich eines Dienst-
vergehens schuldig machen, wenn sie 10 Euro an-
nehmen, die ihnen Blrgerinnen oder Birger als
Weihnachtsgeld geben wollen, weil dann die Ge-
fahr einer Bevorzugung und eines Interessenkon-
flikts besteht. Und Sie meinen, 100 000 Euro von
der schlimmsten Heuschrecke in diesem Land ne-
ben einem Gehalt von 300 000 Euro sind kein Pro-
blem und genehmigen das einfach. Frau Blankau,
sind Sie wirklich so ahnungslos, oder sind Sie
Uberfordert, weil Sie Ihrem Amt nicht gewachsen
sind? Das ist doch die Frage.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Das Schlimme an dieser Situation ist doch, dass
es Regeln gibt, an die sich jeder Beamte, jedes
Mitglied des Ooffentlichen Dienstes halten muss.
Aber wenn zwei Spitzenfunktionare der SPD zu-
sammensitzen und tber Vorteilnahme und Geldge-
schenke reden

(Glocke)

— ich komme zum Schluss —, dann ist ihnen eines
anscheinend ziemlich klar: Das gilt fur alle ande-
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ren, fUr sie gilt es nicht. Herr Blrgermeister, wie
lange wollen Sie eigentlich noch zusehen, wie die-
ses Verhalten das Ansehen der Stadt, der Verwal-
tung und auch dieses Senats beschadigt? — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Suding von der FDP-Fraktion.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Erst einmal zu Herrn Kien-
scherf. Sie haben sich mit Ihrer Verteidigungsrede
vollig unglaubhaft gemacht. Die ist lhnen komplett
misslungen, und damit haben Sie sich und lhre
Genossen wirklich in Misskredit gebracht.

(Beifall bei der FDP, der CDU und den GRU-
NEN)

Das Problem, das wir heute diskutieren, hat einen
Namen, und der lautet nicht Basse und auch nicht
BSU, das Problem heif3t Jutta Blankau. Sie lassen
seit dreieinhalb Jahren kaum ein Fettndpfchen
aus, wenn es um Steuergeld oder politische Sensi-
bilitét in dieser Stadt geht. Der Vorgang um Herrn
Basse zeigt aber |hr grundsatzliches Versagen. Es
ist nicht Aufgabe von Vorstandschefs Hamburger
offentlicher Unternehmen, privaten Firmen Anstand
beizubringen.

(J6rg Hamann CDU: Ja!)

Als SAGA-Chef verdient Herr Basse 327 854 Euro
jahrlich. Die bekommt er sicherlich nicht flr einen
Halbtagsjob, der noch die Zeit lasst, ein Unterneh-
men wie die Deutsche Annington auf den Weg der
Tugend zurlickzufiihren. Wenn der SAGA-Chef tat-
sachlich noch Kapazitaten hat, die, wie wir heute in
der Zeitung lesen, auch noch fiir andere Aufsichts-
ratsmandate reichen, dann sollte schleunigst Gber
die Hohe dieses Gehalts nachgedacht werden,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der CDU und den GRU-
NEN)

Die Wahrheit, Frau Senatorin, sieht doch ganz an-
ders aus. Die Deutsche Annington holt sich den
SAGA-Chef in den Aufsichtsrat, um quasi als PR-
Nummer ihr ramponiertes Image aufzupolieren,
und auch die fundierten Kenntnisse des Hambur-
ger Wohnungsmarktes, die Herr Basse zweifellos
hat, sind fir die Deutsche Annington sicherlich
nicht von Nachteil. Hier sind die 100 000 Euro aus
Unternehmenssicht gut investiert. Fur die SAGA
GWG als konkurrierendes Unternehmen ist es
aber ein Riesenproblem, wenn der Chef zum Wett-
bewerber geht.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Suding, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Dr. Dressel?

Katja Suding FDP: Ja.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Frau Suding, haben Sie zur Kenntnis genommen,
dass das an die SAGA-Stiftung abgefuhrt wird?

(Zurufe von der FDP, der CDU, den GRU-
NEN und der LINKEN: Oh!)

Katja Suding FDP (fortfahrend): Herr Dressel, a)
spielt das Uberhaupt keine Rolle, wenn Sie nach-
traglich auf Druck der Offentlichkeit zu dieser MaRk-
nahme greifen und b) &ndert es nichts am Sach-
verhalt, dass die Deutsche Annington mit Herrn
Basse sich eine billige PR-Nummer kauft.

(Beifall bei der FDP, der CDU, den GRU-
NEN und der LINKEN)

Ihre Frage ist scheinheilig. Es ist fur die SAGA
GWG ein Problem, wenn der Chef zu einem kon-
kurrierenden Unternehmen geht und dort Zeit und
Ressourcen investiert, die erin eine der wichtigs-
ten Aufgaben, die es in der Stadt gibt, ndmlich
die Entspannung des Wohnungsmarktes, investie-
ren sollte. Dass Sie, Frau Blankau, als Dienstherrin
und Aufsichtsratsvorsitzende so etwas zulassen,
enthlllt, dass Sie das Wohl der Stadt nicht im Blick
haben und die Zusammenhange offenbar nicht
durchschauen. Beides ist vollig inakzeptabel.

(Beifall bei der FDP, der CDU, den GRU-
NEN und der LINKEN)

Zur unglaublichen Posse wird der Fall, wenn an-
geblich weder Frau Blankau noch Herr Basse zum
Zeitpunkt der Genehmigung der Nebentatigkeit
Uber die Hohe der Vergltung Bescheid wussten.
Wie konnen Sie, Frau Blankau, eine Nebentatigkeit
genehmigen, wenn Sie noch nicht einmal die Sum-
men im Spiel kennen. Das alles, Frau Blankau,
lasst das nétige Verantwortungsbewusstsein ver-
missen.

Senatorin  Blankau versucht ansonsten mit
schnoddrigen Auftritten ihr weitreichendes Versa-
gen in den Bereichen Umwelt und Stadtentwick-
lung zu verdecken.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und wer hat die
ganzen Wohnungen gebaut?)

Diese Negativbilanz Idsst sich mit einer ganzen
Reihe von Beispielen belegen, unter denen die
Causa Basse nur das jingste ist. Deshalb gehort
an dieser Stelle einmal gesagt, was es noch gibt.
In Sachen Stellplatzpflicht haben Sie, Frau Blan-
kau, es zugelassen, dass die autofeindliche Ab-
schaffung erst Bauherren und Investoren und dann
sogar die eigenen Genossen in den Bezirken ver-
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schreckte. In Sachen igs haben Sie, Frau Blankau,
ein von Anfang an unattraktives Konzept gegen al-
le Warnung und ohne Korrekturen im Jahr 2013
durchgezogen. Das Ergebnis war ein Minus von
35 Millionen Euro. In Sachen Uberschwemmungs-
gebiete haben Sie, Frau Blankau, Hunderte Haus-
und Gartenbesitzer mit einer Regelung vor den
Kopf gestolen, die es ihnen de facto verbietet,

(Séren Schumacher SPD: Das ist die letzte
Abrechnung der FDP, oder?)

weiter frei Uber ihre Grundstlicke zu verfiigen. Das
werden wir gleich noch in der Debatte zu unserem
Antrag gegen die Enteignung durch ihre behdrdli-
chen Regelungen diskutieren. In Sachen Neue Mit-
te Altona haben Sie es zugelassen, Frau Senatorin
Blankau, dass die unklaren Kosten fiir die Entsor-
gung des kontaminierten Bodens flr die Deutsche
Bahn gedeckelt, fir den Steuerzahler aber unab-
sehbar sind. Und in Sachen Larmschutz oder
Luftreinhaltung legen Sie seit Jahren Konzeptpa-
piere vor, die anderswo nicht einmal als
Stoffsammlung akzeptiert wirden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie hat Uber
6000 Wohnungen gebaut!)

Und in Sachen 100 000 Euro Nebenverdienst des
SAGA-Chefs Basse ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Ich wollte nur, dass Sie die rote Lampe beachten.
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Katja Suding FDP: Ja. — Der Birgermeister
musste Ihnen in dieser Sache offenbar erst sagen,
was geht und was nicht geht. Das alles, Frau Se-
natorin Blankau, ist keine Stadtentwicklungspolitik,
sondern eine Beschadigungspolitik. Sie sollten dar-
aus |lhre Konsequenzen ziehen.

(Beifall bei der FDP, der CDU und den GRU-
NEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LINKE
far vier Minuten.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Vielen Dank. — Die
SPD in Hamburg nennt sich seit drei Jahren die
Mieterinnen- und Mieterpartei. Ehrlich gesagt, fra-
ge ich mich, wie Sie das nach diesem Schritt noch
machen konnen. Wie kénnen Sie so tief sinken?
Wie kdnnen Sie so blind sein, der Deutschen An-
nington zu einem Aufsichtsratsmitglied aus der SA-
GA GWG zu verhelfen? Sie mussen sich doch fra-
gen, weshalb die Deutsche Annington an der SA-
GA GWG und an Herrn Basse interessiert ist. Die
Deutsche Annington ist die grofte Vermieterin in
Deutschland. Im Mdunteferingsprech wirden Sie

sofort sagen, es ist eine Heuschrecke. Es gibt
kaum eine Wohnungsgesellschaft, die so viele
Mieterinnen- und Mieterbeschwerden bei allen
Mietervereinen provoziert. Wenn dann Herr Kien-
scherf sich hier hinstellt und allen Ernstes sagt,
wer Wohnungen schaffe, sei in Hamburg willkom-
men, also auch die Deutsche Annington, dann ist
das doch hochnotpeinlich.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Wie kdnnen Sie den roten Teppich flr eine solche
Firma ausrollen? Ich will Innen gern einmal etwas
sagen. Ich zitiere aus dem "stern" vom 27. August,
Uberschrift:

"Lobbyarbeit fir Deutsche Annington
Der Miethai und die Politik"

Der erste Absatz:

"Arger mit den Mietern? Um ihr Image zu
verbessern, setzte die Deutsche Annington
AG auf enge Kontakte zu den Politikern, vor
allem aus der SPD."

Dann kommt eine sehr lange Aufzahlung Uber
Steinmeier und Peer Steinbriick

(Jens Kerstan GRUNE: Muntefering!)

— auch CDU-Politiker sind dabei, Sie dirfen sich
nicht entspannt zurticklegen —, zu wem aus dem
Bundestag die Firma Kontakte hat, mit denen sie
versucht, ihr Image aufzubessern. Es steht in die-
sem Artikel, der nach meiner Kenntnis bisher nicht
zurlckgezogen werden musste, einiges drin. Zum
Beispiel "Mieterwiinsche kommunikativ verhin-
dern", das heifl3t, mit Beschwerden auf eine Weise
umgehen, dass sie gar nicht mehr ankommen. Kei-
ne Senatorin und kein SPD-Mitglied kann sich hier
hinstellen und so tun, als ware das nur eine kleine
Verwerfung. Herr Kleibauer von der CDU sagte, es
gebe bestimmte Regeln. In diesem Punkt sage ich,
die Regeln sind das eine, aber diese Gesellschaft
passt doch nicht in das SPD-Portfolio, wie Sie gern
Neudeutsch sagen mdchten. Wenn Sie behaupten,
Sie waren die Partei der Mieterinnen und Mieter,
dann kénnen Sie nicht zulassen, dass jemand von
der SAGA GWG dort in den Aufsichtsrat kommt.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Da ich nun wahrscheinlich zum Ende kommen
muss, noch zwei Punkte. Als Allererstes muss auf
Herrn Basse eingewirkt werden, dass er dieses
Aufsichtsratsmandat umgehend niederlegt. Es gibt
Uberhaupt keine andere Ldsung.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Glocke)

Vizepréasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Sudmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Hamann?
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Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Nein,
jetzt nicht.

(J6rg Hamann CDU: Das geht nicht von Ih-
rer Zeit ab!)

— Okay, dann in der nachsten Runde.

(J6rg Hamann CDU: Es gibt keine nachste
Runde!)

— Der Senat wird sich doch sicherlich zu diesen
schweren Vorwirfen au3ern wollen.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Das Zweite betrifft diese gro3zlgige Spende. So
lange Herr Basse noch bei der SAGA GWG ist, al-
so ein Jahr, will er diese 100 000 Euro spenden.
Das koénnen Sie uns doch nicht ernsthaft als Wohl-
tat verkaufen.

Ich kann es mir nun doch nicht verkneifen: Herr
Hamann, fragen Sie jetzt bitte.

(Heiterkeit im Plenum)

Zwischenfrage von Jérg Hamann CDU:* Meine
Frage geht in die gleiche Richtung dessen, was
Sie eben auch aufgegriffen haben. Glauben Sie
nicht, dass die Frau Senatorin sich gleich noch zu
Wort meldet, um ihr Verhalten zu erklaren? Das
kann ich mir wirklich nicht vorstellen.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend): Das ha-
be ich doch gerade schon gesagt. Ich will nur in ei-
nem einzigen Punkt noch einmal Essig in den
Wein schitten. Normalerweise, wenn wir als LIN-
KE dariiber sprechen, dass es eine ungerechte
Reichtumsverteilung gibt und einige Leute immer
mehr Geld anhaufen, werfen Sie, CDU und FDP,
uns immer Sozialneid vor. Bei diesem Punkt den-
ken Sie auf einmal ganz anders. Aber das ist ein
Extra-Thema.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Die Redezeit
der Aktuellen Stunde ist abgelaufen, damit ist die
Aktuelle Stunde beendet.

Wir kommen zu den Punkten 2, 2a und 2b, den
Drucksachen 20/12808, 20/12848 und 20/12937:
Wahlen jeweils einer oder eines Deputierten der
Behdrde fur Justiz und Gleichstellung, der Behdrde
fir Wissenschaft und Forschung und der Behdrde
fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Justiz und Gleichstellung
— Drs 20/12808 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Wissenschaft und Forschung

— Drs 20/12848 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integration

— Drs 20/12937 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die Wahlen
in einem Wahlgang durchgefiihrt werden kdnnen.
Alle drei Stimmzettel liegen lhnen vor. Sie enthal-
ten bei den Namen jeweils Felder fir Zustimmung,
Ablehnung und Enthaltung. Sie dirfen auf jedem
Stimmzettel bei jedem Namen ein Kreuz machen,
aber bitte nur eines. Mehrere Kreuze beziehungs-
weise kein Kreuz bei einem der Namen machen
die Wahl dieses Kandidaten ungultig. Auch weitere
Eintragungen oder Bemerkungen wirden zur Un-
gultigkeit des jeweiligen Stimmzettels fGhren. Bitte
nehmen Sie nun Ihre Wahlentscheidung vor. Mit
dem Einsammeln werden wir dann etwas warten.

(Die Wahlhandlung wird vorgenommen.)

Wie immer ware es sehr hilfreich, wenn diejenigen,
die ihre Stimmzettel noch haben, diese hochhal-
ten, sodass die Schriftflinrer sie sehen kbnnen. Die
Schriftfihrer verlassen das Plenum nicht. Sie kon-
nen sie also hinterher noch im Schnack aufhalten.

Dann frage ich, ob alle Stimmzettel abgegeben
worden sind. — Das ist der Fall. Dann schlief3e ich
die Wahlhandlung. Die Wahlergebnisse werden
nun ermittelt und vereinbarungsgemaf zu Protokoll
gegeben.**

Diejenigen Abgeordneten, die an der Einbringung
des Haushalts nicht interessiert sind, kdnnen gern
vielleicht Kaffee trinken gehen, aber es ware ganz
nett, wenn diejenigen, die daran interessiert sind,
etwas ruhiger werden wurden.

Punkt 5a, Drucksache 20/13000, Senatsantrag:
Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016, Mittelfristiger
Finanzplan 2014-2018 und Haushaltsbeschluss-
Entwurf 2015/2016 der Freien und Hansestadt
Hamburg.

[Senatsantrag:

Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016

Mittelfristiger Finanzplan 2014-2018 und Haus-
haltsbeschluss-Entwurf 2015/2016 der Freien
und Hansestadt Hamburg

— Drs 20/13000 —]

**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 7086 ff zu finden.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12808&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12848&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12937&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=13000&dokart=drucksache
HerrnUrs
Schreibmaschinentext
**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 7086 ff zu finden.
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Diese Drucksache ist bereits am 18. Februar 2014
im Vorwege federfihrend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an die zustandigen
Fachausschisse Uberwiesen worden.

Zur Einbringung des Haushalts spricht zunachst
der Senat. Herr Dr. Tschentscher, Sie haben das
Wort.

(Glocke)

Ich sage das noch einmal in aller Deutlichkeit: Das
Parlament sollte sich etwas ruhiger verhalten, weil
das, was wir jetzt héren werden, die Konzentration
aller erfordert.

Herr Dr. Tschentscher, Sie haben das Wort.

Senator Dr. Peter Tschentscher: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Der
Senat legt der Birgerschaft nunmehr den dritten
Doppelhaushalt in dieser Wahlperiode vor. Erst-
mals handelt es sich um einen vollstdndig kauf-
mannischen Produkthaushalt, der anders als bis-
her die gesamte Vermdgensentwicklung der Stadt
im Blick hat, Abschreibungen berlcksichtigt und
Ruckstellungen bildet. Das ist ein grofder Fortschritt
im offentlichen Haushaltswesen, der unserer han-
seatischen Tradition als Kaufmannsstadt sehr ge-
recht wird. Dankenswerterweise hat der Rech-
nungshof geprift, ob der Senat mit der Umstellung
der Haushaltstechnik seine Linie der Ausgabenbe-
grenzungen materiell gedndert hat. Der Rech-
nungshof kommt eindeutig zu dem Ergebnis, dass
dies nicht der Fall ist.

Inhaltlich setzt der Senat die Linie seines Finanz-
konzepts fort: Ausgaben begrenzen, Defizite ab-
bauen, Neuverschuldung zuriickfiihren und so die
Schuldenbremse der Verfassung konsequent um-
setzen.

(Beifall bei der SPD)

Auch dazu hat sich der Rechnungshof geauliert
und die Finanzpolitik des Senats positiv gewurdigt.

Im Doppelhaushalt 2009/2010 belief sich die Net-
tokreditaufnahme auf fast 2 Milliarden Euro. Seit
2011 konnte die Neuverschuldung Schritt flr
Schritt verringert werden. Der aktuelle Haushalts-
plan setzt diesen Sanierungsprozess fort, ab 2017
sind planmafig Finanzierungsuberschisse zu er-
warten.

Die Zahlen der vergangenen Jahre sind nicht nur
gepragt von den Fortschritten der Konsolidierung,
sondern unbestritten auch von den positiven, kon-
junkturellen Effekten auf der Einnahmeseite. Aber
auch eine konjunkturbereinigte Betrachtung zeigt,
dass sich die Haushaltsergebnisse Jahr fur Jahr
um mehr als 150 Millionen Euro verbessern und
dass damit ab 2018 auch ein struktureller Finanzie-
rungslberschuss zu erwarten ist. Damit gelingt die
Wende bei der Neuverschuldung. Fir 2017 und

2018 sind Nettotilgungen von rund 200 Millionen
Euro vorgesehen. Wenn die gute Konjunktur an-
halt, sind Kreditrickzahlungen entsprechend fri-
her, vielleicht schon nachstes oder sogar dieses
Jahr, mdéglich.

Mit der vorgelegten Planung bleibt der Senat bei
seinem Grundsatz, trotz Schuldenbremse die wirt-
schaftliche Entwicklung der Stadt zu starken und
wichtige Offentliche Aufgaben bestmdglich zu erful-
len.

(Beifall bei der SPD)

Der Ausbau der Kindertagesbetreuung, die fla-
chendeckende Einfihrung ganztagiger Bildungs-
und Betreuungsangebote, Geblhrenfreiheit von
der Kita bis zu den Hochschulen, der Bau neuer
Wohnungen, die Sicherung von Investitionen im
Hafen und die Sanierung der Infrastruktur bleiben
die politischen Schwerpunkte dieses Senats. Fur
diese Schwerpunkte haben wir seit 2011 erhebli-
che Umschichtungen im Haushalt vorgenommen,
wobei uns durchaus Entlastungen des Bundes bei
den gesetzlichen Leistungen geholfen haben. In
keinem anderen Bundesland sind die Entlastungen
bei den Kosten der Unterkunft, bei der Grundsiche-
rung im Alter und beim BAf6G so konsequent und
in diesem Umfang genutzt worden, um Kitas,
Schulen und Hochschulen zu starken.

(Zuruf von Jens Kerstan GRUNE)

Das gilt, Herr Kerstan, ausdricklich auch fur die
Hochschulen,

(Beifall bei der SPD — Jens Kerstan GRUNE:
Bevor Sie wussten, dass es kommt? Das ist
echt faszinierend!)

die mit den Hochschulvereinbarungen rund
600 Millionen Euro jahrlich erhalten mit einer ver-
lasslichen Steigerung von Uber 5 Millionen Euro
pro Jahr, die Mittel von bis zu 650 Millionen Euro
pro Jahr im Rahmen des Hochschulpaktes zur Ver-
figung haben, die eine vollstdndige Kompensation
fur die Studiengebihren zur Verfugung haben, oh-
ne Verwendungsauflagen und einbezogen in die
Steigerung ihres Gesamtetats, und fiir die wir sehr
bald mit dem Bau neuer Universitatsgebaude be-
ginnen werden, die noch einmal rund 250 Millionen
Euro erfordern.

(Beifall bei der SPD)

Daruber hinaus férdern wir die auferuniversitare
Forschung mit rund 90 Millionen Euro pro Jahr, un-
ter anderem mit einer neuen Beteiligung an der
Fraunhofer-Gesellschaft und einem zusatzlichen
Max-Planck-Institut in Hamburg.

Wer einmal abseits der Debatten, die hier zum Teil
aufgeregt gefiuhrt werden, auf diesen Bereich
blickt, so wie die Wirtschaftsprifer von PriceWater-
houseCoopers, die mit Zahlen umgehen kdénnen,
der stellt fest, dass wir, mehr als je zuvor, fast
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1 Milliarde Euro jedes Jahr in die Wissenschaft in-
vestieren und damit, bezogen auf unsere GroRe
und Einwohnerzahl, weit vor allen anderen Lan-
dern, vor Bayern, vor Baden-Wirttemberg, auf
Platz 1 in Deutschland liegen.

(Beifall bei der SPD)

Neben diesen langfristig verfolgten Schwerpunkten
sind im Haushalt auch Ausgaben zu berucksichti-
gen, die in dieser Form nicht vorherzusehen wa-
ren. Dies gilt insbesondere fir die Entwicklung der
Flichtlingszahlen. Der damit verbundene Mehrbe-
darf in der o6ffentlichen Unterbringung ware kaum
ohne Nachteile in anderen Bereichen finanzierbar
gewesen, wenn es nicht ebenso unvorhergesehe-
ne Entlastungen an anderer Stelle gegeben hatte.
Aufgrund niedriger Zinsen und weil wir deutlich we-
niger Schulden gemacht haben als geplant, fallen
die Zinsausgaben niedriger aus als in den Vorjah-
ren. Gleichwohl planen wir vorsichtig und gehen
von wieder ansteigenden Zinssatzen aus.

(Jens Kerstan GRUNE: Darum haben Sie
200 Millionen Euro rausgenommen?)

Aber jeder Haushaltsplan hat Risiken. Bei den
Ausgaben hat der Senat deshalb neben einigen
anderen Reservepositionen vor allem eine zentrale
Reserve speziell fur gesetzliche Sozialleistungen
vorgesehen. Bei den Steuereinnahmen gibt es wie
bisher Vorsichtsabschlage, weil wir uns nicht dar-
auf verlassen konnen, dass die aulerordentlich
guten Konjunkturprognosen der Bundesregierung
tatsachlich eintreten.

Wie in jeder Debatte zum Haushalt muss ich auch
heute auf die Risiken hinweisen, die Hamburg und
Schleswig-Holstein aufgrund der friiheren Ge-
schafte der HSH Nordbank tragen. Die neue
HSH Nordbank ist mit ihrer Restrukturierung, dem
Aufbau des neuen Geschaftsmodells und der Be-
waltigung der Altlasten durchaus vorangekommen.
Die Bilanzsumme wurde fast halbiert, die von der
Landergarantie abgesicherten Risiken wurden von
185 Milliarden Euro auf 60 Milliarden Euro verrin-
gert, die Gewahrtragerhaftung ist von 65 Milliarden
Euro auf rund 25 Milliarden Euro gesunken. Das ist
ein gutes Ergebnis, flr das der Vorstand und die
Beschaftigten der neuen HSH Nordbank Anerken-
nung verdienen. Aber auch die verbliebenen Risi-
ken sind noch sehr hoch. In dem schwierigen Um-
feld der Schifffahrts- und Finanzmarkte kdénnen
weiterhin Zusatzbelastungen fir die Bank entste-
hen, flr die Hamburg und Schleswig-Holstein als
Garantiegeber, als Gewahrtrager und Anteilseigner
am Ende einstehen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Entwurf des
Senats fir den Doppelhaushalt 2015/2016 ist hier-
mit in die parlamentarische Beratung eingebracht.
Bisher wurde schon viel Uber die Entwicklung des
Haushalts debattiert. Die Opposition ist dabei ar-
beitsteilig vorgegangen. Die Fachsprecher kritisie-

ren jeden Riickgang von Ausgaben in ihrem Be-
reich mit groBer Empoérung, jede Erhdhung von
Mitteln komme zu spat und sei zu wenig. Die Op-
position fordert mehr fir Kultur, fir Bezirke, fiir In-
klusion, fir Schulen, fir Radverkehr und Hoch-
schulen.

(André Trepoll CDU: Justiz auch!)
— Justiz auch.

Nachdem die Forderungen nach héheren Ausga-
ben kraftvoll vorgetragen wurden, erklaren die
haushaltspolitischen Sprecher derselben Fraktion

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein, der
LINKEN!)

ebenso kraftvoll, der Senat gabe zu viel Geld aus
und misse die Schuldenbremse vorziehen. Das ist
ein Widerspruch, der gelegentlich auf ein und der-
selben Zeitungsseite nachzulesen ist und den man
auflésen muss, um seriése Haushaltsberatungen
zu fuhren.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Senat hat
einen Haushaltsplan-Entwurf fur die Jahre 2015
und 2016 vorgelegt, der den Haushalt konsequent
weiter konsolidiert, aber zugleich die richtigen poli-
tischen Schwerpunkte setzt und damit die Voraus-
setzungen schafft fur eine gute Entwicklung Ham-
burgs. Ich winsche Ihnen gute Beratungen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Heintze von der CDU-Fraktion.

Dr. Roland Heintze CDU: Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Senator, den
Haushalt im Detail zu diskutieren abseits aufgereg-
ter Debatten ist sicherlich ein schones Ziel und ein
guter Ansatz. Dem werden wir, wie gehabt, auch
im Haushaltsausschuss, wenn wir die Fachhaus-
halte beraten, nachkommen. Ich dachte allerdings
immer, dass das Parlament Ort der Debatte ware,
aber da haben Sie sich in den letzten Jahren kon-
sequent verweigert. Von daher passt lhre Wahr-
nehmung an dieser Stelle.

Wir werden Sie aber aus lhrer Verantwortung nicht
entlassen: Wenn Sie sagen, die Fachpolitiker for-
derten immer mehr Geld, indem sie sagen, wir
mussten hier und da etwas tun, und dann k&men
immer die Haushalter mit Ausnahme der LINKEN
und sagten, man musse das Gesamtwohl der
Stadt im Blick haben, deswegen ginge das nicht.
Das Ergebnis ist im Regelfall doch in den Haus-
haltsantragen der Fraktionen nachzulesen, und mir
sind keine Haushaltsantrédge tUber den Weg gelau-
fen, bei denen Uberzogene Forderungen umge-
setzt sind. Der Unterschied zwischen der Arbeit
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der Opposition und lhrem Handeln besteht darin,
dass Sie nicht sagen, es ginge nicht, sondern die
Ausgaben dann tatigen, wenn sie an Sie herange-
tragen werden und das hinterher noch als Konsoli-
dierung bezeichnen. Die Quittung haben Sie jetzt
bekommen, die sehen wir auch im vorgelegten
Haushaltplan-Entwurf ~ 2015/2016. Von lhrer
0,8-Prozent-Doktrin ist nicht mehr viel zu sehen,
die reale Steigerung betragt 3,1 Prozent.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Es ist nicht das Einzige, was weggefallen ist. Zur
Einbringung des Haushalts gehoért auch dazu zu
schauen, welche Versprechen noch gebrochen
wurden. "Pay as you go" war und ist nicht mehr,
250 Stellen strukturell weniger im Jahr waren und
sind nicht mehr, "I want my money back" war und
ist nicht mehr und 0,88 war und ist nicht mehr.

(Dr. Monika Schaal SPD: War, war, war!)

Selbst den Zinspuffer, den Sie so gepriesen ha-
ben, finden wir im neuen Haushalt nicht mehr, der
wird abgeschmolzen, damit Sie die Ausgaben |hrer
Fachsprecher in der SPD-Fraktion finanzieren kén-
nen. Bleiben Sie doch bitte bei der Wahrheit und
zinden Sie nicht heute schon die nachste Nebel-
kerze.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Das hat ehrlicherweise wenig mit der von lhnen
vorgetragenen Risikovorsorge zu tun, ganz im Ge-
genteil. Sie schmelzen aktiv den konjunkturell ex-
trem wichtigen Puffer bei den Zinsen ab — die Zin-
sen werden irgendwann steigen —, um lhre Fach-
politiker zu bedienen, und werfen uns vor, dass wir
unseren Fachpolitikern zu sehr nachgeben wr-
den. Das tun wir nicht, sondern wir wollen eine gu-
te Gesamtldsung fiir die Stadt. Sie handeln hinge-
gen nach dem Motto: Wo kommt die Forderung,
wo ist der Puffer? Wir haben diese Puffer zum Teil
kritisiert, aber genau diesen nicht, und der wird ab-
gesenkt, damit Sie die Ausgaben mdglich machen
kénnen, die die SPD mochte. Wenn dies jetzt we-
nigstens noch einem Konzept folgen wirde, dann
ware es gut, aber ein Konzept kann ich in dieser
Haushaltsvorlage nicht erkennen. Es gibt keine
klare Schwerpunktsetzung, die die Stadt voran-
bringt, und es gibt keine Nutzung der einmaligen
Moglichkeit, jetzt schon aus der Schuldenfalle aus-
zusteigen. Sie sagen stattdessen, Sie warteten bis
2017 und hoffen, dass die Steuereinnahmen so
bleiben. Das ist kein Konzept, das ist flr die Stadt
schadlich, weil das Risiken heraufbeschwort, de-
nen wir alle nicht gewachsen sind. Auch das bildet
dieser neue Haushaltsplan ab.

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir auf die reinen Zahlen schauen, dann ha-
ben wir seit Amtsantritt bis 2016, also innerhalb

von sechs Jahren, eine Ausweitung des Haushalts
von 11 Milliarden Euro auf 12,4 Milliarden Euro;
das ist ein Plus von mehr als 12 Prozent. Und wer
jetzt gut rechnen kann, der sieht auch, dass wenig
von den 0,88 Prozent Ubrig geblieben ist, aul3er in
Ihren Vortragen, die Sie regelmafRig halten. Sagen
Sie doch einfach, wie es ist, das ist fur alle Haus-
haltspolitiker einfacher, anstatt an dem letzten
Mantra festzuhalten, nachdem "pay as you go", "l
want my money back" und 250 Stellen nicht mehr
funktionieren. Versuchen Sie jetzt zumindest, das
irgendwie Uber die Schlusslinie zu retten. Das ist
Ihnen nicht gelungen, Sie haben den Haushalt sys-
tematisch ausgeweitet. Das halten wir flr einen
eklatanten Fehler, und den setzen Sie in
2015/2016 fort.

(Beifall bei der CDU)

Allerdings muss man Ihnen noch eines zum neuen
Doppelhaushalt sagen. Wir haben 380 Millionen
Euro, 3,1 Prozent, die wir laut Finanzbericht des
Senats mehr ausgeben. Das verdeckt eine Ent-
wicklung, die wir bei den Betriebsausgaben sehen.
Da lesen wir auf Seite 22 |hres Finanzberichts,
dass 2015 flr Personal 360 Millionen Euro mehr
ausgegeben werden und bei den Sach- und
Fachausgaben 580 Millionen Euro mehr, das
macht fast 1 Milliarde Euro mehr. Bei dieser Sum-
me mussen wir zwei Effekte herausrechnen, ers-
tens die Umstellung der Doppik, dass Investitionen
zu Betriebsausgaben werden, und zweitens Uber-
nehmen wir am Ende des Tages auch zentral die
Pensionslasten, wofiir aber auch die entsprechen-
den Institutionen in den Haushalt zahlen. Das sind
dann 300 Millionen Euro, die Sie herausrechnen
kénnen. Am Ende bleiben aber noch 650 Millionen
Euro Ubrig, die Sie mehr ausgeben. Im Finanzbe-
richt finden wir unterm Strich aber nur 380 Millio-
nen Euro, die Sie mehr ausgeben. Und nun mus-
sen wir uns doch fragen, wo denn diese 350 Millio-
nen Euro herkommen, die da in der Liicke sind.

Wenn man einmal genau hinschaut, sind es drei
Effekte, mit denen Sie in diesem Haushalt tricksen.
Sie verringern, auch wenn Sie anderes erzahlen,
die Investitionsquote des Haushalts. Das hat der
Rechnungshof, auf den Sie sich gerade positiv be-
zogen haben, letzte Woche auch angesprochen.
Das ist mittel- und langfristig sicher kontraproduk-
tiv, was Sie aber auch ehrlich benennen sollten,
weil Sie namlich die Mehrausgaben finanzieren
missen, die Sie der Stadt versprochen haben. Das
geht auf Kosten der Investitionen, und das halten
wir fUr einen gro3en Fehler.

(Beifall bei der CDU)

Sie senken den Zinspuffer ab, dazu habe ich
schon etwas gesagt. Am Ende des Tages l6sen
Sie Reserven in dreistelliger Millionenhdhe auf,
und ab 2015 wird diese Auflosung von Reserven,
die Sie klug angelegt haben in Ihrer Diktion, zu
realen Ausgaben. Ich dachte immer, das sei nicht
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der Sinn von Reserven, insbesondere nicht der
Sinn von Risikovorsorge. Wir halten es fur falsch,
diese Risikovorsorge langsam aber sicher zu
Wahlkampfzeiten in Ausgaben zu Uberfuhren. Die-
ses Vorgehen ist gefahrlich fur die Stadt und hat
nichts mit der Risikovorsorge zu tun, die Sie vor
sich hertragen.

(Beifall bei der CDU)

Kommen wir doch zu der Frage, was eigentlich das
Finanzkonzept dahinter ist. Man muss sehr klar
antworten, dass es kein Finanzkonzept mehr gibt,
denn mit dem neuen Haushalt sagen Sie nicht
mehr, die Ausgaben mussten auf 0,8 Prozent be-
grenzt werden, sondern Sie sagen am Ende, wenn
genug Geld hereinkomme, kdnne man das auch
gern ausgeben, solange man die Ausgaben nicht
unterm Strich um 0,5 Prozent steigere. Sie stellen
die Systematik um, verschleiern damit eine weitere
systematische Ausweitung des Haushalts und be-
haupten dann am Ende, das sei eine stringente Fi-
nanzpolitik. Herr Senator, da kann man nur mit
dem Kopf schiitteln, das ist sicher nicht seri6s.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Im Ubrigen sagt auch der Rechnungshof — da ha-
ben Sie den Bericht falsch gelesen — auf Seite 36,
dass der Senat zunachst eine Obergrenze der
Ausgabensteigerung von unter 1 Prozent festge-
legt habe, die er in eine Obergrenze von rund
0,5 Prozent fir das Wachstum des bereinigten Fi-
nanzmittelbedarfs Uberfihrt hat. Dort steht schwarz
auf weil}, dass Sie das 0,88-Prozent-Konzept ver-
lassen haben und jetzt sagen, was hereinkomme,
werde auch ausgegeben, aber es dirften nur nicht
mehr als 0,5 Prozent Mehrausgaben sein. Damit
verlassen Sie ein zentrales Versprechen und ver-
suchen, das klammheimlich im Doppelhaushalt
2015/2016 zu verstecken. Das lassen wir lhnen
nicht durchgehen, Herr Senator.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Wir haben gesagt, dass wir dem grundsatzlich zu-
stimmen, dass, wenn der Bund Mittelzuweisungen
macht. Dann kann der Haushalt ausgeweitet wer-
den. Da haben wir zugestimmt, und das ist auch in
Ordnung in der Haushaltssystematik. Um Bundes-
mittel vernilinftig im Haushalt abbilden zu kénnen
und auch denen zugutekommen zu lassen, fir die
sie gedacht sind — was Sie bei den Hochschulen
bekannterweise nicht tun —, wollten wir diese
Durchlassigkeit. Wir wollen diese Durchlassigkeit
aber nicht, damit Sie die Mehrausgaben der letzten
Jahre, die in Leertiteln versteckt waren, jetzt in rei-
ne Ausgaben Uberfiihren, die im Haushalt stehen.
Und daher kommen die 3,1 Prozent Steigerung,
die wir jetzt sehen, denn Sie mussen jetzt die Poli-
tik, die Sie in den letzten Jahren nicht betrieben
haben, offenlegen. Die 0,88 Prozent stimmten nie,

sie waren ein falsches Konzept, und Sie behaup-
ten immer noch, es sei Realitat. Diese Realitat, das
beweist der neue Haushaltsplan-Entwurf, gibt es
nicht, die gab es in Ihrer Fantasie, aber nicht in der
Stadt.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Was ist Ubrig geblieben, was sehen wir an drei
Punkten, die Sie auch angeben? Sie haben ge-
sagt, Sie hatten ein paar Schwerpunktbereiche, da
hatten Sie viel getan. Das sehen die Hochschulrek-
toren Ubrigens anders, wenn ich das richtig ver-
nommen habe. Die Senatorin hat gerade den ent-
sprechenden Gipfel dazu abgesagt, damit man das
nicht allzu breit diskutieren muss. Da scheint mir ir-
gendetwas falsch zu sein, aber das werden wir
beim Fachhaushalt sicherlich noch besprechen.

Nichtsdestotrotz bleibt, dass Sie den Haushalt um
mehr als 1 Milliarde Euro ausgeweitet haben,
3,1 Prozent allein im nachsten Schritt. Es bleibt,
dass Sie eine Schuldengrenze 2017 haben, die
Sie einhalten, weil Sie erstmalig glanzendste Ein-
nahmen haben. Das haben Sie gut geschafft, aber
damit haben Sie nicht viel zu tun gehabt. Aul3er-
dem haben Sie keinen inhaltlichen Kompass, wo-
hin der Haushalt am Ende des Tages die Stadt
fuhren soll, damit wir die Risiken minimieren, die
bei der HSH Nordbank, aber auch bei der Konjunk-
turlage drohen.

Das ist kein guter Doppelhaushalt, das werden wir
bei zahlreichen Einzelpldanen auch belegen. Und
wir werden versuchen, mit Anderungs- und eige-
nen Haushaltsantrdgen das Schlimmste zu verhin-
dern. Wir glauben namlich, dass jetzt der Schul-
denstopp her muss, um die Risiken zu minimieren,
dass klare Schwerpunktsetzungen in den Investiti-
onen beim Bereich Hafen und Exzellenz, aber
auch bei der Zukunftsfahigkeit der Verkehrswege
erfolgen missen. Wir miissen auch dartiber reden,
wie eine Finanzierung daflr aussehen kann. Und
wir glauben, dass es kluger ist, der Stadt ehrlich zu
sagen, wo was passiert und wie die Ausgabenstei-
gerungen und Zuwachse zu verstehen sind, als
sich drei Jahre lang hinter einer Doktrin zu ver-
stecken, die sich dann auf einmal, wenn die Legis-
laturperiode zu Ende ist, als Schall und Rauch ent-
puppt, genauso, wie wir es bei "pay as you go" und
anderen Konzepten gesehen haben.

Wir halten diesen vorgelegten Haushaltsplan-Ent-
wurf nicht fir zukunftsweisend. Er wird den Risi-
ken, die auf die Stadt zukommen, nicht gerecht,
und er zeigt sehr deutlich, dass Sie an einem Kurs
sicherlich festgehalten haben: Da, wo Sie Geld
ausgeben konnten, haben Sie es auch lustig ge-
tan, nur dieses Mal haben Sie nicht dariber ge-
sprochen, sondern den Haushalt einfach ausge-
weitet. Das ist fahrlassig, und das halten wir fir
falsch.
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(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GRUNE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Quast von der SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Die SPD ist 2011 mit dem Ziel ange-
treten, den Hamburger Haushalt wieder in Ord-
nung zu bringen und die Stadt fit fur die Zukunft zu
machen. Diese Ziele haben wir in den vergange-
nen Jahren konsequent und verantwortungsbe-
wusst verfolgt.

(Beifall bei der SPD)

Der dritte Doppelhaushalt, der unter sozialdemo-
kratischer Verantwortung vorgelegt wird, weist den
Weg, diese erfolgreiche Konsolidierungs- und
Modernisierungsstrategie auch in der kommenden
Legislaturperiode fortzusetzen. Dies erfordert Kon-
sequenz und Disziplin, und nach dem, was ich ge-
rade wieder von der CDU gehort habe, zeigt es,
dass es deswegen fir die CDU noch nichts ist.

Wir haben in den letzten Jahren das getan, was wir
den Menschen versprochen haben, und damit die
Grundlage dafiir geschaffen, dass Hamburg eine
weltoffene und soziale Metropole bleibt, die ihren
Burgerinnen und Blrgern vielfaltige Chancen eroff-
net. Das gilt vor allem fir den Bildungsbereich, der
in der letzten Legislaturperiode noch durch Gebiih-
renerhdhungen in Kita und Hort, Bichergeld in den
Schulen und Studiengebiihren an den Universita-
ten gepragt war. Das haben wir beendet.

(Beifall bei der SPD)

Wie versprochen, haben wir die Hirden fiir eine
frihkindliche Bildung abgebaut und schaffen damit
bessere Bildungs- und Lebenschancen fiir mehr
Integration und mehr gesellschaftliche Teilhabe.
Zuletzt haben wir im August die Kita-Betreuung
beitragsfrei gestellt; die Eltern splren das in ihren
Geldbdrsen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben auch in die schulische Bildung inves-
tiert, in kleinere Klassen, den massiven Ausbau
der Ganztagsangebote, die heute fast alle Grund-
schulen anbieten, und in die kostenlose Nachhilfe.
Daflir haben wir zusatzliche Lehrer und Sozialpad-
agogen an die Schulen gebracht.

(Beifall bei der SPD)

Bis 2019 investieren wir 2 Milliarden Euro in den
Schulbau der allgemeinbildenden Schulen, und bis
2024 tber 670 Millionen Euro in die Berufsschulen.
Wir haben die Studiengebihren abgeschafft, den
Hochschulen den Ausfall ersetzt und investieren in
den Hochschulbau 250 Millionen Euro in der kom-
menden Zeit, wie Herr Tschentscher ausgefihrt
hat.

All dieses findet in einem Vermieter-Mieter-Modell
statt. Deswegen ist Ihre Aussage, die Investitionen
wilrden zurlckgefihrt, nicht richtig, weil wir nadm-
lich die Investitionen kinftig in den Betriebshaus-
halt verlagert haben und damit eine erfolgreiche
Politik fortfiihren.

(Beifall bei der SPD)

Neben der Bildungspolitik hat vor allem der Woh-
nungsbau im Fokus unseres Programms gestan-
den. Wir haben den Wohnungsbau wieder belebt.
2013 sind schon Uber 6000 Wohnungen fertigge-
stellt worden, und die Baugenehmigungen zeigen,
dass sich der Weg auch in den kommenden Jah-
ren so fortsetzen wird. Dabei fordern wir kontinuier-
lich jahrlich GOber 2000 Wohnungen im sozialen
Wohnungsbau. Wir bringen fir den Zins- und Ver-
lustausgleich bei der Investitions- und Férderbank
dafir jetzt schon fast 100 Millionen Euro im Jahr
auf, und im Doppelhaushalt 2015/2016 sind
217 Millionen Euro fiir den sozialen Wohnungsbau,
und nicht nur hierfir, veranschlagt.

(Beifall bei der SPD)

Ein zentrales Anliegen von Senat und SPD-Frakti-
on ist es, die stadtische Infrastruktur wieder in Ord-
nung zu bringen. Wir stoppen den Verfall und ha-
ben deshalb die Sanierung von o&ffentlichen Ge-
bauden, Strallen und Griinanlagen mit dem Sanie-
rungsprogramm Hamburg 2020 auf den Weg ge-
bracht.

(Beifall bei der SPD)

Die Erfolge des Programms legt der Senat im Fi-
nanzbericht dar. 2013 wurde Uber eine halbe Milli-
arde Euro im Rahmen des Sanierungsprogramms
ausgegeben. 2014 steht 1 Milliarde Euro bereit,
und im nachsten Doppelhaushalt sind es Uber
2 Milliarden Euro fur Sanierung und Stopp des Ver-
falls bei der offentlichen Infrastruktur, MalRnahmen,
die Uber Jahre straflich vernachlassigt wurden und
die wir jetzt angegangen sind.

(Beifall bei der SPD)

Aber auch die Umsetzung all dieser vorgenannten
Prioritdten und vieler anderer haben uns nicht dar-
an gehindert, unser vordringliches Ziel zu verfolgen
und Hamburgs Haushalt fiir die Schuldenbremse fit
zu machen. Wir haben dazu den Ausgabenanstieg
erfolgreich begrenzt und Mehreinnahmen fir weni-
ger Schulden genutzt. Diesen Weg wollen wir mit
dem vorgelegten Haushaltsplan-Entwurf auch in
den kommenden Jahren beschreiten.

(Beifall bei der SPD)

Der Rechnungshof hat uns letzte Woche beschei-
nigt, dass wir auf einem guten Weg sind und bei
der Einhaltung der Schuldenbremse die Signale
auf Griin gesetzt sind — gute Aussichten fir Ham-
burg, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der SPD — Erster Vizeprasident
Frank Schira tbernimmt den Vorsitz.)

Der Rechnungshof hat aber auch auf verschiedene
Risiken hingewiesen. Wir nehmen die Hinweise
des Rechnungshofs sehr ernst und werden diese
in unsere Beratungen einbeziehen. Allerdings ha-
ben wir auch schon mit dem Finanzrahmengesetz
und der neuen Landeshaushaltsordnung, die wir
hier gemeinsam beschlossen haben, eine Reihe
von Regelungen geschaffen, die den von uns ge-
wahlten Konsolidierungspfad auch rechtlich fixie-
ren, indem eine Obergrenze fir den Finanzmittel-
bedarf festgesetzt ist, eine Konjunkturkomponente
besteht, die dazu flihrt, dass lber dem langjahri-
gen Trend der Steuereinnahmen liegende Einnah-
men in eine Rucklage fur schlechte Zeiten einge-
stellt werden mussen, und in dem geregelt ist,
dass bis zu 25 Prozent der Uberschiisse dem Ei-
genkapital zugefihrt werden missen. Nicht nur die
Schuldenbremse, sondern auch der Weg dahin ist
in Hamburg langst Gesetz.

(Beifall bei der SPD)

Der Rechnungshof hat zudem bescheinigt, dass
auch unter der veranderten Darstellung des neuen
doppischen Haushaltswesens, das wir alle wollten,
der  Ausgabenanstieg im Doppelhaushalt
2015/2016 im Rahmen der von uns selbst gesetz-
ten Obergrenze bleibt, womit eine Kritik der Oppo-
sition ins Leere lauft. Auch Sie, Herr Heintze, wer-
den das noch verstehen.

Sie haben in diesem Zusammenhang das Thema
Leertitel erwahnt und kritisiert, dass wir Leertitel
abschaffen. Ich erinnere mich sehr gut, Herr Heint-
ze, dass Sie in der letzten Haushaltsberatung
einen Antrag vorgelegt haben, der genau das woll-
te, Leertitel abschaffen. Sie wollten keine Leertitel
im Haushalt, sondern eine klare Darstellung des-
sen, was ausgegeben werden soll. Wir haben den
Antrag beraten, und Sie waren zufrieden, als wir
sagten, genau das wirden wir tun, und haben |h-
ren Antrag fur erledigt erklart. Jetzt halten Sie dem
Senat vor, dass er genau das tut, was Sie gefor-
dert haben. Wie so oft, Herr Heintze: heute hii und
morgen hott.

(Beifall bei der SPD)

An dieser und vielen anderen Stellen in der Haus-
haltspolitik der CDU-Fraktion zeigt sich — ich will
Sie nicht personlich ansprechen, Sie mussen das
ja nur vertreten — eine gewisse Beliebigkeit bei ei-
nem flr unsere Stadt zentralen Thema, namlich
die Schuldenbremse zu erreichen, ohne die Stadt
hinten herunterfallen zu lassen und die soziale In-
frastruktur zu zerstoren, die Gberhaupt nicht darauf
hindeutet, dass die CDU in irgendeiner Form in der
nachsten Zeit in dieser Stadt wieder regierungsfa-
hig sein wird.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Doppelhaushalt setzt die Konsolidierungs-
strategie des Senats konsequent fort, reduziert die
Neuverschuldung und weist in der Finanzplanung
schon flir 2017 die Chance aus, erstmals seit funf
Jahrzehnten ohne neue Schulden auszukommen —
eine gute Nachricht fir Hamburg. Wir werden auf
dieses Ziel intensiv hinarbeiten.

Gleichwohl bestehen Risiken, wie beispielsweise
bei der Entwicklung der gesetzlichen Leistungen.
Der Bereich Flichtlinge zum Beispiel beschéftigt
und fordert uns gerade sehr stark, aber das ist ein
Bereich, wo wir zu Recht stark gefordert sind und
wo wir stark sein miissen, um Menschen zu helfen,
die zu uns flichten. Auch andere Themen stehen
im Raum, zum Beispiel die HSH Nordbank; Sena-
tor Tschentscher hat dazu schon einiges gesagt.
Fir diese Risiken ist Vorsorge im Haushaltsplan
getroffen, auch wenn der Spielraum daflir enger
wird.

Das Gleiche gilt fur konjunkturelle Risiken. Der Se-
nat plant daher weiterhin mit Vorsichtsabschlagen
bei den Steuereinnahmen, was vernilnftig ist. Dass
wir den Zinstitel absenken, ist Ubrigens eine Forde-
rung, die auch Sie immer gestellt haben, Herr
Heintze, um an die Argumentation von eben anzu-
schlieRen. Gleichwohl senken wir den Zinstitel
nicht so weit ab, dass wir das Risiko eingehen, da-
mit nicht auszukommen. Wir missen bedenken
— und das miussten Sie eigentlich auch wissen —,
dass in den nachsten Jahren immer noch Kredite
auslaufen, die vor acht bis zehn Jahren zu sehr
hohen Konditionen eingegangen worden sind und
sehr viel glinstiger zu refinanzieren sein werden.
Wir haben im Zinstitel eine verniinftige Abwagung
getroffen und berticksichtigt, was wir brauchen, oh-
ne dabei das Risiko einzugehen, an dieser Stelle
zu wenig Mittel zur Verfligung zu haben.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Wir gehen mit einem
Haushaltsplan-Entwurf in die Haushaltsberatun-
gen, der eine gute Grundlage bildet, unsere Stadt
weiterzuentwickeln, der Impulse setzt und den
Haushalt auf die Herausforderungen der Zukunft
einstellt. Er steht fir mehr Chancengerechtigkeit
fir die Menschen und mehr Generationengerech-
tigkeit flr unsere Kinder, denen wir durch eine soli-
de Finanzpolitik Gestaltungsspielraume fir die Zu-
kunft erhalten wollen. Dabei sollten Sie uns unter-
stitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Kerstan von der GRUNEN Fraktion.

Jens Kerstan GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der Senat legt heute den
Haushaltsplan-Entwurf fir die Jahre 2015 und
2016 vor. Fur das Jahr 2015 sieht er Ausgaben in
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Hoéhe von 12,3 Milliarden Euro vor. Der Finanzse-
nator behauptet, das sei die konsequente Fortfiih-
rung der Linie, die dieser Senat von Anfang an ver-
folgt habe, namlich die Ausgaben jedes Jahr nur
um 0,88 Prozent steigen zu lassen. Sehen wir uns
einmal an, wie hoch der Haushalt war, als dieser
Senat ins Amt gekommen ist. Im Jahr 2011 waren
es 11,1 Milliarden Euro. Dieser Senat hat den
Haushalt also in finf Jahren um 1 Milliarde Euro
ausgeweitet. Dafur braucht man jetzt eigentlich kei-
nen Taschenrechner. Wenn man innerhalb von
funf Jahren von 11 Milliarden Euro auf 12,3 Milliar-
den Euro geht und behauptet, die Ausgaben seien
jedes Jahr um nicht einmal 1 Prozent gestiegen,
dann geht das einfach vorne und hinten nicht auf.
Dann hatten Sie den Haushalt namlich nur um
560 Millionen Euro erhéhen durfen, es ist aber
1 Milliarde mehr. Dennoch stellen Sie sich weiter
hin und behaupten allen Ernstes, Sie hatten lhre
harte Haushaltslinie von 0,88 Prozent durchgehal-
ten. Wen wollen Sie eigentlich fir dumm verkaufen
in dieser Stadt?

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und ver-
einzelt bei der FDP)

Wenn man einmal von all diesem Brimborium ab-
sieht, das Sie an den Tag legen — 0,88 Prozent-Li-
nie, Vorsichtsabschlag bei Steuereinnahmen, Ein-
stellung in verschiedene Ricklagen und Ahnli-
ches —, dann ist es schlicht und ergreifend so,
dass Sie die hohen Steuereinnahmen und die
Spielrdume durch sinkende Zinsen einfach ausge-
ben und gleichzeitig die Rucklagen unserer Stadt
abbauen. Das bedeutet, dass dieser Haushalt sehr
auf Kante genaht ist und Uberhaupt keinen Puffer
mehr hat fir den Fall, dass die Konjunktur einbricht
und dann gleichzeitig die Sozialausgaben steigen
oder die Zinsen auch nur leicht ansteigen. Insofern
ist das Haushaltsakrobatik ohne Netz und doppel-
ten Boden, und das ist genau das Gegenteil von
solider Haushaltspolitik.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und bei
Katja Suding FDP)

Dass Sie es ansatzweise wenigstens auf dem Pa-
pier hinbekommen, irgendwelche Linien zu zeich-
nen und es so aussehen zu lassen, als wiirden Sie
diese Sparlinie einhalten, liegt einzig und allein
daran, dass die Zinsen so stark sinken. Sie be-
haupten, Sie ndhmen einen Teil der Zinsen, aber
sehr mafigeblich, man komme damit aus. Da muss
man sich doch schlicht und ergreifend wundern.
Sie stellen in den Haushalt 700 Millionen Euro fir
die Bezahlung der Zinsen ein. Das ist genau so
viel, wie Hamburg im Jahr 1992 an Zinsen fir sei-
ne Verschuldung ausgegeben hat. Der Unter-
schied zwischen 2015 und 1992 ist nur, dass die
Stadt im Jahr 1992 10,6 Milliarden Euro Schulden
hatte und dafir 732 Millionen Euro an Zinsen ge-
zahlt hat,

(Jan Quast SPD: Wie viel wollen Sie denn
einstellen, Herr Kerstan?)

und heute haben wir 23 Milliarden Euro Schulden,
mehr als das Doppelte, und Sie zahlen die gleiche
Summe an Zinsen. Gleichzeitig senken Sie den
Zinstitel dauerhaft um 200 Millionen Euro von 900
auf 700 Millionen Euro ab. Das zeigt: Sie finanzie-
ren die laufenden Ausgaben, die Sie im Moment
tatigen — Sie geben das Geld aus, als ob es kein
Morgen gabe —, durch niedrige Zinsen. Dieses Kar-
tenhaus wird in dem Moment zusammenbrechen,
wenn die Zinsen auch nur ein bisschen steigen,
und das wird irgendwann in den nachsten Jahren
der Fall sein. Insofern ist das keine solide Haus-
haltspolitik, sondern schlichtweg und ergreifend
Zocken.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Es ist schon bemerkenswert: In den besten aller
Zeiten, mit Rekordsteuereinnahmen und den nied-
rigsten Zinsen Uberhaupt baut dieser Senat Ruick-
lagen ab, gibt die niedrigen Zinsen komplett aus
und hat dann letztendlich nichts mehr zur Verfi-
gung, um vorzusorgen. Das ist wirklich unverant-
wortlich.

Warum kann das auch nur ansatzweise klappen?
Manchmal ist man als GRUNER nicht erfreut,
wenn man recht behalten hat. Es ist genau das
eingetreten, was Frau Hajduk vor ein paar Jahren
schon zum ersten Haushalt gesagt hat. Der Haus-
haltstrick, mit dem das funktioniert, ist, dass Sie
den Haushalt damals um 400 Millionen Euro aus-
geweitet haben. In den ersten beiden Jahren ha-
ben Sie damit Sonderlasten abgebaut, Pensions-
verpflichtungen oder das Sondervermdgen Stadt
und Land, aber in den folgenden Haushaltsjahren
haben Sie das einfach als laufende Ausgaben ein-
gestellt und hatten dafiir noch nicht einmal eine
Gegenfinanzierung. Da haben wir — es ist aus un-
serer Sicht bedauerlich — recht behalten. Und das,
wovor wir schon seit Jahren warnen, kann man im
Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016 lesen. Dieser
Senat weitet den Haushalt aus und hat null Kom-
ma null Gegenfinanzierung. "Pay as you go" war
einmal. Ich habe das schon seit drei Jahren von
keinem Senatsmitglied oder dem Birgermeister
mehr gehdrt, aus gutem Grund. Dieses Prinzip ist
niemals angewendet worden.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und bei
Robert Bldsing FDP)

Diese unehrliche Politik zeigt sich am deutlichsten
beim Personalhaushalt. Der steigt namlich im
nachsten Doppelhaushalt um 8,5 Prozent; also
auch hier ist von den 0,88 Prozent nichts zu héren
und auch nichts davon, dass die Behdrden nur
1,5 Prozent Tarifsteigerung ausgeben konnten.
Das ware dann eigentlich maximal der Betrag, um
den der Personalhaushalt steigen kénnte.
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(Jan Quast SPD: Sie haben aber auch keine
Ahnung!)

Wie funktioniert das, meine Damen und Herren?
Das ist ganz einfach. Sie haben versprochen, lhre
Wahlgeschenke in Hohe von dreistelligen Millio-
nenbetragen durch den Abbau von Personal ge-
genzufinanzieren — jedes Jahr 250 Stellen. Sehen
wir uns einmal an, was der Rechnungshof, auf den
Sie sich immer beziehen, gesagt hat. Er hat in den
Haushaltsplan geschaut, nachgerechnet und fest-
gestellt, dass dieser Senat seit 2010 1000 neue
Stellen geschaffen und in der Summe gar keine
Stellen abgebaut hat. Der Rechnungshof hat dann
vorgerechnet,

(Dr. Monika Schaal SPD: Da mussen Sie
mal den Kopf einschalten beim Lesen!)

dass, wenn diese Rechnung aufgehen sollte,
durch die Einsparung von Stellen und gesunkenen
Personalausgaben Wahlgeschenke in dreistelliger
Millionenhdhe gegenzufinanzieren, im Haushalt
2015/2016 pro Jahr 800 Stellen eingespart werden
muissten. Aber davon findet sich im Haushaltsplan-
Entwurf nichts. Das ist ein klarer Beweis, dass lhre
Haushaltskonsolidierungslinie gescheitert ist und
aufgegeben wird. Das steht schwarz auf weil im
Haushalsplan-Entwurf.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Wie das dann mit der Linie funktioniert, ist auch
wieder ein wunderschéner Zaubertrick. Die
1,5 Prozent stehen natirlich wieder im Haushalts-
plan-Entwurf fir die nachsten Jahre, und wie man
das ganz einfach aushebelt, sieht man in den Ein-
zelplanen. In den Jahren 2013 und 2014 standen
auch nur 1,5 Prozent Tarifsteigerung, aber in den
Einzelplanen, die wir jetzt bekommen haben, steht,
dass die Tarifsteigerung im Personaletat rickwir-
kend komplett ausfinanziert wird. So funktioniert
die angeblich so seridse Haushaltspolitik des Se-
nats. Man schreibt 1,5 Prozent in den Plan, und
zwei Jahre spater sagt man dann, atsch, batsch,
das haben wir reingeschrieben, aber gemacht ha-
ben wir etwas anderes. Wir haben namlich die Ta-
rifsteigerung voll ausfinanziert, die Behdrden
mussten das gar nicht einstellen, die haben das
Geld aus zentralen Titeln bekommen. Und wo
kommen diese zentralen Titel her? Gute Steuerein-
nahmen, niedrige Zinsen, meine Damen und Her-
ren. Eigene Sparanstrengungen in diesem Haus-
haltsplan-Entwurf kann man mit der Lupe suchen,
die gibt es einfach nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dietrich
Wersich CDU)

Das ist deshalb so schwer nachzuvollziehen, weil
es bei diesem Senat mittlerweile Prinzip geworden
ist, bei jedem neuen Haushaltsplan die Haushalts-
systematik zu &ndern, sodass man gar nichts mehr
vergleichen kann. Im ersten Doppelhaushalt wur-
den alle zentralen Titel auf null gesetzt, und dann

wurden jede Menge neue zentrale Titel geschaffen
und alle moéglichen Sachen hin- und hergeschoben
und das dann auch noch zwischen den zentralen
Titeln und den Fachbehérden. Dann kann der
nachste Doppelhaushalt. Da wurden auf einmal je-
de Menge Leertitel eingefiihrt, und man konnte
sich fragen, was das Ganze sollte. In diesem
Haushaltsplan-Entwurf werden dann all diese Leer-
titel wieder abgeschafft und mit einem festen Be-
trag versehen. Wozu das Ganze dienen soll, kann
eigentlich niemand sagen aufler, dass man so
schlicht und einfach die Zahlen im Haushaltsver-
lauf Gber mehrere Jahre gar nicht mehr verglei-
chen und so lhre Ausweitung und unverantwortli-
che Ausgabenpolitik nur sehr schwer nachweisen
kann. Auch das sind Haushaltstricks. Das ist Akro-
batik im Haushalt, die aber wirklich nur auf dem
Papier steht.

(Andrea Rugbarth SPD: Klar, alles, was ihr
nicht versteht, sind Tricks!)

Die Realitat sieht ganz anders aus.
(Beifall bei den GRUNEN)

Total spannend finde ich, dass man sich gern auf
Externe, auf unabhangige Dritte bezieht und sagt,
die wirden doch beweisen, dass der Haushalts-
plan-Entwurf solide sei; der Senator erwahnte fir
den Wissenschaftsbereich gerade das PwC-Gut-
achten. Da kann man hineinschauen und interes-
santerweise steht dort auch, dass Hamburg bei der
Haushaltskonsolidierung an zweiter Stelle stehe.
Da fangt der Senat an zu jubeln. Im letzten Jahr
wahrend der Haushaltsberatungen, als die Zahlen
noch anders aussahen, sagte Herr Senator
Tschentscher noch, das PwC-Gutachten sei vdllig
unserios und die Zahlen, die dort verwendet wir-
den, passten nicht fiir Vergleiche zwischen Fla-
chenlandern und Stadten und hatten fir Hamburg
Uberhaupt keine Bedeutung.

(Dietrich Wersich CDU: Das nennt sich se-
lektive Wahrnehmung!)

Heute sagt dieser Senator, der vor einem Jahr
noch meinte, das sei Quatsch und koénne nicht ver-
wendet werden, seht her, das ist der Beweis, PwC
attestiert uns eine solide Haushaltspolitik.

(Dietrich Wersich CDU: Mit demselben seri-
dsen Unterbau!)

Gerade wie es passt, solide Haushaltspolitik sieht
anders aus.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Wenn man dann einmal weiterliest in dem PwC-
Gutachten, dann stellt man auch fest, warum das
so unserios ist und nicht funktioniert. Da wird nam-
lich nur der Kernhaushalt angeschaut, ausgeglie-
derte Sondervermdgen und Ahnliches werden gar
nicht betrachtet. Nun ist es aber so, dass es eine
Hamburger Besonderheit ist — nicht nur von die-
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sem Senat, auch von den Vorgangersenaten, das
will ich gar nicht abstreiten —, grofle Ausgaben-
blocke aus dem Kernhaushalt herauszunehmen
und in Sondervermoégen zu tun. Die sind von PwC
aber gar nicht betrachtet worden. Und dann kommt
ein wunderschoner Satz in dem gleichen Gutach-
ten — die SPD und der Finanzsenator erwahnen
das aber niemals —: Wenn man die externen Haus-
halte einbezieht, dann steht Hamburg beim Haus-
haltsdefizit pro Kopf im Landervergleich namlich
nicht mehr an zweiter Stelle, sondern an drittletzter
Stelle in der Bundesrepublik. Und das wollen Sie
allen Ernstes anfiihren als Beweis dafir, dass Sie
einen soliden Haushalt haben und eine harte
Haushaltslinie fahren? Wer soll Ihnen dieses Mar-
chen eigentlich glauben?

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und bei
Dr. Walter Scheuerl fraktionslos)

Meine Damen und Herren! Wir haben in den bes-
ten aller Zeiten einen Haushalt, der funktioniert, so-
lange die Zinsen so niedrig bleiben und die Steuer-
einnahmen so hoch sind. Aber wir alle wissen,
dass es nicht so bleiben wird, so schén es auch
ware, und dann gibt es kein Netz, keinen doppel-
ten Boden und keine Absicherung. Deshalb ist die
Prognose so sicher wie das Amen in der Kirche. Ir-
gendwann in den nachsten Jahren wird diese
Stadt nach dieser Haushaltspolitik mit einer sehr
harten Landung im Haushaltsbereich rechnen
mussen und dann — allerdings nicht mehr in der
besten aller Zeiten — nicht mehr die Spielrdume ha-
ben, eine sozialvertragliche Haushaltspolitik betrei-
ben zu kdnnen. Insofern ist das ein unverantwortli-
ches Vabanquespiel zulasten der nachsten Jahre
im Haushalt. Eine solide Haushaltspolitik, so wie
Sie sie angekiindigt haben, sieht anders aus. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Blasing von der FDP-Fraktion.

Robert Bldasing FDP: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich méchte Sie gleich zu Beginn an-
sprechen, Herr Finanzsenator. Sie haben einmal
mehr — das ist eigentlich auch nichts Neues — lhre
Pauschalkritik Uber die Fraktionen ergossen, die
Fachpolitiker wirden immer mehr Ausgaben und
die Haushaltspolitiker immer weniger Ausgaben
fordern.

(Wolfgang Rose SPD: Und, stimmt nicht?)

Den Schuh zieht sich die FDP-Fraktion ausdriick-
lich nicht an. Im Gegensatz zu lhnen haben wir
"pay as you go" immer praktiziert und werden es
auch in den kommenden Haushaltsberatungen
praktizieren.

(Beifall bei der FDP)

Herr Senator, was Sie vorgelegt haben, ist ein
Wahlkampfhaushalt, mit dem Sie endglltig einer
notwendigen und seriésen, nachhaltigen Haus-
haltspolitik den Ruicken zukehren. lhr Haushalt ist
so eng auf Kante genaht, dass der Eintritt der
kleinsten Risiken lhre Zahlenkonstruktion krachend
in sich zusammenstirzen lassen wird. Offensicht-
lich haben Sie den verfassungsrechtlichen Auftrag
der Schuldenbremse vergessen und das nur, weil
Sie nicht den Mut haben, dem Parlament und der
Offentlichkeit vor der Wahl einzugestehen, dass
Sie die Ausgabenentwicklung nicht in den Griff be-
kommen haben.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb unsere Analyse: Es handelt sich um einen
Wahlkampfhaushalt. Sie wissen, dass der Haus-
halt so, wie Sie ihn eingebracht haben, spatestens
nach der Wahl nur noch Makulatur sein wird. Wer
so wie Sie eine Wette auf die Zukunft eingeht und
von den positiven Prognosen ausgeht, der muss
nicht nur scheitern, der wird auch scheitern, Herr
Senator, das kann ich lhnen schon einmal pro-
gnostizieren.

(Beifall bei der FDP)

Ich weil3, Sie konnen unser Gerede nicht mehr ho-
ren.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Humor
haben Sie, Herr Blasing!)

Seitdem wir wieder in dieses Hohe Haus eingezo-
gen sind, weisen wir Sie und die anderen Fraktio-
nen darauf hin, dass die wesentlichen Risiken im
Haushalt unterschatzt werden, dass keine entspre-
chende Vorsorge betrieben und die Haushaltskon-
solidierung auf die lange Bank geschoben wird.
Doch nun weist Sie auch der Rechnungshof dan-
kenswerterweise darauf hin. Das Ignorieren der
Kritik ist wirklich unverantwortlich.

(Beifall bei der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Haus-
haltskonsolidierung — Fehlanzeige, Abbau der Risi-
ken — Fehlanzeige, Vorsorge flr die Zukunft —
Fehlanzeige. lhr Haushalt ist eine einzige An-
sammlung von Fehlanzeigen, das kann ich lhnen
auch an einigen Beispielen belegen.

Erstens: Nicht nur, dass der angekindigte Perso-
nalabbau nicht vorankommt, seitdem Sie regieren
gibt es nicht weniger, sondern mehr Personal in
der Hamburger Verwaltung, namlich 1068 Vollkraf-
te mehr als 2011.

(Jan Quast SPD: Alles Lehrer!)

Und das, obwohl Sie bis Ende dieses Jahres
1000 Stellen insgesamt abbauen wollten; verspro-
chen und gebrochen. Hier passt auch, dass das
Gutachten von PwC - ich habe die Studie auch
gelesen, ahnlich wie Herr Kerstan — zu dem Ergeb-
nis kommt — Sie hatten vielleicht nicht nur Rosinen-
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pickerei betreiben sollen —, dass Hamburg die teu-
erste politische Fuhrung aller Bundeslander hat.
Dass teuer nicht gleich besser ist, beweist dieser
Senat Tag fir Tag eindrucksvoll. Aber das ist noch
nicht alles. Laut Rechnungshof wirde es nicht ein-
mal ausreichen, 250 Vollzeitaquivalente abzubau-
en; auf Basis lhrer Annahmen missten es Uber
900 Vollzeitaquivalente jedes Jahr sein. Aber Ih-
nen ist das allem Anschein nach relativ egal. Uber
106 Millionen Euro, die in der Finanzplanung feh-
len, muss man sich aus lhrer Sicht anscheinend
keine Gedanken machen.

Zweitens: Sie haben Aufgabenkritik angekindigt.
Passiert ist allerdings unter dem Strich bislang
nichts. Wir haben dem Senat nicht nur einmal hier-
zu die Hand gereicht, ihn dazu aufgefordert und
unsere Unterstitzung auch aktiv angeboten. Doch
statt alle Aufgaben im Rahmen einer strukturieren
Analyse zu uberprifen, schaffen Sie lieber neue
Birokratie. Seit 2011 sind gut 100 Gesetze, Ver-
ordnungen und Vorschriften neu hinzugekommen.
Auch an dieser Stelle gilt: versprochen und gebro-
chen.

(Beifall bei der FDP)

Drittens: PwC kommt in seinem aktuellen Lander-
gutachten zu dem Urteil, dass die grofiten Risiken
fur Hamburg auferhalb des Kernhaushalts liegen.
Aber statt diese zu reduzieren, sind Sie seit 2011
auf Shoppingtour in Milliardenhéhe gegangen mit
der Folge, dass die Hamburger Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler noch mehr Risiken ausgesetzt
sind als zu Beginn lhrer Regierungszeit. Man kann
zu der Shoppingtour politisch stehen, wie man
mochte — da gibt es sicherlich unterschiedliche Be-
wertungen im Hohen Haus —, aber wer keine Vor-
sorge fir etwaige Risiken ftrifft, handelt einfach
fahrlassig.

(Beifall bei der FDP)

Das Paradebeispiel ist Hapag-Lloyd. Da die einge-
plante Dividende in Héhe von 35 Millionen Euro
nicht kommt, missen die eigens fir den Kauf der
Anteile aufgenommenen Kredite am Ende durch
héhere Schulden im Kernhaushalt bezahlt werden.
"l want my money back" hat der Erste Birgermeis-
ter seinerzeit vollmundig erklart. Jetzt missen wir
an dieser Stelle konstatieren: Versprochen, aber
auch hier haben Sie lhr Versprechen gebrochen.

(Beifall bei der FDP)

Man kdnnte meinen, Sie hatten wenigstens aus Ih-
ren Fehlern gelernt. Auch das ist nicht der Fall. Sie
erwarten doch tatsachlich, dass Hapag-Lloyd in
2015 wieder Gewinn macht und planen Einnah-
men fur die Stadt. Das ist eigentlich schon Reali-
tatsverweigerung oder, um es deutlich zu sagen,
das ist Traumtanzerei. Wir haben es in den Aus-
schissen bereits thematisiert und werden es auch
weiterhin thematisieren. So geht es nicht, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Viertens: Der SPD-geflhrte Senat lasst die Infra-
struktur unserer Stadt immer weiter verfallen. Sie
behaupten zwar fast taglich in Pressemitteilungen
stetig das Gegenteil,

(Jan Quast SPD: Gehen Sie mal in die
Stadt, dann sehen Sie das!)

aber Briicken, Strallen und Platze sind bereits zu
67 Prozent abgeschrieben, also nicht mehr viel
wert. Sie wirtschaften insofern auf Kosten der Sub-
stanz. Solange die Abschreibungen héher sind als
die Ersatzinvestitionen, wird sich hieran auch
nichts andern. Und dass Sie das nicht vorhaben,
zeigt das Ausbringen von sogenannten globalen
Minderkosten im zustandigen Bereich, im Bereich
Verkehr in Hohe von 12 bis 15 Millionen Euro, die
ausschlieBlich aus investiven Ausgaben erbracht
werden sollen. Dieser Haushalt steht nicht fiir Ver-
I8sslichkeit, sondern fur Verschlei®. So gilt auch an
dieser Stelle: Sie haben es versprochen, Sie ha-
ben es gebrochen.

(Beifall bei der FDP)

Finftens: Vorsorge flr schlechtere Zeiten, wie es
sich flr einen hanseatischen Kaufmann, der hier
so oft bemuht wird, gehort. Auch da missen wir
feststellen: Fehlanzeige. Der Senat hat keinen
Plan, wie man die zukilnftigen Pensionsverpflich-
tungen in Milliardenhéhe bedienen mdéchte. Auch
ist der Senat nicht bereit, Vorsorge fiir steigende
Zinsen zu treffen, denn sonst hatten Sie oder die
Sie tragende Mehrheitsfraktion unseren Antrdgen
zum Aufbau einer Zinsschwankungsreserve sei-
nerzeit zugestimmt. Sie hatten zumindest die Ein-
sparungen aufgrund niedriger Zinsen nicht in den
konsumtiven Bereich anderer Haushaltsplane ver-
schieben sollen, sondern diese im Zweifel fir die
Reduzierung der Nettokreditaufnahme verwenden
kénnen. Aber auch das wollte die SPD in Birger-
schaft und Senat nicht. Auch hier missen wir fest-
stellen, dass Sie |Ihr zentrales Versprechen vom or-
dentlichen Regieren gebrochen haben.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Roland
Heintze CDU)

Sechstens: Verschiebung von Lasten in die Zu-
kunft. Bestes Beispiel ist der Landesbetrieb Geoin-
formation und Vermessung. Hier lassen Sie wis-
sentlich den Landesbetrieb auf Kosten der Ruiickla-
gen wirtschaften, denn so wird ein Zuschussbedarf
erst in ein paar Jahren notwendig. Sie verfrih-
sticken quasi die Ausgaben schon heute bezie-
hungsweise die Einschlage kommen dann erst
spater.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der
Rechnungshof hat seine beratende AuBerung "Mo-
nitoring Schuldenbremse 2014" vorgelegt. Ich
mochte an dieser Stelle auch einmal von hier aus
herzlichen Dank sagen an die Vertreterinnen und
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Vertreter des Rechnungshofs. Sie machen da wirk-
lich Pionierarbeit, die uns jetzt und auch in den
nachsten Jahren sehr weiterhelfen wird.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Jan Quast SPD: Gelesen haben Sie
es trotzdem nicht, oder?)

In dieser beratenden AuRerung kommt der Rech-
nungshof zu dem Urteil, dass der Senat Chancen
einpreist und das Chancen-Risiko-Verhaltnis ins-
gesamt ungunstiger wird, was eigentlich nichts an-
deres heildt, als dass Ihr Haushalt auf Kante ge-
naht ist und Ihnen um die Ohren fliegen wird, so-
bald zusatzliche Risiken eintreten. Sie setzen auf
das Prinzip Hoffnung. Seit wann plant der Senat
mit noch nicht beschlossenen Kostenlibernahmen
des Bundes, insbesondere, wenn es in der gestri-
gen Debatte zum Bundeshaushalt aus der GroRRen
Koalition hief3, dass der Bund Lander und Kommu-
nen bereits mit 100 Millionen Euro jahrlich entlastet
habe und keine weiteren Entlastungen zu erwarten
seien? Was machen Sie, wenn es zu einem Uber-
proportionalen Anstieg bei den gesetzlichen Leis-
tungen oder fur das Personal kommt? Mit 1,5 Pro-
zent rechnet in der Realitadt niemand. Und was ma-
chen Sie, wenn die Zinsen entgegen lhrer Annah-
men doch relativ zeitnah ansteigen sollten? Fr all
diese Risiken besteht keinerlei Spielraum in [hrem
Haushaltsplan-Entwurf.

Nicht nur, dass es keine Spielraume flr Haushalts-
risiken mehr gibt, auch ist vollkommen unklar, wo-
hin die SPD-Globalfonds der vergangenen Jahre
verschwunden sind. Am Anfang der Legislaturperi-
ode hat der Senat den Haushalt um 400 Millionen
Euro ausgeweitet. Dieser Puffer sollte zum Abbau
der Risiken auflerhalb des Kernhaushalts verwen-
det werden und wurde auf diverse Verstarkungsti-
tel verteilt. Ein Grol¥teil dieser Mittel ist nun im all-
gemeinen Haushalt schlichtweg versickert. Gleich-
zeitig wurde der Ansatz fiir die Zinsausgaben von
931 Millionen Euro in 2014 auf 737 Millionen Euro
in 2015 abgesenkt. Hinzu kommen die gut 30 Mil-
lionen Euro fir das BAf6G, wo selbst der Schulse-
nator im zustandigen Ausschuss nicht sagen konn-
te, woflr er diese Mittel eigentlich konkret ausge-
ben méchte.

(Lars Holster SPD: Der war doch gar nicht
dabeil!)

Allein Zinsen und BAf6G ergeben zusammen
230 Millionen Euro. Offensichtlich haben Sie in den
letzten Jahren die Kostenentwicklung, insbesonde-
re im Bildungs- und Sozialbereich, zu optimistisch
geplant, sodass die allgemeinen Verstarkungs-
fonds nun auf die Behdrden aufgeteilt wurden, um
Ihre Fehlplanung zu kaschieren. Das ist vorwerf-
bar, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Der vorgelegte Haushaltsplan-Entwurf lasst nur ei-
ne Schlussfolgerung zu: Dieser Wahlkampfthaus-

halt hat einen Planungshorizont bis zum 15. Febru-
ar 2015. Mit ihm dokumentiert der Senat, dass er
offensichtlich selber nicht wirklich daran glaubt,
dass die SPD es wieder auf eine absolute Mehrheit
bringen wird und er in dieser Form allein weiterre-
gieren kann. Diese Einschatzung, sehr geehrter
Herr Finanzsenator, teile ich ausdricklich; da ha-
ben Sie dann tatsachlich wahrscheinlich auch
recht.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Haushaltsberatungen
sind manchmal ziemlich anstrengend.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Ich finde, dass sie in der Logik auch nicht klar vor-
getragen werden und viel Makelei drum herum
existiert. Ich versuche, das ein bisschen konzen-
trierter zu machen. Wir haben zwei wichtige Sa-
chen bei diesen Haushaltsberatungen, die wir be-
urteilen missen. Zum einen haben wir eine neue
Systematik und zum anderen miissen wir eine ge-
wisse Bilanz im Zusammenhang mit der Schulden-
bremse ziehen.

Erstens zu der neuen Systematik: Wir haben uns
alle gemeinsam dafir entschieden zu sagen, mit
dieser neuen Systematik werde mehr Klarheit und
Wabhrheit in den Haushalt eingebracht, wir wirden
mehr verstehen, kénnten mehr Fragen stellen und
wilrden irgendwie besser dastehen. Wir haben
uber 100 Millionen Euro ausgegeben. Meine Frak-
tion stellt fest, dass dieses Ziel nicht erreicht wor-
den ist.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Wir sind verwirrt, wir wissen zum Teil nicht, wie die
Vergleiche dastehen, und wir sind da nicht alleine,
sondern das betrifft die gesamte Biirgerschaft. Hier
gilt es, etwas nachzuarbeiten. Bisher sind diese
Systematik und diese Klarheit nicht erreicht wor-
den, und das sollten wir auch gemeinsam hier fest-
stellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Zweiten geht es um die Frage der Schulden-
bremse und eine gewisse Logik, die wir dazu ein-
mal diskutieren mussen. Wir haben den Bericht
des Rechnungshofs bekommen, der uns einige Hil-
festellungen gegeben hat, und da verstehe ich ge-
wisse Kritiken meiner Mitoppositionsparteien nicht,
die hier einiges etwas makelig dargestellt haben.
Der Rechnungshof als grofdter Fan der Schulden-
bremse in dieser Stadt hat seiner Logik entspre-
chend dargestellt, die Abrechnung des Haushalts
2013 und die Planungen zeigten, dass der Senat
den Pfad der Schuldenbremse bisher einhalte. Ich
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bin kein Anhanger der Schuldenbremse, aber ein
grolRer Teil der Debatten, die hier jetzt geflihrt wor-
den sind, ist doch damit erledigt. Oder man muss
sich mit dem Rechnungshof diesbezlglich ausein-
andersetzen? Das liegt ziemlich klar auf der Hand.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Eines will ich lhnen aber deutlich sagen und dies
auch an den Rechnungshof richten: Die Logik, wie
der Rechnungshof bestimmte rein monetare Stro-
me betrachtet, ist flr ein politisches Haus wie die
Birgerschaft nicht ausreichend, und auch darauf
sollten wir uns vielleicht einmal verstandigen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Anjes
Tjarks GRUNE)

Das Ganze wird betrachtet, und das ist manchmal
auch in den Haushaltsdebatten so, als gehe es nur
um monetare Stromungen und als solle der Ober-
controller Herr Tschentscher nichts anderes tun,
als darauf achten, dass die Zahlen eingehalten
werden. Das ist die Aufgabe eines Controllers in
einem privaten Unternehmen. Private Unterneh-
men habe keine andere Aufgabe, als Gewinn zu
machen,

(Finn-Ole Ritter FDP: Richtig!)
und weiter denken sie auch meist nicht.
(Zuruf von Finn-Ole Ritter FDP)

— Sie wissen wahrscheinlich gar nicht, was ein pri-
vates Unternehmen macht.

(Beifall bei der LINKEN — Finn-Ole Ritter
FDP: Ich habe selber eines!)

— Damit konnen wir uns noch einmal auseinander-
setzen.

(Finn-Ole Ritter FDP: Keine Ahnung! So ge-
hen Sie mit Argumenten um!)

Genau diese Dimension der kritischen Aufgaben-
betrachtung fehlt dem Rechnungshof vollstandig.
Ich will Ihnen einmal sagen, warum. Der Rech-
nungshof gibt als ein Beispiel, wo wir in dieser
Stadt gegenwartig gut etwas kirzen kénnten, den
Bereich der Schule an. Er sagt, dass diese Politik
nur erfolgreich sein kann, wenn die Kirzungen der
Personalausgaben, die die Stadt insgesamt fir
sich (berlegt, auch in den Schonbereichen wie
Schule durchgefiihrt werden. Wie sollen wir dann
die gesellschaftlichen Aufgaben |6sen, die in der
Schule vorhanden sind im Zusammenhang mit den
Schilern, mit den verschiedenen Wurzeln und mit
der Auflésung von Familienbanden, wenn wir in
diesem Bereich kirzen?

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRUNE)

Wir sollten gemeinsam dem Rechnungshof darle-
gen, dass es so nicht geht, dass es nicht unsere
Aufgabe ist, das so zu machen, und dass es auch

dazu gehort, sich so etwas kritisch anzuschauen.
Vielleicht kdnnen wir diesbeziglich Einigkeit her-
stellen,

(Robert Blasing FDP: Bestimmt nicht, Herr
Hackbusch!)

aber leider hat der Rechnungshof in einem Punkt
recht: Die Logik der Schuldenbremse, und das hof-
fe ich an alle wachen Geister in diesem Haus sa-
gen zu kénnen, wird in jeden Bereich hineinfrasen,
und da wird nicht gefragt werden, ob dies gesell-
schaftlich notwendig oder sinnvoll ist. Die Logik der
Schuldenbremse wird in dem Augenblick, wo wir
eine Bundesregierung wie die gegenwartige ha-
ben, die die Reichen weiterhin reich sein lasst,
oder eine EU, wo wir nicht mehr in der Lage sind,
irgendetwas verandern zu kénnen, dazu flhren,
dass wir praktisch nur noch der Kirzungsapparat
sind und uns nur noch Uberlegen kénnen, wo wir ir-
gendetwas beschneiden. Damit wird uns der ge-
sellschaftliche Gestaltungsrahmen, das Wichtigste,
was ein Parlament hat, weggenommen. Das hat
keine Zukunft, und es darf auch keine haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich méchte da die Chefin der Hamburger Diakonie
unterstitzen, die deutlich gesagt hat, mit der
Schuldenbremse kénne politisch nicht mehr gestal-
tet werden. Ich werde es Ihnen noch zehnmal sa-
gen in diesem Parlament: Das war ein grober Feh-
ler, der hier gemacht worden ist. Er muss korrigiert
werden, und Sie werden auch merken, dass das
notwendig ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will mich jetzt in der Bilanz des Haushalts auf
zwei Punkte konzentrieren, die mir besonders
wichtig sind. Das sind die Investitionen und das ist
das Personal. Zu den Investitionen will ich beson-
ders die SPD ansprechen, weil wir einmal eine ge-
meinsame Kritik an der unverantwortlichen Art und
Weise entwickelt haben, wie Schwarz-Grin mit
verschiedenen Sachen in dieser Stadt umgegan-
gen ist. Wir waren uns einig, dass man den Sanie-
rungsstau, der in dieser Stadt vorhanden ist, drin-
gend auflésen muss, und wir haben gemeinsam
festgestellt, dass es dazu einen radikalen Schnitt
geben muss und man diesen Sanierungsstau erst
einmal beziffern muss, um dann in der Lage zu
sein, ihn aufzuldsen. Diese logischen Uberlegun-
gen waren einer der Griinde, warum wir die neue
Doppik unterstiitzt haben, um in der Lage zu sein,
das auch praktisch darstellen zu koénnen. Sie
selbst haben vor zwei Jahren von der SPD aus da-
zu einen Schritt gemacht, den wir damals durchaus
beflirwortet haben, und zwar haben Sie dargestellt,
wir brauchten eine

"[...] entscheidende Grundlage fur die Zu-
kunftsfahigkeit Hamburgs — gerade ange-
sichts der fur Hamburg erfreulichen Progno-
se der Bevdlkerungsentwicklung."
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Ich mache es ein bisschen schneller; nicht alles
Schone, was in lhrem Antrag gesagt wurde, muss
ich jetzt berichten.

"Es geht darum, den erheblichen Sanie-
rungsstau zielgerichtet und schrittweise ab-
zubauen. Hierfiir ist es zunachst notwendig,
das bestehende Investitionsdefizit im Infra-
strukturbereich zu konkretisieren und eine
zeitliche Perspektive zu erarbeiten, wie die-
ses Problem — angesichts der [...] Schulden-
bremse [...] — bestmdglich behoben werden
kann."

Und wie macht man das? Das ist vollig richtig in Ih-
rem Antrag, der Ubrigens von der Blrgerschaft an-
genommen worden ist, dargestellt worden:

"Dazu muss es unter Fortentwicklung der
bisherigen Investitionsplanungen ein behor-
denilbergreifendes Sanierungsprogramm
geben, das mit jedem Haushalt einzelplan-
bezogen transparent macht, wann und wie
unter Ausschdpfung der entsprechenden
Haushaltstitel [...] welche Sanierungsprojek-
te mit welcher Prioritdt von den Fachbehor-
den angegangen werden. [...] Senat und
Fachbehérden sind aufgefordert, die we-
sentlichen fachbehdrdlichen Sanierungsnot-
wendigkeiten und -entscheidungen in unse-
rer Stadt [...] abzubilden."

Das wurde vor zwei Jahren hier beschlossen. Wir
stehen immer noch da, ohne zu wissen, welche
Sanierungsdefizite wir in dieser Stadt haben. In je-
dem Haushaltsbereich miissen wir wieder danach
fragen. Es war das grol’e Versprechen der SPD,
mehr Transparenz zu schaffen und die Liste der
Sachen zu erstellen, die notwendig abzubauen
sind. Sie haben es nicht gemacht und ich ahne
auch, warum: weil ich gemeinsam mit dem Rech-
nungshof feststelle, dass das Sanierungsdefizit
wieder angewachsen ist. Und weil es wieder ange-
wachsen ist, wird dieses grolie Versprechen, das
Sie uns gegeben haben, Klarheit in diesem Punkt
zu schaffen, nicht eingehalten. Oder wie kann es
passieren, dass der Antrag der SPD-Fraktion, den
ich lhnen hier genannt habe und der mit groRler
Mehrheit angenommen worden ist, Gberhaupt kei-
ne Schlussfolgerung hat und keine Liste erstellt
wurde? Wir haben diese Informationen im Haus-
halt nicht, und ich finde, das ist ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Das haben wir hier zu besprechen, und Sie mus-
sen uns noch einmal darstellen, wie so etwas pas-
sieren kann. Das ist das eine. Ich kénnte an ver-
schiedenen Punkten darstellen, wie der Sanie-
rungsstau gegenwartig anwachst, aber das will ich
nicht tun, weil ich nicht so lange reden mdéchte wie
meine Vorredner.

Ich will aber eine zweite entscheidende Sache mit
Ihnen besprechen. Es geht um das Personal, wie

Sie in dieser Stadt mit denjenigen umgehen, die
hier die soziale und kulturelle Arbeit machen, und
welche Plane Sie dazu haben. Die Situation ist die,
und das hat der Rechnungshof Ihnen auch vorge-
rechnet, dass aufgrund der Planungen des Senats
800 bis 900 Vollzeitstellen jahrlich abgebaut wer-
den missen. Meine Damen und Herren, wie soll
das geschehen? Wo sind denn diese merkwirdi-
gen Ideologen der Schuldenbremse, die uns auf-
zeigen, wo es in dieser Stadt so viele zusatzliche
und Uberflissige Leute gibt? Wir finden das nicht.
Wir stellen fest, dass wichtige Aufgaben in den Be-
zirken vollig wegfallen. Wo ist denn die Wohnungs-
pflege, die aufpasst, inwieweit Wohnraum noch
vorhanden ist? Sie ist doch quasi aufgel6st.
Schauen Sie sich einmal die Veterinarstellen an;
die existieren doch nicht mehr. Wie ist es mit dem
StralRenbegleitgrin  oder den Parks in dieser
Stadt? Das sind doch lauter Stellen, die weggefal-
len sind und wo nicht mehr darauf geachtet wird.
Das Problem ist, dass Sie wichtige staatliche Auf-
gaben damit praktisch abschaffen und sie ver-
schwinden lassen. Sie sorgen dafiir, dass die we-
nigen, die noch da sind, dann mehr arbeiten mus-
sen. Anders kann das nicht funktionieren. Sie ha-
ben nicht einmal einen Plan, wie das geschehen
sollte. Wenn wir das richtig sehen, fallen die meis-
ten Stellen derjenigen, die gegenwartig in Pen-
sion gehen, einfach weg. Das ist Ihre Planung.

Meine Damen und Herren! So darf man mit den
Menschen in dieser Stadt, die flr das soziale und
kulturelle Wohl tatig sind, nicht umgehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es bleibt dabei, was ich schon haufig hier gesagt
habe: Das ist eine Kampfansage an die Gewerk-
schaften, und zwar nicht nur hinsichtlich der
1,5 Prozent. Wir haben das diskutiert im Zusam-
menhang mit den Universitadten und den 0,88 Pro-
zent. Im kulturellen Bereich bekommen die meisten
nicht 0,88 Prozent, sondern 0 Prozent. lhnen allen
ist im Bezirkswahlkampf einzeln vorgerechnet wor-
den, was das fir die jeweiligen Trager bedeutet.
Und die Trager werden damit gedrangt, aus dem
Tarif herauszugehen. Was ist das fur eine Politik,
die Sie hier organisieren und unterstitzen? Das
kann nicht sein, das ist eine Kampfansage an die
Gewerkschaften. Wir werden das nicht akzeptieren
und uns dieser Kampfansage stellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie mussen in lhrer Debatte auch zugeben, dass
das Kirzungen sind, die Sie hier vorsehen, und
nicht immer mit diesem merkwirdigen Gerede von
abwachsendem Aufbau kommen oder was da hau-
fig gebracht wird, wo mir selbst schon ganz
schwindelig wird von diesen wolkigen Erklarungen.

Und auch das geht nicht: Es ist eine Kiirzung nach
dem Rasenmaherprinzip. Das kann nicht sein. Sie
haben natirlich die Freiheit zu sagen, es gebe be-
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stimmte Sachen, die Uberflissig seien, aber alles
systematisch bis zum Jahr 2024 herunterzufahren,
wie Sie jetzt erklart haben, und das sei die Aufga-
be der Politik, bedeutet, dass Sie nicht mehr um
das streiten, was eigentlich notwendig ist, sondern
Sie ducken sich weg und sagen, das werde schon
irgendwie laufen und irgendwie kamen wir da
durch. Mit einer solchen Regierung, einem solchen
Senat kdnnen wir nicht in die Zukunft kommen. —
Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Heintze von der CDU-Fraktion.

Dr. Roland Heintze CDU: Wir missen doch noch
einmal zwei Anmerkungen machen. Herr Hack-
busch, eigentlich wollte ich nichts zu Ihnen sagen,
sondern zum Haushalt des Senats, aber Sie sind
gerade mit dem Rechnungshof umgegangen, als
ob er hier den Haushalt eingebracht hatte. Ich
muss personlich sagen, dass ich Uber jede bera-
tende AuBerung des Rechnungshofs froh bin, egal
zu welchem Ergebnis er kommt, und das sollten
wir auch im Parlament sein. Daher fand ich lhre
Kritik an dieser Stelle absolut unangemessen und
fehl am Platze.

(Beifall bei der CDU und bei Robert Blésing
und Katja Suding, beide FDP)

Nun zu Herrn Quast. Ich weil3, dass Sie, um lhren
Senator zu schitzen, gerne einmal Dinge, die die
Opposition gefordert hat oder nicht, durcheinan-
derbringen und dann hier so aussehen lassen, als
ob da irgendetwas nicht stimme. Hatten Sie doch
unseren Antrag zu den Leertiteln einmal richtig ge-
lesen und waren Sie den Beratungen im Aus-
schuss aufmerksam gefolgt. Das ist ein Antrag, der
geboren ist aus den letzten Haushaltsberatungen,
wo der von lhnen getragene Senat auf einmal
Uberraschend viele Leertitel ausgebracht hat und
wir uns alle gefragt haben, was wohl dahintersteht.
Heute wissen wir es: Es ging darum, eine Auswei-
tung des Haushalts zu verschleiern, weil man Leer-
titel am Anfang noch nicht befiillen muss, sondern
man rechnet sie am Ende ab. Das ist passiert, das
sehen wir an diesen 3,1 Prozent Ausgabensteige-
rung, und es ist ein Trick, der hier noch nicht richtig
aufgefallen ist. Wir haben damals nicht gefordert,
diese Leertitel abzuschaffen. Wir haben gefordert,
den Missbrauch und damit die Ausweitung der
Leertitel einzuschranken. Das stand in dem Antrag,
das war Gegenstand der Debatte im Haushalts-
ausschuss, und ich wirde Sie bitten, hier in sol-
chen zentralen Debatten unsere Forderung nicht
wider besseres Wissen zu verdrehen. Das ist un-
serios.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
und Jens Kerstan, beide GRUNE)

Noch ein Satz zu den Leertiteln und zur Grundpro-
blematik dieses Haushalts: Herr Senator, Sie
schreiben selbst in einer Ihrer vielen Antworten auf
Schriftliche Kleine Anfragen, Mehreinnahmen
kénnten zu Mehrausgaben fuhren, mussten es
aber nicht. Das Problem lhrer Politik ist, dass
Mehreinnahmen bei lhnen regelmalig zu Mehr-
ausgaben fiihren.

Wenn Sie klug Puffer und Ricklagen abgebaut
hatten, wie wir Ihnen am Anfang der Legislaturperi-
ode vorgerechnet haben, als Sie das Schuldenver-
bot in der Landeshaushaltsordnung gekippt haben,
waren wir schon heute im laufenden Haushalt bei
null Neuverschuldung und hatten dann vielleicht
auch die Spielraume, einen Haushalt aufzustellen,
der Akzente setzt in einem vermutlich schwieriger
werdenden wirtschaftlichen und finanzpolitischen
Umfeld in dieser Stadt. Das haben Sie versaumt,
weil bei lThnen mehr Einnahmen regelmallig zu
mehr Ausgaben gefihrt haben, und Ihr Job war,
das zu verschleiern. Das ist lhnen bis zum neuen
Doppelhaushalt gelungen, jetzt geht es nicht mehr,
und deswegen haben wir 3,1 Prozent Mehrausga-
ben auf einen Schlag. So geht es nicht, das ist un-
serios.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Quast von der SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD:* Vielen Dank, Herr Prasident!
Herr Heintze, ich finde es vollkommen richtig, dass
Sie dem Rechnungshof fiir seine beratenden Au-
Rerungen danken und ihn loben. Dazu passt nur
nicht, dass Sie gerade in lhrem letzten Satz wieder
gesagt haben — zum zweiten Mal heute —, dass die
Ausgaben um 3,1 Prozent gestiegen sind und da-
mit ignorieren, was der Rechnungshof erklart hat,
namlich dass tatsachlich die Ausgaben unterm
Strich in der Programmatik bleiben,

(Dr. Eva Giimbel GRUNE: Wir haben ja
nicht gesagt, dass der Rechnungshof immer
richtig liegt!)

die der Senat versprochen hat und umsetzt. Zu Ih-
rer Argumentation passt auch nicht — das gilt auch
fur andere Redner der Opposition, die uns vorhal-
ten, dass die Ausgaben so enorm angewachsen
seien —, dass es doch tatsachlich so gewesen ist,
dass die Ausgaben 2012 in der Abrechnung unge-
fahr auf dem geplanten Niveau geblieben sind.
2013 sind die Ausgaben, wenn ich mich recht ent-
sinne, im Ist sogar gesunken im Vergleich zum
Vorjahr, und 2014 verlauft bisher alles nach Plan.
Ihre Argumentation zu den Ausgaben passt vorne
und hinten nicht mit der Realitat zusammen, die wir
in Hamburg seit einigen Jahren erleben.

(Beifall bei der SPD — Dietrich Wersich CDU:
Das hat jetzt keiner verstanden! — Gegenruf
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von Christiane Schneider DIE LINKE: Der
Senat hat es verstanden! — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Heintze?

Jan Quast SPD: Herr Heintze darf gerne fragen.

Zwischenfrage von Dr. Roland Heintze CDU:
Danke, Herr Quast. Wie erklaren Sie sich denn,
wenn Sie schon beim Thema Abrechnung sind,
den Anstieg des Haushalts von 11 Milliarden Euro
auf Uber 12 Milliarden Euro — das hat Herr Kerstan
vorhin richtig herausgerechnet —, wenn Sie immer
in lhren eigenen Korridoren geblieben sind? Das
sind 12 Prozent und im Jahr durchschnittlich 2 Pro-
zent. Das passt nicht zu lhrer Argumentation. Wie
erklaren Sie sich das?

Jan Quast SPD (fortfahrend): Herr Heintze, ich ha-
be dazu alles gesagt, was zu sagen ist, und Sie
mussen sich einfach einmal mit der Realitat aus-
einandersetzen. Die Realitat ist so, wie ich sie
dargestellt habe. Im letzten Jahr sind die Ausga-
ben sogar niedriger gewesen als geplant und la-
gen damit bei unter 1 Prozent Steigerung, und das
kénnen Sie auch nicht wegdiskutieren. Das sind
Zahlen, die sogar vom Rechnungshof geprift wor-
den sind.

(Beifall bei der SPD)

Herr Hackbusch und Herr Blasing, Sie haben das
Thema Sanierung der Stadt angesprochen. Die
Sanierung der Offentlichen Infrastruktur liegt uns
am Herzen. Das ist aber keine Sache, die wir,
nachdem sie Uber Jahrzehnte vernachlassigt wur-
de, auf einmal umsetzen kénnen, weil wir eben ge-
nau unter den Forderungen der Schuldenbremse
stehen und auf diese hinarbeiten missen.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Gleichwohl stehen im nachsten Doppelhaushalt fiir
die Sanierung von Infrastruktur insgesamt zwei Mil-
liarden Euro zur Verfigung. Um nur eine Zahl zu
nennen: Wir wollen bis 2018 die Stralten saniert
haben und geben deswegen dort dreimal so viel
Geld pro Kilometer aus wie andere Stadte, etwa
Berlin, Minchen oder Koéln. Das zeigt, dass wir es
ernst meinen mit der Sanierung der Infrastruktur
und intensiv daran arbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Hack-
busch von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Entschuldigung,
Herr Quast, aber Sie kdnnen mir doch beantwor-
ten, warum dieser Antrag der SPD, den ich lang zi-

tiert habe, der vor zwei Jahren zu den Haushalts-
beratungen eingebracht worden ist und der uns ei-
ne Liste derjenigen Aufgaben bringen sollte, die in
dieser Stadt zu sanieren sind — das haben wir vor-
her gemeinsam in der Opposition entwickelt —,
nicht erfllt worden ist. Wo ist diese Liste?

(Jan Quast SPD: Steht doch drin hier!)

— Sie ist nicht vorhanden, das stimmt nicht. Da ist
diese Liste nicht drin.

Wir wollen eine Liste dartiber, welche Sanierungs-
defizite in dieser Stadt vorhanden sind, und wir
brauchen sie, um in der Lage zu sein, diese Aufga-
ben zu lésen. Das war doch unser gemeinsamer
Stand. Diese Liste ist nicht vorhanden, und Sie
missen uns einmal erklaren, warum diese Liste
nicht erstellt worden ist. Der Senat hat den Antrag,
den die Birgerschaft beschlossen hat, nicht erflllt.
Das war Ihr Antrag, und Sie missen uns doch dar-
stellen, wie das passieren konnte. Stattdessen ha-
ben wir, dariber werden wir vielleicht in der nachs-
ten Debatte noch einmal sprechen, diesen
Mickey-Mouse-Bereich im Zusammenhang mit Sa-
nierung, aber die grofien Aufgaben — Sie selbst
haben in lhrem Antrag damals geschrieben, dass
Sie die groflen Aufgaben darstellen missen — feh-
len.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was meinen Sie
jetzt mit Mickey Mouse?)

— Das ubergehen wir jetzt.

Dieser Antrag muss aber hergestellt werden, und
Sie missen uns sagen, wo diese Liste existiert
oder warum Sie den Senat da rauslassen. Das
fehlt, und die Antwort hatte ich gerne.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das werden
wir offenbar jetzt nicht klaren kénnen.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Da
der Senatsantrag bereits im Vorwege an die zu-
standigen Ausschiisse Uberwiesen wurde, bedarf
es heute keiner weiteren Abstimmungen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 5, Drucksa-
che 20/12817, Senatsantrag: Unterrichtung der
Birgerschaft Gber die mit den Hochschulen abge-
schlossenen Kapazitatsvereinbarungen und Er-
ganzung des Haushaltsplan-Entwurfes 2015/2016
nach Paragraf 34 der Landeshaushaltsordnung.

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12963 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.

[Senatsantrag:

Unterrichtung der Biirgerschaft iiber die mit
den Hochschulen abgeschlossenen Kapazitits-
vereinbarungen und Ergianzung des Haushalts-
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plan-Entwurfes 2015/2016 nach § 34 der Lan-
deshaushaltsordnung
— Drs 20/12817 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Hamburg braucht einen Neuanfang in der Wis-
senschaftspolitik und keinen planlosen Abbau
von Studienplatzen

— Drs 20/12963 -]

Die Drucksache 20/12817 mochte die CDU-Frakti-
on an den Wissenschaftsausschuss liberweisen.

Herr Kleibauer hat das Wort.

Thilo Kleibauer CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Die Drucksache zur Unterrich-
tung des Senats Uber die Kapazitatsvereinbarun-
gen mit den Hochschulen — Sie haben den vollen
Titel vorgelesen, der war etwas langer — mag auf
den ersten Blick etwas burokratisch klingen, aber
in Wahrheit ist sie ein zentrales Dokument, das
den Abbaukurs dokumentiert, auf den dieser Senat
die Hochschulen geschickt hat.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Glimbel
GRUNE)

Wenn man sich die Zahlen Uber Lehrkapazitaten
und Studienanfangerplatze, die darin enthalten
sind, genau anschaut, dann ist alleine fiir den kurz-
en Zeitraum von 2013 bis 2016 an der Universitat
Hamburg ein massiver Abbau von Studienplatzka-
pazitaten und entsprechenden Lehrkapazitaten, al-
so Professorenstellen, vorgesehen. Dieser trifft ins-
besondere die MIN-Fakultdt und den Bereich Be-
triebswirtschaftslehre. Bei beiden wird die Kapazi-
tat in diesem kurzen Zeitraum um Uber 10 Prozent
reduziert. Frau Senatorin, Sie setzen damit die
Leitlinien um, die Sie vor einiger Zeit vorgelegt ha-
ben, die aber in der ganzen Stadt auf Widerstand
gestolRen sind und die bislang Uberhaupt nicht 6f-
fentlich oder parlamentarisch diskutiert und debat-
tiert worden sind.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Deshalb sagen wir ganz deutlich: Hamburg braucht
keinen planlosen Abbau von Studienplatzen, Ham-
burg braucht einen Neuanfang in der Wissen-
schaftspolitik.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind uns alle immer schnell darin einig, wie be-
deutend Hochschulen und Forschung fur die Zu-
kunftsfahigkeit der Stadt und auch fir die Weiter-
entwicklung der Stadt sind, aber Tatsache ist doch,
und das belegen diese Zahlen, dass Sie diesen
Bereich schwachen. Sie haben keine Strategie zur
Weiterentwicklung des Hochschulstandorts. Sie
haben drei Jahre lang Leitlinien zur Strategie an-
geklndigt und nicht geliefert, und dann haben Sie
ein ganz schwaches Behdrdenpapier vorgelegt,

das in der Stadt auf einhellige Ablehnung gesto-
Ren ist und wo die Hochschulen zu Recht sagen,
da fanden sie sich mit ihren Profilen und For-
schungsschwerpunkten Uberhaupt nicht wieder.
Das zeigt doch deutlich, dass Sie keinen Plan fir
die Hochschulen haben. Sie haben keinen Plan fir
die Weiterentwicklung des Hochschulstandorts,
und das wird erst recht deutlich, wenn man sich
das Gipfeltreffen mit den Hochschulprasidenten
ansieht, die erst eingeladen werden, um sie dann
wieder hektisch auszuladen. So geht man mit de-
nen nun auch nicht um, Frau Senatorin.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gtimbel
und Jens Kerstan, beide GRUNE)

Wir haben haufiger auch an dieser Stelle wissen-
schaftspolitische Themen debattiert. Sie haben viel
falsch gemacht in diesem Bereich, aber wenn man
die letzten drei Jahre einmal Revue passieren
I&sst, dann war der zentrale Fehler die Hochschul-
vereinbarung, die Sie den Hochschulen ganz am
Anfang aufoktroyiert haben, und damit gleichzeitig
die Aufkiindigung der Ubernahme von Tarifsteige-
rungen im Hochschulbereich, denn genau das
fuhrt doch zu dem, was wir in der Senatsdrucksa-
che sehen kdnnen, dass fir einen langen Zeitraum
das Personal an den Hochschulen und damit auch
die Studienangebote abgebaut werden. Die Mehr-
belastung allein im Personalbereich bewegt sich im
zweistelligen Millionenbereich, wenn man sich an-
schaut, welche Tarifabschliisse alleine schon ab-
geschlossen sind, und den leichten Budgetauf-
wuchs von 0,88 Prozent gegenrechnet. Das fuhrt
zu massiven Einschnitten bei Lehre und For-
schung, die wirklich die Breite des Angebots ge-
fahrden. Sie schicken die Hochschulen damit auf
einen Abbaukurs, und genau das hat mit den
Hochschulvereinbarungen begonnen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gtimbel
GRUNE und Dr. Wieland Schinnenburg
FDP)

Wenn man die Hochschulvereinbarungen aber
ernst nimmt und genau durchliest, dann steht da
auch Folgendes drin, und genau das haben Sie im
Endeffekt zugesagt: Wenn es Mehrkosten gibt, die
Kostenanstiege ein gewisses Niveau Ubersteigen
oder die Tarifabschlisse oberhalb von 2 Prozent
liegen, dann gibt es entsprechende Nachverhand-
lungen mit den Hochschulen. Da sind Sie im Wort,
und deshalb fordert unser Antrag auch eindeutig,
das zu nutzen und diese Hochschulvereinbarung
endlich nachzuverhandeln und kurzfristig nachzu-
bessern.

(Beifall bei der CDU — Vizeprasidentin Antje
Moller Gbernimmt den Vorsitz.)

Es steht nicht nur darin, dass Sie das mit den
Hochschulen vereinbart haben, sondern es hat
sich doch auch etwas getan. Wir haben in der letz-
ten Sitzung an der einen oder anderen Stelle dar-
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Uber diskutiert, dass der Bund mit der Klarheit Giber
die BAf6G-Mittel den Landern zusatzliche Spielrau-
me verschafft und im Wissenschaftsressort Mittel
frei werden dadurch, dass der Bund weiterhin
einen Schwerpunkt bei Bildung und auch bei
Hochschulen setzt. Diesen Handlungsspielraum
mussen wir in Hamburg doch auch nutzen, genau-
so wie ihn andere Bundeslander nutzen. Wir wol-
len doch nicht, dass unsere Hochschulen im Wett-
bewerb mit Siiddeutschland oder Berlin weiter zu-
rickfallen. Hier missen wir doch mitgehen als
Stadt, um unsere Hochschulen zu unterstitzen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
und Jens Kerstan, beide GRUNE)

Wenn Sie diese Mdglichkeit der Nachverhandlung
der Hochschulvereinbarung nicht nutzen, was wirk-
lich das Mindeste ist, was man in dieser Situation
tun kann, dann haben die Hochschulvertreter
recht, wenn sie sagen, sie empfanden es als Wort-
bruch und als Ohrfeige, wenn dieser Senat Uber-
haupt nicht auf die Belange der Hochschulen und
auf die geadnderten Rahmenbedingungen mit den
Bundesmitteln reagiere.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Wenn Hochschulpolitik an den Hochschulen nur
als Sparpolitik ankommt — diesen Vergleich hat
dieser Tage einer der Hochschulprasidenten in ei-
nem Gastbeitrag sehr treffend gezogen —, dann
hat man doch etwas falsch gemacht. Dann sieht
man doch, dass dies keine Strategie ist, denn es
kommt nichts an aufler dem massiven Kirzungs-
druck, der sich von Jahr zu Jahr durch den Effekt
der Tarifsteigerung kumuliert. Das darf es nicht
sein, und deshalb haben wir hier und heute einen
Antrag vorgelegt, in dem wir fordern, dass Sie zum
einen diese Hochschulvereinbarung zligig nach-
verhandeln und zum anderen bitte lhr Papier zur
Weiterentwicklung des Hochschulstandorts, das
von keinem in dieser Stadt richtig ernst genommen
wird, endlich zuriicknehmen, weil es keine Basis
liefert fur eine strategische Weiterentwicklung des
Hochschulstandorts.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren! Das Wort bekommt nun Herr Kiihn von der
SPD-Fraktion.

Philipp-Sebastian Kiihn SPD:* Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Kleibauer, ich habe immer noch die Rede von
Herrn Heintze im Ohr. Insofern war lhre Rede et-
was verwirrend. Sie fordern diametral das Gegen-
teil von dem, was Herr Heintze gerade in seiner
Haushaltsrede gefordert hat.

(Beifall bei der SPD — Dr. Andreas Dressel
SPD: Das ist schizophren! — Dietrich Wer-
sich CDU: Es hat niemand gefordert, 30 Mil-
lionen einzusparen!)

Mit der vorliegenden Senatsdrucksache — ich rede
zum Senatsantrag, nicht zum Zusatzantrag der
CDU - legen wir Zeugnis davon ab, was wir An-
fang des Jahres im Ausschuss beschlossen ha-
ben. Wir hatten auch eine 6ffentliche Expertenan-
hérung zu diesem Thema, ndmlich zum neuen
Hamburger Kapazitatsrecht. Mit diesem neuen Ka-
pazitdtsbemessungsrecht geht Hamburg als erstes
Bundesland einen neuen Weg, der sich von dem
anderer Bundeslander unterscheidet. Das will ich
an dieser Stelle noch einmal ausdricklich hervor-
heben und loben.

Basis dieser Vereinbarung ist, dass die Behdrde
fir Wissenschaft und Forschung gemeinsam mit
den Hochschulen die Kapazitatsberechnung vor-
nimmt und sich in einem Verfahren darauf einigt.
Dies ist mit Vorlage dieser Drucksache bereits mit
funf Hochschulen gelungen. Dafur will ich mich im
Namen meiner Fraktion ausdriicklich beim Senat
bedanken. Mit der Universitdt Hamburg steht dies
noch aus. Da wir die Drucksache an den Aus-
schuss Uberweisen, wird es fiir uns alle noch mog-
lich sein, das dort genauer zu besprechen, und da-
zu mochte ich die anderen Fraktionen herzlich ein-
laden. Wichtig ist aber — auf den Punkt, Herr Klei-
bauer sind Sie gar nicht eingegangen, das war
aber ein sehr wesentlicher Punkt bei unseren Be-
ratungen im Ausschuss —, dass mit dem neuen Ka-
pazitatsrecht unsere Hochschulen die Mdglichkeit
erhalten, Schwerpunkte zu setzen. Bislang hatten
die Hochschulen nach der Umstellung auf das Ba-
chelor-Master-System Uberhaupt keine Spielrdu-
me, in ihrer hausinternen Steuerung Schwerpunkte
zu setzen. Schwerpunkte setzen, Herr Kleibauer,
heif3t in diesem Kontext eben auch, Bereiche zu
definieren, in denen man keinen Schwerpunkt set-
zen will. Hamburg ist das erste Bundesland, das,
langst Uberfallig, die Bachelor-Master-Reform in
diesem Punkt endlich umsetzt. Ich finde das vor-
bildlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Ohne Frage ist eines sehr deutlich — und diese
Diskussion erleben wir doch eigentlich in allen
Bundeslandern —, namlich dass wir in Deutschland
einen weiteren Hochschulpakt brauchen. Deswe-
gen finden bereits die Verhandlungen zwischen
Landern und Bund statt, und ich glaube, man kann
auch an dieser Stelle nur eindringlich appellieren
— und das will ich als Wissenschaftspolitiker auch
gern tun —, den Hochschulpakt fortzusetzen, weil
die Bundeslander selbst diese Studienkapazitaten
aus ihren Landeshaushalten gerade auch unter
Berlcksichtigung der Schuldenbremse nicht dar-
stellen kénnen. Deswegen brauchen wir die Beteili-
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gung des Bundes, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — Christia-
ne Schneider DIE LINKE: Zaghaftes Klat-
schen!)

Ich will aber auch auf einen weiteren Punkt einge-
hen. Sie haben auf die aktuelle Diskussion verwie-
sen. Ich fand einen Satz, den Herr Lenzen in den
Zeitungen formuliert hat, recht interessant. Er hat
vor allem an meine Fraktion die Frage gestellt:
Wann werden die Ruinen, die sich Universitat nen-
nen, endlich saniert?

(Jens Kerstan GRUNE: Genau!)

Die Frage lasse ich mir als Sozialdemokrat gern
gefallen, weil wir dazu erst vor wenigen Wochen
eine Reihe von Drucksachen auf den Weg ge-
bracht haben. Ich will gern noch einmal darauf ein-
gehen, aber auch daran erinnern, welche Diskussi-
on wir in der vergangenen Legislaturperiode ge-
fihrt haben. Damals wollten Sie fiir ein paar Milliar-
den Euro, die im Haushalt der Hansestadt Uber-
haupt nicht vorhanden sind, eine neue Universitat
im Hafen bauen. Hatten Sie damals lhre Verant-
wortung wahrgenommen und stattdessen die
Hochschulgebdude endlich saniert, dann hatten
wir heute auch mehr Spielraum bei den Studien-
platzkapazitaten.

(Beifall bei der SPD)

Der Finanzsenator hat vorhin die Zahlen genannt,
und ich will sie gern noch einmal aufgreifen. Wir
geben 250 Millionen Euro allein fir Hochschulbau-
ten aus, 90 Millionen fur die auReruniversitare For-
schungsférderung und mehr als 600 Millionen fir
die Grundfinanzierung der Hochschulen. Wenn Sie
sagen, in der Freien und Hansestadt Hamburg
wirden Hochschulen und Wissenschaft und For-
schung keinen Schwerpunkt bilden, dann ist das
einfach nicht wahr.

(Beifall bei der SPD — Jens Kerstan GRUNE:
Und die Prasidenten, sind das alles Idioten,
oder was?)

Wir werden im Ausschuss noch sehr umfanglich
Uber diesen Punkt diskutieren.

(Jens Kerstan GRUNE: Und was ist mit den
Prasidenten? Ich verstehe das nicht!)

Ich will noch auf einen Punkt hinweisen, den Sie
immer gefordert haben, néamlich die norddeutsche
Kooperation. Vor anderthalb Wochen haben wir
auf dem Forschungscampus in Bahrenfeld die
Grundsteinlegung fiir das CSSB erlebt, ein wichti-
ges Projekt, das zu drei Vierteln vom Bund finan-
ziert wird. Das kritisieren Sie immer. Ich finde es
gut, dass Hamburg es geschafft hat, so viel Geld
vom Bund zur Verfugung gestellt zu bekommen.
Vor allem haben wir hier die Querfinanzierung zwi-
schen Niedersachsen und Hamburg. Zum ersten

Mal wird das, was Sie immer gefordert haben,
namlich eine starkere norddeutsche Kooperation
im Forschungsbereich, gemacht; das gestalten wir.
Dazu habe ich von Ihnen, Herr Kleibauer, nichts
gehort. Ich freue mich auf die Beratungen im Aus-
schuss. Wir werden das dort noch umfanglich be-
raten. — Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Das Wort bekommt
Frau Dr. Gimbel von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Eva Giimbel GRUNE: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Frau Senatorin, ich finde es wunderbar, dass Sie
mit Ihrer Drucksache endlich zur Ehrlichkeit finden.
In der Drucksache, die wir heute im Parlament zur
Kenntnis nehmen, bekennen Sie sich zum ersten
Mal auch nach aufien zu dem, was wir als Opposi-
tion kritisieren, seitdem Sie in dieser Stadt regie-
ren. Die SPD betreibt Studienplatzabbau. Sie
schreiben, der Studienanfangerplatzabbau erfolge
—ich zitiere —:

"[...] in Reaktion auf budgetar nicht abgebil-
dete Kostensteigerungen der UHH."

Wir haben von Anfang an gesagt, dass lhre Hoch-
schulvertrage mit dieser Steigerung von 0,88 Pro-
zent dazu flihren, dass Studienplatze abgebaut
werden mussen und dass Studienangebote abge-
baut werden mussen. Wir halten das fur den abso-
lut falschen Weg, und ich finde es sehr traurig,
dass wir hier in eine Debatte geraten — lieber Herr
Kihn, Sie wissen, ich schatze Sie sehr —, die Be-
ton und Kopfe gegeneinander abwagt. Wenn Sie
nun dem Studienplatzabbau gegeniberstellen,
dass die Hansestadt mit dem vom Bund zu drei
Vierteln geférderten Exzellenzcluster ihrer Pflicht
nachkommt, ihren Anteil zu bezahlen, dann sage
ich: Mein Gott, wie tief sind wir gesunken. Das
kann doch in dieser Sache nicht Ihr Argument sein.

(Beifall bei den GRUNEN)

Sie wissen das selbst, daher lasse ich es dabei be-
wenden. Lassen Sie es sich noch einmal auf der
Zunge zergehen. Allein die Universitat muss in den
Jahren 2013 bis 2016 — wir haben jetzt 2014 — 379
Studienplatze abbauen, davon 215 in der MIN-Fa-
kultat. Die MIN-Fakultat ist diejenige, die zwei Ex-
zellenzcluster hat, die beiden einzigen dieser Uni-
versitat im Ubrigen. So viel dazu, dass wir Exzel-
lenz férdern und auch in der Lehre junge Men-
schen an dieses wunderbare, fortschrittliche For-
schen heranfuhren. Frau Senatorin, ich finde, Sie
sollten Ihren Blirgermeister nicht nur salbungsvolle
Worte bei der Verleihung des Koérber-Preises hal-
ten lassen. Wenn Bundesministerin Wanka sich in
die Grundfinanzierung einmischt und hilft, dann
sollten Sie ihn auch daran erinnern, dass Sie
kdmpfen und daflir sorgen sollten, dass von den
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30 Millionen Euro wenigstens ein paar bei den
Hochschulen ankommen. Sonst ist das ein solches
Armutszeugnis. Indem Sie diese Politik des standi-
gen In-den-Ricken-Fallens betreiben, fihren Sie
als Wissenschaftssenatorin diesen Hochschul-
standort dazu, dass die Hochschulprasidenten
nicht mehr mit lhnen reden wollen. Frau Senatorin,
Sie sagen in einem Interview, das Frau Gall mit Ih-
nen geflhrt hat, dass Sie sich als Rechts- und
Fachaufsicht verstehen. Ist das wirklich Ihre An-
sicht, dass das die Rolle einer Senatorin fir Wis-
senschaft ist?

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Rechts- und Fachaufsicht, ich finde, Sie missver-
stehen |hre Aufgabe bei diesem wichtigen Zu-
kunftsfeld in einer dramatischen Weise. Dass Sie
meinen, die Parteirdson einhalten zu muissen,
kann ich noch verstehen, aber nicht einen Blrger-
meister, der sich in dieser entscheidenden Frage
an der Zukunft fir Hamburg vergeht, weil er sagt,
wo die BAf6G-Millionen hingehen und ob die Stra-
tegie mit den Hochschulen abgesprochen ist oder
nicht, das interessiere niemand und am allerwe-
nigsten die SPD-Wahler. Damit gibt er seine Ver-
antwortung firr die gesamte Stadt und ihre Zukunft
ab. Frau Senatorin, wenn Sie sich selbst schon
nicht daran erinnern, was nétig ist, dann erinnern
Sie aber bitte den Blirgermeister daran, dass es
um die Zukunft Hamburgs geht.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Wir, damit meine ich meine GRUNE Fraktion, wer-
den uns mit den Hochschulprasidenten zusam-
mensetzen und dann das in die Burgerschaft ein-
bringen, von dem wir glauben, dass es notwendig
ist. Wir brauchen eine Strategieentwicklung fir die-
sen Standort, wir brauchen natirlich eine Nachver-
handlung der Hochschulvertrage, und wir brauchen
selbstverstandlich das, was Frau Wanka angebo-
ten hat, namlich diese 30 Millionen Euro BAf6G-
Entlastung. Sonst kommen wir wissenschaftspoli-
tisch in dieser Stadt nicht voran.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Herr Kiihn wies zu
Recht darauf hin, dass es sozusagen um den ers-
ten Ausfluss eines neuen Gesetzes geht, das vor
einem halben Jahr beschlossen wurde. Ich mdchte
noch einmal ausdricklich sagen, dass wir mit dem
Gesetz, Drucksache 20/9095, einverstanden wa-
ren. Ganz besonders waren wir damit einverstan-
den — das hat mich sehr gewundert, ich habe das
damals im Ausschuss gesagt und tue es hier noch
einmal —, dass die SPD-Fraktion in zwei wichtigen
Punkten nachgebessert hat. Sie haben namlich

endlich daflir gesorgt, dass Bandbreiten nicht nur
draufsteht, sondern auch drin ist. Noch einmal |h-
nen, Herr Kihn, und der gesamten SPD-Fraktion
herzlichen Dank. Sie haben bei diesem Gesetz
wichtige Dinge geleistet, das wollen wir nicht ver-
gessen.

Ich mochte auch erwahnen, dass wir als FDP zwei
weitere Anderungen vorgeschlagen haben, denen
Sie nicht zugestimmt haben, und ich befiurchte,
das wird lhnen und den Hochschulen noch auf die
FiRe fallen. Wir hatten beantragt, dass auch eine
klare Definition fur den Inhalt dieser Vereinbarung,
die mit den Hochschulen zu treffen ist, in das Ge-
setz muss, um der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zu entsprechen. Ich firchte,
das kann noch ein juristisches Problem werden.
Der zweite Punkt, den Sie auch nicht ibernommen
haben, war die Sache mit der Schiedsstelle. Sie
haben eine Ersatzvornahme durch die Behérde
vorgesehen, wenn man sich nicht einigen kann.
Das sind keine Verhandlungen auf Augenhohe;
das nur zu dem, was Sie angesprochen haben.
Grundsatzlich ja, wir haben dem zugestimmt und
finden das auch immer noch richtig, und ich be-
fUrchte, dass diese beiden Punkte, die Sie nicht
Ubernommen haben, noch Probleme machen wer-
den. Dennoch ist das Gesetz als solches richtig.

Nun kommt aber die Frage, was von dieser Druck-
sache zu halten ist. Wir waren damals froh, dass
die SPD-Fraktion eingegriffen hat. Die SPD-Frakti-
on und vielleicht auch der Birgermeister missen
wieder eingreifen. Wir stehen hier, das haben Frau
Gimbel und Herr Kleibauer schon richtig gesagt,
vor einem Dokument der Ehrlichkeit — insofern ist
es gut — und einem Dokument des dramatischen
Abbaus insbesondere bei der Universitat Hamburg.
Was Frau Stapelfeldt, Herr Kihn und andere uns
immer erzahlt haben, das mache alles nichts, es
passiere doch nichts und es gehe weiter wie bis-
her, ist spatestens mit diesem Dokument ad absur-
dum gefiihrt. Jetzt haben Sie es schwarz auf weil}
belegt, dass die Hamburger Hochschulen dank Ih-
rer Senatorin auf dem Abbaukurs sind. Das geht
nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei Thilo Kleibauer
CDU)

Die Studienanfangerplatze wurden hier schon ge-
nannt. Ich greife einmal die anderen Punkte her-
aus. Die Sache mit der Lehrleistung ist ein
bisschen schwieriger zu verstehen, aber nattrlich
ebenfalls von Bedeutung. Wenn also weniger
Lehrleistung angeboten wird, werden nicht nur Stu-
dienplatze abgebaut, sondern auch die Qualitat
der Lehre lasst nach. Auch hier sind die Zahlen
dramatisch. Wir haben mehr als 1000 Lehrveran-
staltungsstunden weniger, und auch hier sind es
wieder die wichtigen Bereiche WiSo, BWL und
MIN, die die starksten Abbauraten zu verzeichnen
haben. Es wird also nicht nur weniger Studienplat-
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ze geben, sondern die werden auch noch schlech-
ter ausgestattet sein. Die Ausbildung wird auch
noch schlechter bei den wenigen verbliebenen
Platzen.

Dann hére ich immer — vorhin vom Finanzsenator,
jetzt von Herrn Kiihn, vielleicht héren wir es gleich
auch von Frau Stapelfeldt wieder —, sie wiirden
doch Hunderte von Millionen Euro fir dies und je-
nes ausgeben.

(Lars Holster SPD: Das tun wir auch!)

Ich warte darauf, Herr Kiihn, dass Sie als Nachstes
erwahnen, die Gehalter der Hausmeister rechtzei-
tig zu bezahlen und damit den Studienstandort zu
starken. Ich glaube, dieses ware lhnen auch nicht
zu schade zu erwahnen. Es ist doch geradezu la-
cherlich. Sie kdonnten auch sagen, dass Sie Hun-
derte Millionen Euro fiir die Polizei ausgeben und
also mit Uberfallen auf der Strae nichts zu tun ha-
ben. Diese Argumentation geht doch nun wirklich
fehl. Es hat keinen Sinn, diese Zahlen einfach so
Zu nennen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Zu diesen Punkten hatten also meine Vorredner
schon einiges gesagt. Ich mdéchte mich auf einen
anderen Punkt konzentrieren, der ebenso bemer-
kenswert ist. In der Drucksache wird auf Seite 3,
glaube ich, so ganz am Rande erwahnt, dass Sie
Ihrer gesetzlichen Verpflichtung nicht nachgekom-
men sind. Es heil}t in Paragraf 4 Absatz 3 dieses
Ausbildungskapazitatsgesetzes:

"Die [...] Beteiligung der Birgerschaft soll im
Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des
Haushaltsplans erfolgen [...].

Das genau tun Sie nicht, obwohl Sie von dieser
Pflicht genau wissen. Das Gesetz haben Sie selbst
auf den Weg gebracht, und zwar am 27. August
2013. Seit gut einem Jahr wissen Sie also, dass zu
diesen Haushaltsberatungen auch die Vereinba-
rungen des Senats mit den Hochschulen fir 2015
und 2016 vorliegen missen, denn genau darlber
reden wir jetzt doch. Das ist zunachst einmal ein
klarer Fall von "Eine Behorde wird ihrem eigenen
Anspruch nicht gerecht". Sie halten eine selbstge-
schaffene gesetzliche Pflicht nicht ein. Der Senat,
die Behdérde und die SPD-Fraktion briskieren da-
mit das Parlament. Sie wollen von uns einen Be-
schluss Uber den Einzelplan 3.2, ohne dass wir die
entsprechenden Unterlagen bekommen haben.
Das heit doch auf Deutsch: Beziiglich der Univer-
sitat Hamburg sollen wir die Summe X bewilligen,
aber wir wissen gar nicht, was wir dafir bekom-
men. Sie wollen uns das nicht etwa im Rahmen
der Haushaltsberatungen im Haushaltsausschuss
nachliefern, nein, Sie schreiben in lhrer Drucksa-
che, das solle Ende des Jahres geschehen. Das
allein zeigt, der Einzelplan 3.2 ist nicht be-
schlussfahig. Sie wollen vom Parlament, dass wir

sozusagen eine Blackbox bezahlen. Das machen
wir selbstverstandlich nicht mit. Solange diese
Drucksache nicht vollstandig vorliegt, die Vereinba-
rung mit dem Senat Hamburg, ist der Haushalts-
plan 3.2 nicht beschlussfahig. Das ist Schlamperei
und eine Bruskierung des Parlaments.

(Beifall bei der FDP)

Wenn eine Behdrde derart wichtige Unterlagen
nicht vorlegt, namlich zur Frage, was es als Ge-
genleistung flr das bewilligte Geld gibt, dann
weckt das natirlich bei einem aufmerksamen Be-
obachter Misstrauen. Wir haben insgesamt sechs
staatliche Hochschulen, finf davon werden voll-
standig vorgelegt mit vergleichsweise Uberschau-
bar geringen Abwachsen, aber fir die einzige
Hochschule, bei der drastische Abwachse stattfin-
den — schon im Plan fiir 2014 sind die ausgewie-
sen —, legen Sie die weiteren Zahlen nicht vor.
Herr Kihn, Frau Stapelfeldt, ich bitte um Verstand-
nis, das ist fur mich ein klarer Hinweis darauf, dass
Sie etwas zu verbergen haben. Das ist der tiefere
Grund dafiir, warum Sie die Unterlagen nicht vorle-
gen. lhr vorgebrachtes Argument, es sei sehr kom-
pliziert, greift Uberhaupt nicht, denn bei der HAW
sind die Zustande nicht einfacher als bei der Uni-
versitat Hamburg, und fiir die kbnnen Sie es vorle-
gen. Ich bin sicher, Sie legen das deshalb nicht
vor, weil die Zahlen so schrecklich sind.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Eva Gimbel
GRUNE)

Das ist wieder ein Fall von politischer Dummheit.
Am Ende hilft das der Opposition. Ich verstehe Sie
nicht. Wie kann man nur 30 Millionen Euro, die
man vom Bund quasi geschenkt bekommen hat,
nicht an die Hochschulen weiterleiten? Das ist ein
Fall extremer politischer Dummheit. Und nun ist
dies ist der zweite Fall politischer Dummheit. Die
Zahlen in Ihrer Drucksache werden ...

(Glocke — Wolfgang Rose SPD: Nun mal
nicht so arrogant!)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Kollege, darf ich Sie an den parlamentari-
schen Sprachgebrauch erinnern?

Dr. Wieland Schinnenburg FDP (fortfahrend):
— Vielen Dank. Dann war es eine politische Unge-
schicklichkeit. Diesen Begriff darf man vielleicht
verwenden.

Sie werden laut lhrer eigenen Ankiindigung Ende
des Jahres diese Vereinbarung vorlegen, also
sechs Wochen vor der Birgerschaftswahl. Nach
allem, was wir wissen, wird diese Vereinbarung mit
dramatischen Zahlen bestlckt sein, und die wer-
den der Opposition und den Hochschulen weitere
Argumente dafir liefern zu zeigen, wie schlecht Ih-
re Hochschulpolitik ist und wie die Hochschulen in
Hamburg ausgetrocknet werden. Das nehmen wir
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nattrlich gern hin als Opposition, aber ich sage Ih-
nen ganz offen, als Staatsburger dieser Stadt be-
dauere ich es aufRerordentlich.

Herr Kihn, ich fand es gut, dass Ihre Fraktion sei-
nerzeit bei dieser Gesetzgebung eingegriffen hat.
Das haben Sie gut gemacht. Ich erwarte von lhnen
und vom Burgermeister, dass Sie wieder eingrei-
fen. So kann es mit dieser Stadt im Hochschulbe-
reich nicht weitergehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Heyenn das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Am 10. Dezember 2013
hatten wir eine Expertenanhérung zum Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Regelung der Ausbildungskapa-
zitaiten an den staatlichen Hamburger Hoch-
schulen, kurz Ausbildungskapazitatsgesetz ge-
nannt. Schon in dieser Anhérung wurde deutlich,
dass es sich dabei um ein Gesetz handelt, das den
Abbau sowohl von Studienplatzen als auch von
Lehrveranstaltungen beschleunigen soll, das heift,
die Ressourcen gehen insgesamt herunter. Das
wurde damals von unserer Seite kritisiert; im Ge-
gensatz zur FDP haben wir dem nicht zugestimmt.
Wie sich nun zeigt, hat sich alles bestatigt. Wir fin-
den in der Mitteilung des Senats an die Blrger-
schaft einleitend den schlauen Satz:

"Nach dem Ausbildungskapazitatsgesetz
sind zwischen der zustandigen Behdrde und
den Hochschulen Vereinbarungen Uber die
bereitzustellende Lehrleistung und die be-
reitzustellenden Aufnahmekapazitaten (Ka-
pazitatsvereinbarungen) abzuschlieRen

[.]"

Das stimmt, es gibt eine ganze Menge Vereinba-
rungen zwischen den staatlichen Hochschulen und
dem Senat. Nach anfanglicher Diskussion und Kri-
tik haben auch alle Hochschulprasidenten unter-
schrieben, aber alle haben das mit dem klaren Hin-
weis auf die véllige Unterfinanzierung des Hoch-
schulbereichs getan. Sie mussten nur irgendwie
sehen, dass sie Uberhaupt Finanzmittel bekom-
men, deswegen haben sie das unterschrieben,
aber es ist komplett unterfinanziert.

Dann reden Sie in Ihrer Drucksache davon, dass
es Ziel des Gesetzes sei, an den staatlichen Hoch-
schulen qualitativ hochwertige Studienbedingun-
gen zu gewahrleisten. Was wir in den Medien le-
sen und was wir vor Ort in den Horsalen sehen,
lasst uns alles Mdgliche feststellen, aber garantiert
nicht, dass es qualitativ hochwertige Studienbedin-
gungen gibt.

Nun kommen wir zu den eingesparten BAfoG-Gel-
dern. Es wird immer erzahlt, der Senat gebe Geld

in dreistelliger Millionenhéhe fiir Bauten aus. Das
macht er aber Uber stadtische Unternehmen, das
macht er in einer o6ffentlich-6ffentlichen Partner-
schaft, das macht er tber ein Mieter-Vermieter-Mo-
dell. Nun wird argumentiert, diese 30 Millionen
Euro, die netto eingespart werden, wirden ge-
braucht, um die Mietzahlungen fir das Geomati-
kum und all diese Sachen, die gerade gemacht
werden, leisten zu kdnnen. Sie werden also nicht
den Hochschulen gegeben, was absolut nétig wa-
re, um qualitativ hochwertige Studienbedingungen
auch nur ansatzweise herzustellen; und 20 Pro-
zent von diesem Geld sollten an die Schulen ge-
hen. lhr Argument wiirde doch im Umkehrschluss
bedeuten, dass dieser Senat diese Baumafnah-
men nicht vorgenommen haben wirde, hatte er
nicht gewusst, dass er diese 30 Millionen Euro
BAfoG-Mittel einspart. Das ist falsch und das ist ir-
refihrend. Es wird allerhdchste Zeit, dass diese
30 Millionen Euro dahin flief3en, woflir die Bundes-
bildungsministerin sie gegeben hat. Es muss in die
Studienbedingungen, es muss in die Schulen, es
muss in die Bildung flieBen und nicht in die Mieten.
Das geht auf keinen Fall.

(Beifall bei der LINKEN)

Weiter schreiben Sie in der Drucksache, Sie woll-
ten mit diesem Gesetz dafiir sorgen, dass die
Nachfrage nach Studienplatzen angemessen be-
friedigt wird. Nun frage ich mich natlrlich, wenn es,
wie im August verdffentlicht wurde, 40 477 Studi-
enanfanger im Wintersemester und insgesamt
5596 Platze gibt, wo denn da die ausreichenden
Studienplatze sind. Das heil’t, 9,36 Prozent aller
Bewerber bekommen einen Studienplatz. Das
kann man alles nennen, aber bestimmt nicht eine
angemessene Befriedigung der Nachfrage nach
Studienplatzen. Hier muss mehr getan werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Eva
Gimbel GRUNE)

Mein Lieblingssatz in der Drucksache ist — ich zitie-
re —

"Wegen einer Umstellung der Systematik ist
jedoch keine numerische Vergleichbarkeit
mit den Zahlenangaben im Haushaltsplan
2013/2014 gegeben."

Dann kommt der Satz.

"An den realen Quantitaten &andert sich
nichts."

Zuerst einmal hat es System, dass es nie ver-
gleichbar ist — das kennen wir schon —, und zwei-
tens kann man das glauben, aber auch nicht. Wir
wissen aber aus der offentlichen Diskussion, dass
die Hochschulprasidenten nicht glauben, dass sich
die Quantitaten nicht geandert haben. Sie haben
sich gewaltig geandert, und zwar nach unten.

Das sehr grof3e Problem, das wir in diesem Gesetz
sehen, ist die Einfihrung des sogenannten Curri-
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cularwertes. Bisher konnten Studienbewerber, die
keinen Studienplatz bekommen hatten, gegebe-
nenfalls einen Studienplatz einklagen. Mit der Ein-
fuhrung dieses Curricularwertes gibt es die Rechts-
sicherheit nicht mehr, dass Studierende sich ein-
klagen kénnen. Dies war auch das Ziel dieses Ge-
setzes, namlich die Anzahl der Klagen zu reduzie-
ren und zu erschweren und zu verhindern, dass
man sich Gberhaupt einklagen kann. Insgesamt ist
das gesamte System intransparent und ungerecht.
Deshalb stimmen wir dem Antrag der CDU zu, auf
jeden Fall mehr Ressourcen in den Hochschulbe-
reich zu geben und die 30 Millionen Euro aus den
Bafdg-Geldern schleunigst fur die Studienbedin-
gungen zu verwenden. Wir fordern den Biirger-
meister auf, sich endlich fir den Wissenschafts-
standort stark zu machen. Wir glauben, dass es
nicht nur an der Wissenschaftssenatorin liegt,
wenn hier nichts passiert, sondern dass der Biir-
germeister daflir eine sehr groe Verantwortung
tragt. Er gibt die Leitlinien der Politik aus, und er
hat sich verdammt noch mal um gute Bedingungen
an den Universitdten und Hochschulen zu kim-
mern.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Eva
Gimbel GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren! Die Debatte geht weiter, deswegen bitte
ich um etwas mehr Aufmerksamkeit.

Das Wort bekommt nun Frau Senatorin Dr. Stapel-
feldt.

Zweite Birgermeisterin Dr. Dorothee Stapel-
feldt: Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Vor fast einem Jahr, das ist
schon gesagt worden, haben wir Uber das neue
Kapazitatsgesetz debattiert. Das Gesetz ist dann
mit den Stimmen von SPD, CDU und FDP be-
schlossen worden. Heute geht es um die Umset-
zung. Mit dem Kapazitatsgesetz haben wir uns be-
wusst fur einen vollig neuen Weg in der Festlegung
der Aufnahmekapazitdten an den Hamburger
Hochschulen entschieden, indem wir das soge-
nannte Vereinbarungsmodell gewahlt haben. Wir
alle wissen, das bisherige rigide System mit
Mustercurricula und sogenannten Curricularnorm-
werten ist kompliziert, es ist fehleranfallig und lasst
den Hochschulen kaum Freirdume. Deshalb
schaut schon ganz Deutschland auf Hamburg und
auf die Erfahrungen, die wir mit diesem Modell
sammeln werden, denn wir haben als erstes der
16 Lander das Kapazitatsrecht grundlegend refor-
miert und mit dem Uberholten bisherigen System
gebrochen. Was sind die wesentlichen Ziele des
neuen Kapazitatsrechts?

Erstes Ziel ist es, an den staatlichen Hochschulen
qualitativ hochwertige Studienbedingungen zu ge-

wahrleisten, die ein hohes Ausbildungsniveau und
einen guten Studienerfolg ermdglichen.

Zweitens soll naturlich zugleich den Hochschulen
Gestaltungsraum fiir autonome Schwerpunktset-
zung in der Lehre und auch in der Profilierung der
Studienangebote eingerdumt werden. Statt wie
bisher die Zulassungszahlen der Hochschulen in
den einzelnen Studiengangen einseitig durch
Rechtsverordnung festzulegen, werden die hoch-
schul- beziehungsweise fakultatsweiten Gesamt-
zahlen nun von der Behérde und der jeweiligen
Hochschule gemeinsam vereinbart. Die Festlegung
in den einzelnen Studiengangen obliegt in diesem
Rahmen dann der Hochschule selbst. Das ist eine
bedeutende Starkung der Hochschulautonomie,

(Beifall bei der SPD)

selbstverstandlich auf der Grundlage der zur Verfi-
gung stehenden Mittel in dem Rahmen, wie wir sie
in den mit den Hochschulen vereinbarten Hoch-
schulvereinbarungen festgelegt haben. Die Hoch-
schulen erhalten im kommenden Jahr 642 Millio-
nen Euro fir ihre Grundfinanzierung. Das ist, ich
habe das schon vor zwei Wochen hier gesagt, er-
hebliches Geld, das die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler dieser Stadt den Hochschulen zur Er-
fullung ihrer wichtigen Aufgaben in Lehre und For-
schung zur Verfigung stellen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Die Hochschulen haben
bis 2020 Planungssicherheit, und das bedeutet
auch, dass sie sich auf die Situation einstellen,
dass sie Prioritdten setzen und verantwortungsvoll
wirtschaften. Und das haben sie getan. Ich mochte
das gern am Beispiel der Universitat wie folgt er-
lautern.

Erstens: Das Jahresergebnis der Universitdt Ham-
burg ist seit einem Fehlbetrag im Jahr 2010 immer
im Plus. Im Durchschnitt sind es jahrlich 5,4 Pro-
zent der Gesamtertrage, pro Jahr circa 22 Millio-
nen Euro.

Zweitens: Die Liquiditdt, also die Zahlungsfahig-
keit, hat sich seit 2010 von einem bereits hohen Ni-
veau von circa 130 Millionen Euro auf mehr als
200 Millionen Euro Mitte des Jahres 2014 erhoht.

Drittens: Die finanziellen Reserven der Universitat
sind seit 2010 kontinuierlich gestiegen, in vierein-
halb Jahren von rund 61 Millionen Euro auf heute
rund 170 Millionen Euro. Eine finanzielle Notlage
ist nicht nur nach meinem Verstandnis mit deutlich
anderen Wirtschaftsdaten verbunden.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe das nur am Beispiel der Universitat erlau-
tert, weil insbesondere diese von lhnen angespro-
chen worden ist. Die Situation an den anderen
Hochschulen ist naturlich differenziert. Wir werden
das sicherlich in den Haushaltsberatungen in der
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nachsten Woche und auch dariiber hinaus eror-
tern.

Naturlich profitieren die Hochschulen nicht nur von
diesen Zuweisungen, sondern auch, und zwar sehr
erheblich, davon, dass der Investitionsstau uber-
wunden wird und zahlreiche grofte und kostspieli-
ge Bauprojekte fur die Hochschulen vorangetrie-
ben werden. Wir haben schon Uber den Neubau
am Geomatikum und auch Uber das Forschungs-
gebdude CHYN fur die Universitdt Hamburg mit ei-
nem Investitionsvolumen von 240 Millionen Euro
gesprochen. Natlrlich werden weitere Bauvorha-
ben hinzukommen. Es geht um das MIN-Forum
Hamburg und die Informatik an der Bundesstrale
und naturlich auch um die Sanierung des Geomati-
kums. Es geht um die Innensanierung des Philo-
sophenturms und den Neubau fir den Exzellenz-
cluster in der Physik und naturlich um die Sanie-
rung der Musikhochschule und auch um Sanierung
oder Neubauvorhaben fir die Hochschule fiir An-
gewandte Wissenschaften in den kommenden Jah-
ren. Die Entlastung durch den Bund wird uns hel-
fen, diese groRen Herausforderungen, vor denen
wir stehen, zu schultern. Daflr kdnnen wir tatsach-
lich dankbar sein.

(Beifall bei der SPD)

Die Diskussion ist im Moment Uberwiegend nicht
sachorientiert; das passiert bisweilen. Trotzdem
will ich noch einmal etwas zum Papier Uber die
strategischen Perspektiven fir die Hochschulen
sagen, das im Juni an die Hochschulen gegangen
ist. Es ist eine Diskussionsgrundlage fiir die Hoch-
schulen, es geht um einen offenen Dialog mit den
Hochschulen, wie sich diese in den kommenden
Jahren inhaltlich und strategisch entwickeln wer-
den. Und ein Dialog Uber Inhalte ist mir wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme nun auf das heutige Debattenthema
und die lhnen vorliegende Senatsdrucksache zu-
rick. Die mit den Hochschulen vereinbarten Kapa-
zitaten entsprechen den bisherigen Planungen und
auch den im Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016
enthaltenen Werten. Dass es dabei in den kom-
menden Jahren, und zwar insbesondere bei der
Universitat — bei den anderen sieht es differenziert
aus, darauf sollte man bisweilen hinweisen — zu ei-
ner moderaten Verringerung kommt, ist nicht neu.
2013, also vor rund eineinhalb Jahren, wurde Uber
die konkreten Planungen der Universitat informiert;
das haben Sie damals der Presse entnehmen kon-
nen. Sie sind dartber hinaus im Jahresbericht der
Universitat zum Jahr 2012, wiederum im Marz vor
eineinhalb Jahren, also 2013, vorgestellt worden,
desgleichen im Jahresabschluss 2012 mit dem
entsprechenden Lagebericht. Und Sie kénnen die
Studienanfangerkapazitaten, die wir planen und
mit den Hochschulen verabredet haben in vielen
Gesprachen nach dem Abschluss der Hochschul-
vereinbarung, nachlesen in dem Perspektivpapier,

das wir den Hochschulen vorgelegt haben. Auch
da sind sie im Einzelnen enthalten, und es ist mit-
nichten so, dass mit dieser Drucksache, die lhnen
jetzt vorliegt, zum allerersten Mal tber diesen Um-
stand informiert wird.

(Beifall bei der SPD)

Auch mit der Universitdt Hamburg — auf die ist
eben eingegangen worden — haben wir naturlich
Uber die hochschulweiten Gesamtkapazitaten ge-
sprochen. Die entsprechenden Zahlen — ich wie-
derhole das gern noch einmal — sind ebenfalls be-
reits im Haushaltsplan-Entwurf 2015 und 2016 ent-
halten und Ihnen damit auch bekannt. Vielmehr ist
lediglich die genaue Aufteilung auf die Fakultaten
noch nicht verbindlich fixiert, weil die Universitat
selbst ihre internen Planungen dazu noch nicht ab-
geschlossen hat. Selbstverstandlich werden wir die
fehlende Kapazitatsvereinbarung mit der Universi-
tat fur diese beiden nachfolgenden Jahre nachrei-
chen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als Re-
slimee mdochte ich insoweit festhalten, dass wir mit
den Kapazitatsvereinbarungen den gesetzlichen
Auftrag erfillt und eine solide Grundlage fiir die
Entwicklung der Hochschulen vorgelegt haben.

Ich mdchte diese Gelegenheit auch nutzen und
den Hochschulen fiir den konstruktiven Ablauf der
Gesprache und die aktive Mitwirkung beim Erstel-
len der Kapazitdtsvereinbarungen danken, denn
ohne diese ware das in keinem Fall moglich gewe-
sen; und sie sind nicht per Oktroi vorgelegt und un-
terschrieben, sondern sie sind gemeinsam mit den
Hochschulen in einem aufwendigen Prozess erar-
beitet worden und liegen lhnen jetzt vor. Das war
auch fur die Hochschulen und die Verwaltung mit
einigen Anstrengungen verbunden, aber das Er-
gebnis hat die Miihen gelohnt.

Die |hnen jetzt vorliegenden Kapazitatsvereinba-
rungen schaffen eine fur die Bundesrepublik ein-
malige Transparenz in dieser Frage. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort erhalt
nun erneut Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Frau Stapelfeldt, Sie haben
jetzt zweimal hervorgehoben, dass die Diskussion
und das, was wir machen, in ganz Deutschland
verfolgt werde. Dann nimmt doch ganz Deutsch-
land zur Kenntnis, wie wir unsere Hochschulen
ausstatten, und dann wird erst recht eines deutlich:
In den Berliner Hochschulvertragen steht etwas
von 3 Prozent, Baden-Wurttemberg bemuht sich
jetzt, die Grundfinanzierung zu steigern, und Hes-
sen macht das ebenfalls. Daran wird doch erst
recht deutlich, dass wir unsere Hochschulen, im
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Bundesvergleich gesehen, am ausgestreckten Arm
verhungern lassen. Es ist peinlich, das auch noch
so prominent darzustellen.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Katja Suding FDP)

Wenn man sich die ganze Diskussion der letzten
Monate anschaut, angefangen mit dem Papier von
Dohnanyi, Peiner und Maier bis hin zu den vielen
Beitragen, die aus den Hochschulen gekommen
sind, und sich dann als Senatorin hinstellt und
sagt, das sei alles nicht sachorientiert gewesen,
man selbst sei doch die Einzige, die Uber Inhalte
diskutieren wolle, dann kann es das doch nicht
sein.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Dr. Walter Scheuerl frakti-
onslos — Dr. Andreas Dressel SPD: Sachori-
entiert bezog sich auf dich!)

Es ist etwas merkwirdig, wenn Sie zwei oder drei
Zahlen aus dem Zusammenhang des Haushalts-
plans und der Universitat zitieren. Tatsache ist
doch, dass Sie uns eine Vereinbarung vorgelegt
haben, die Sie unterschrieben haben und in der
wortlich steht, dass die splrbare Absenkung an
der Universitat daher komme, dass im Budget die
Kostensteigerungen nicht abgebildet werden kénn-
ten. Das haben Sie unterschrieben, und dann er-
zahlen Sie uns doch nichts anderes, Frau Stapel-
feldt.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Dr. Walter Scheuerl frakti-
onslos)

Ich fand es ganz interessant, was Herr Kihn ge-
sagt hat, die 10 Prozent Abbau bei der MIN-Fakul-
tat sei eben Schwerpunktsetzung. Ich wirde es
aber eher negative Schwerpunktsetzung nennen,
Herr Kihn. Da muss man sich doch Folgendes vor
Augen flhren: Die Fakultat Mathematik, Informatik
und Naturwissenschaften — Frau Gimbel hatte ge-
sagt, das sei die Fakultat, bei der wir die Exzel-
lenzbereiche an der Universitat haben — ist sicher-
lich auch die Fakultat, bei der wir uns anschauen,
wo wir in wichtigen Bereichen Fachkrafte von mor-
gen ausbilden und wo wir schauen, was wir da
brauchen.

Ich finde es bezeichnend, dass lhrer Senatorin ein-
gefallen ist, dass man zum Wissenschaftsrat ge-
hen kdnne. Man Iasst den MIN-Bereich der Univer-
sitat durch den Wissenschaftsrat begutachten, weil
er fur die strategische Profilbildung so wichtig ist,
weil man da einen Schwerpunkt setzen will, weil
man da Starken hat, auf die man aufsetzen kann.
Wortlich hat der Senat gesagt, da sei ein beachtli-
ches Entwicklungspotenzial. Und in diesem Be-
reich schaffen Sie nun Fakten, bevor der Wissen-
schaftsrat auf das Begehren Uberhaupt reagieren
kann, und kiirzen mal so eben die Kapazitaten um

10 Prozent. Das passt doch vorn und hinten nicht
zusammen, Herr Kiihn.

(Beifall bei der CDU)

Dann noch ein letzter Punkt. Ich finde es sehr in-
teressant, dass der SPD bei diesem Thema nichts
anderes einfallt als zu sagen, wir wirden dringend
Hochschulpaktmittel aus Berlin brauchen, der
Hochschulpakt musse verlangert werden. lhre
Haushaltsplane sehen vor, dass die 30 Millionen
Euro aus den BAfoG-Mitteln, die wir an zuséatzli-
chen Bundesmitteln bekommen, 1:1 dazu verwen-
det werden, im Wissenschaftsbereich die Landes-
mittel zurtickzufiihren. Dann zu sagen, wir brau-
chen aber weitere Bundesmittel, damit wir das An-
gebot hier finanzieren kénnen, ist doch dreist und
damlich, das kann es doch nicht sein.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Das Wort bekommt
nun Frau Dr. Gimbel von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Eva Giimbel GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich wollte noch ein Wort zu
den Kapazitatsvereinbarungen sagen. Von Hoch-
schulseite aus betrachtet ist das eine Sache, die
man sich winscht. Planbarkeit, Regelbarkeit und
die Abwendung dessen, was in der Vergangenheit
passiert ist, namlich dass sich etwa 1000 Studie-
rende an der Universitdt eingeklagt haben. Das
schaffen Sie mit dieser Regelung, fur die Sie sich
loben und worliber Sie denken, dass sie beispiel-
gebend ist in der ganzen Republik. In einer Welt, in
der all die jungen Leute studieren kdnnten in unse-
rem reichen Land, ware das auch eine sehr gute
Vereinbarung. Da wir aber leider in Hamburg le-
ben, wo Studienplatze abgebaut sind, nehmen Sie
diesen jungen Leuten die letzte Chance, namlich
die, sich einzuklagen. Studienplatze, die Sie strei-
chen, sind namlich nicht da, und deshalb verringert
sich die Zahl derer, die studieren kdnnen.

Frau Stapelfeldt, 1972, darauf bezieht sich doch
diese Regelung, war es die SPD, die gesagt hat,
wir wollen mehr Bildung wagen. Frau Stapelfeldt,
erinnern Sie sich doch daran, knlpfen Sie daran
an und geben Sie den jungen Leuten die Chance,
die sie brauchen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gucken Sie sich
auch an, wie viel Bildung wir hier in Ham-
burg wagen? Gucken Sie sich alles an?)

Herr Dr. Dressel, Sie durften seinerzeit studieren.
Schauen Sie sich die Zahlen an der Universitat an.
Sie streichen 400 Studienplatze, und wenn die
Bundesmittel wegfallen — lassen Sie sich das auf
der Zunge zergehen —, dann fallen noch einmal
900 Studienplatze weg. Warum nehmen Sie den
jungen Leuten diese Zukunftschance, warum tun
Sie das?



7044 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 94. Sitzung am 10. September 2014

(Dr. Eva Gumbel)

(Beifall bei den GRUNEN - Jens Kerstan
GRUNE: Numerus clausus von 1,7 braucht
man!)

Vizeprasidentin Antje Méller: Das Wort bekommt
nun Herr Kithn von der SPD-Fraktion.

Philipp-Sebastian Kithn SPD:* Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
mobchte zu ein paar Punkten, die eben angespro-
chen wurden, Stellung beziehen. Frau Dr. Giimbel,
wir hatten die Diskussion, die Sie eben gefiihrt ha-
ben. Wir haben auch jenseits der Ausschusssitzun-
gen personlich dariiber gesprochen. Die Frage der
Einklagbarkeit ist ein schwieriger Punkt, das war
es auch fur uns damals. Das Problem, das dahin-
ter steht, ist, dass diese Einklagen nach dem da-
maligen Recht immer dazu geflihrt hatten, dass es
Uberhaupt nicht moglich gewesen ware, im Bache-
lor-Master-System Schwerpunkte zu definieren
und Schwerpunktprofilbildung an den Hochschulen
vorzunehmen. Das, was die Hochschulen dann
vorgehabt hatten, wéare durch die Studierenden im
Einklageverfahren wieder kaputtgemacht worden.
Das ist doch der Hintergrund, warum wir uns fur
dieses System entschieden haben und nicht, um
Menschen die Mdglichkeit zu nehmen, sich einzu-
klagen. Das ist nie die Intention der SPD gewesen.

(Beifall bei der SPD)

Bei dieser Neuregelung ist wichtig, dass wir das im
Dialog mit den Hochschulen machen und nicht par
ordre du mufti von oben nach unten irgendwelche
Vorgaben machen. Die Senatorin hat eben noch
einige Punkte gesagt, warum es mit der Universitat
langer dauert, mit den anderen funf Hochschulen
hat es jedoch geklappt. Wir werden im Ausschuss
dieses Ergebnis noch einmal ausfihrlich diskutie-
ren, natlrlich auch politisch bewerten und unter-
schiedlich bewerten, das will ich gar nicht in Abre-
de stellen. Ich finde es wichtig, an dieser Stelle
darauf hinzuweisen, dass es uns nicht darum ging,
jungen Menschen das Klagerecht zu nehmen, das
ist nicht die Intention gewesen, auch nicht meine.

(Jens Kerstan GRUNE: Aber Sie merken es,
auch wenn Sie es nicht wollen!)

Sie wissen, wie mihsam wir diesen Punkt disku-
tiert haben. Der Hintergrund ist doch, dass wir bis-
lang im Bachelor-Master-System (iberhaupt keine
Moglichkeiten hatten, fir die Hochschulen Schwer-
punkte und Profile zu geben, weil ihnen diese
Schwerpunkt- und Profilbildung immer im Klagewe-
ge zerstort worden wéare. Das haben wir doch in
den letzten Jahren erlebt, und das war kein haltba-
rer Zustand.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kleibauer, Sie haben eben die MIN-Fakultat
angesprochen. Diesen Punkt werden wir sicherlich
bei der Ausschussberatung noch einmal intensiv

diskutieren. Aber natlrlich ist der naturwissen-
schaftliche Bereich einer unserer Schwerpunktbe-
reiche.

(Katja Suding FDP: Das ist ein Witz!)

Ich wiederhole es gern noch einmal, ich habe es
auch schon vor zwei Wochen gesagt. Wir haben
gerade Neubau-Drucksachen fur die MIN-Fakultat
im Rahmen von 200 Millionen Euro beschlossen.
Wir machen mit dem CHYN sozusagen auch einen
Neubau fiir die Physik am Campus Bahrenfeld. Al-
les das sind enorme Investitionen, die uns schwer-
fallen. Wir haben das Mieter-Vermieter-Modell
doch deshalb gewahlt, weil es im Zuge der Schul-
denbremse wahnsinnig schwer wird, solche Inves-
titionen in den Landerhaushalten darzustellen; das
wissen Sie genauso gut wie ich. Wir machen uns
diese Muhe, wir gehen diese Wege, wir gehen sie
mehr, als andere Bundeslander sie derzeit gehen,
und ich finde, das muss auch anerkannt werden. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Herr Kihn, Sie be-
zeichnen MIN als Schwerpunkt. Sie machen alte
Gebaude neu, und das nennen Sie dann Verbes-
serung.

(Dr. Andreas Dressel SPD: 200 Millionen
Euro sind ja wohl ein Schwerpunkt! Wo ist
denn lhr Vorschlag?)

— Ach, Herr Dressel, Sie kommen an den Zahlen
nicht vorbei, Sie wollen sie offenbar noch einmal
horen.

In 2013 haben Sie im MIN-Bereich 2357 Studien-
anfénger, im Jahr 2016 werden es 2142 sein, also
215 weniger; das ist die Wahrheit. Sie bauen im
Bereich MIN ab und nicht auf, das ist kein Schwer-
punkt, das ist ein Abbauschwerpunkt bei Ihnen.

(Beifall bei der FDP)

Ich hatte mich eigentlich zu Wort gemeldet, weil ich
einigermalien schockiert war Uber die Wortwahl
von Senatorin Stapelfeldt. Sie hat moniert, es ware
nicht ausreichend sachorientiert argumentiert wor-
den. Zunachst einmal, Frau Senatorin, Sie ahnen
gar nicht, wie es ist, wenn ich einmal unsachlich
werde, wie ich dann mit lhnen umgehe, dann sieht
es ganz anders aus. Bisher haben wir uns noch
sehr zurlickgehalten, eine katastrophale Politik ha-
ben wir noch vergleichsweise nett beurteilt. Aber
seien wir einmal ganz streng sachorientiert und
lassen wir Fakten aus lhrem neuen Haushaltsplan
sprechen.
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Da sind wir mal
gespannt!)

Frau Senatorin, Sie haben versucht zu behaupten
oder darzulegen oder den Eindruck zu erwecken,
als wirde die Universitat Hamburg im Geld
schwimmen — 170 Millionen Euro sind genannt
worden. Schauen wir doch einmal in Ihren neuen
Haushaltsplan — das kénnen alle nachlesen —, Sei-
te 160 und 161, Zeile 12 "Ergebnis aus laufender
Geschaftstatigkeit Universitdt Hamburg": Im Jahr
2014 minus 11 Millionen Euro, im Jahr 2015 minus
25 Millionen Euro, im Jahr 2016 minus 30 Millionen
Euro, im Jahr 2017 minus 33 Millionen Euro und im
Jahr 2018 minus 30 Millionen Euro. Das ist das,
was Sie tatsachlich mit der Universitat Hamburg
machen. Und dieses Ergebnis ist aus laufender
Geschéftstatigkeit.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Haben Sie SNH
nicht verstanden? Ist das lhr Beitrag zur Sa-
chorientierung?)

— Wenn Sie mich nicht einmal aus |hrem Haus-
haltsplan Zahlen zitieren lassen, die Ihnen peinlich
sind, dann weil} ich nicht, was ich mit lhnen sonst
noch machen soll.

Um weit Gber 100 Millionen Euro wird diese Uni-
versitdt Hamburg von lhnen ausgezehrt und das,
obwohl Sie Studienplatze abbauen und obwohl Sie
Lehrleistungen abbauen. Wenn Sie es nicht tun
wirden, ware das Defizit noch sehr viel grofer.

Das ist auch nicht nur bei der Universitat Hamburg
so, ich kann |lhnen die Parallelzahlen einmal nen-
nen. Bei der TU sind es minus 9 Millionen Euro in
nur zwei Jahren, in 2015 und 2016, und Hoch-
schule fir Hochschule geht das so weiter. Die
Hamburger Hochschulen leben von der Substanz,
um selbst einen reduzierten Lehrbetrieb Uberhaupt
noch irgendwie aufrechterhalten zu kdnnen. Das
ist die Wahrheit, das sind die Sachinformationen,
vor denen lhre Senatorin Angst hatte, und jetzt lie-
gen sie auf dem Tisch. Sie bauen ab, das geht aus
Ihren eigenen Zahlen hervor, das ist sachorientiert,
aber es sind sehr schlechte sachorientierte Zahlen.
So geht es nicht weiter. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
Frau Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:*
(Lars Holster SPD: Jetzt mal zur Sache!)
Ich lese jetzt einen Satz vor — ich zitiere —:

"Erklartes Ziel [des Ausbildungskapazitats-
gesetzes] ist es, Studienplatzklagen zu ver-
hindern."

Das wurde beschlossen am 1. Marz 2014 auf der
Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Hamburg
mit der Uberschrift: "Studienplatze schaffen statt
Rechtsschutz verkirzen!" — zur Weiterleitung an
die SPD-Burgerschaftsfraktion, an den Senat und
an den Landesparteitag der SPD.

So falsch liegen wir nicht, Herr Kihn.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Eva
Gimbel und Jens Kerstan, beide GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun sehe ich keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Wir kommen also
zu den Abstimmungen. Zunachst zur Drucksache
20/12817.

Wer mdchte diese Drucksache an den Wissen-
schaftsausschuss Uberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist diese Uberwei-
sung einstimmig erfolgt.

Dann kommen wir zur Abstimmung Uber den An-
trag der CDU-Fraktion aus Drucksache 20/12963.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 13a,
Drucksache 20/12892, Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Haushaltsplan 2014, Einzelplan 4, Be-
hdrde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration,
Einzelplan 9.2 Allgemeine Finanzverwaltung,
Nachbewilligung nach Paragraf 33 LHO zum Haus-
halt 2014, hier: Anpassung der Unterbringungska-
pazitaten sowie der finanziellen und personellen
Ressourcen an die gestiegenen Zahlen von Zu-
wanderern und Wohnungslosen.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 20/12697:

Haushaltsplan 2014, Einzelplan 4 Behorde fiir
Arbeit, Soziales, Familie und Integration, Ein-
zelplan 9.2 Allgemeine Finanzverwaltung,
Nachbewilligung nach § 33 LHO zum Haushalt
2014 (Einzelpldne 4 und 9.2), hier: Anpassung
der Unterbringungskapazititen sowie der finan-
ziellen und personellen Ressourcen an die ge-
stiegenen Zahlen von Zuwanderern und Woh-
nungslosen (Senatsantrag)

— Drs 20/12892 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Gemeinsam fir Fluchtlinge: Engagement fiir
Zuwanderer stirken

— Drs 20/12966 —]

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Gemeinsam fiir Flichtlinge: Engagement fiir
Zuwanderer starken

— Drs 20/12975 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12892&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12966&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12975&dokart=drucksache
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(Vizeprasidentin Antje Moller)

[Antrag der FDP-Fraktion:

Gesamtkonzept fiir die offentliche Unterbrin-
gung muss endlich auf den Tisch

— Drs 20/12976 -]

Hierzu liegen lhnen als Drucksachen 20/12966,
20/12975 und 20/12976 Antrage der Fraktionen
der SPD, der GRUNEN und der FDP vor.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Frau Bekeris
von der SPD-Fraktion hat das Wort.

Ksenija Bekeris SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Zuerst mochte
ich mich dafir bedanken, dass der Haushaltsaus-
schuss die Drucksache 20/12697, die wir heute de-
battieren, einstimmig beschlossen hat.

(Beifall bei der SPD)

Damit zeigen wir als Blrgerschaft, dass Hamburg
Verantwortung Ubernimmt fir Menschen, die zu
uns kommen und die bei uns Schutz suchen. Und
mit dem heutigen Beschluss werden wir dem Se-
nat zusatzliche 148 Millionen Euro flr Investitionen
und die Versorgung von Flichtlingen zur Verfu-
gung stellen; das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und bei Katharina Fege-
bank GRUNE)

Als die Drucksache erstellt wurde, mussten wir von
einem Mehrbedarf in der o6ffentlichen Unterbrin-
gung von rund 4000 Platzen ausgehen, inzwischen
melden sich Monat fir Monat 500 Menschen, die
einen Unterbringungsbedarf haben. Ich denke, das
macht die Dynamik in der Entwicklung sehr deut-
lich.

Fur Hamburg bedeutet das vor allen Dingen eines:
Wir mussen bauen, bauen und bauen. Vorgestern
befanden sich 2300 Menschen in der zentralen
Erstaufnahme und davon 317 in Zelten. Wenn man
weil}, dass wir 2011 mit 270 Platzen gestartet sind,
dann sieht man da zweierlei: Erstens hat der Senat
bereits Erhebliches geleistet, aber zweitens ist das
immer noch nicht genug, weil der Zugang einfach
so grol} ist. Senat, Bezirke, wir Abgeordnete und
die Zivilgesellschaft missen die Armel hochkrem-
peln, um Zeltunterkiinfte im Winter zu vermeiden.

(Beifall bei der SPD und bei Katharina Fege-
bank GRUNE)

In den kommenden Wochen missen wir uns des-
halb klarmachen, dass, wenn wir jetzt nicht schnell
handeln und auch Ldsungen wie Wohnschiffe und
leerstehende Schulen nutzen, die Alternative dann
lautet: Zeltunterbringung im Winter. Wenn wir die
vermeiden wollen, dann mussen wir jetzt schnell
und entschlossen handeln.

(Beifall bei der SPD)

Das ist die Lage, der wir uns stellen missen. Wir
sagen lhnen zu, dass wir die Bezirksversammlun-

gen und die Burgerschaftsfraktionen Uber neue
Entwicklungen informieren und Sie dabei auch ein-
binden werden. Es ist uns sehr wichtig, das an die-
ser Stelle noch einmal zu betonen.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Schaffung von festen Unterkunften allein ist
es aber nicht getan. Der Senat fordert deshalb
noch fir dieses Jahr, mehr fir die Betreuung und
die Versorgung von Flichtlingen zu tun; dazu
mdchte ich Ihnen zwei Beispiele nennen. Das sind
einmal 300 000 Euro mehr fiir die Kinderbetreuung
und fir mobile Angebote und zum anderen
250 000 Euro zuséatzlich fur Deutsch- und Integrati-
onskurse. Das zeigt, dass es hier keineswegs nur
um die Unterbringung geht. Es gehdrt mehr dazu,
namlich auch die Integration in unsere Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben den Senat vor einem Jahr ersucht, alle
Optionen zu prifen, wie Verfahren vereinfacht wer-
den konnen. Es ist deshalb gut, dass der Senat
daran arbeitet, Uber den Bundesrat darauf einzu-
wirken, fir Flichtlingsunterbringungen das Pla-
nungsrecht zu vereinfachen, und dass sich die
Stadtstaaten gemeinsam um Unterstltzung durch
den Bund bemiihen, damit dieser beispielsweise
auch mit Flachen und Gebauden aushilft.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Wir beschliel3en,
14 000 Platze in der offentlichen Unterbringung zu
schaffen. Das ist eine Kraftanstrengung, und das
kann die Stadt nur leisten, wenn wir wirklich alle
zusammenstehen. Wir sind insbesondere auf die
Mithilfe von Menschen vor Ort angewiesen, die
sich auch jetzt schon auf beeindruckende Weise
einsetzen. 370 Blrgerinnen und Burger engagie-
ren sich rund um Flichtlingsunterkiinfte, und ihnen
mdchte ich von hier aus einmal Danke sagen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und bei
Katharina Fegebank GRUNE)

Ich begriiRe es daher sehr, dass der Senat
200 000 Euro fur die Unterstltzung zur Verfiigung
stellt und auch zwei neue Koordinationsstellen fir
das Engagement bei "férdern und wohnen" schafft,
denn frihzeitige Kontakte auf Augenhoéhe sind der
beste Weg, Barrieren zwischen denjenigen abzu-
bauen, die zu uns kommen, und denjenigen, die
schon hier sind.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méller (unterbrechend):
Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordne-
ten Frau Stéver?

Ksenija Bekeris SPD: Bitte sehr.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12976&dokart=drucksache
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Zwischenfrage von Birgit Stover CDU: Sie hat-
ten am Anfang lhres Vortrags die Zusage ge-
macht, dass die Bezirke mit eingebunden werden.
Wie vertragt sich das mit der Tatsache, dass in
Harburg sogar auf eine Stellungnahme nach Para-
graf 28 jetzt verzichtet wird?

Ksenija Bekeris SPD (fortfahrend): Wir miissen
jetzt alle zusammenstehen. Wir werden bei den
nachsten Entscheidungen, die getroffen werden,
die Bezirke und die Birgerschaftsfraktionen friih-
zeitig informieren, welche nachsten Standorte vor-
gesehen sind. Auch die habe ich eben genannt,
Frau Stdver.

Unser Zusatzantrag stellt weitere 200 000 Euro fir
die Freiwilligen vor Ort zur Verfiigung und unter-
streicht, dass auch der Bund in die Pflicht genom-
men werden muss. Nach dem einstimmigen Votum
des Haushaltsausschusses und dem damit verbun-
denen Bekenntnis aller Fraktionen, gemeinsam
Verantwortung zu Gbernehmen, bitte ich Sie, auch
unseren Zusatzantrag zu unterstitzen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der GRUNEN und
der FDP, Ihre Antrage mussen wir leider ablehnen.
Eine Prifliste aller Standorte standig zu aktualisie-
ren und diese zu verdffentlichen, wirde aus unse-
rer Sicht mehr Verwirrung stiften als Klarheit schaf-
fen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Bei wem
jetzt?)

Der Antrag der FDP enthalt viele Punkte, die wir im
Sozialausschuss schon diskutiert haben, auch un-
ter Anwesenheit der FDP, und dort dann auch zum
groflRen Teil verworfen haben.

(Finn-Ole Ritter FDP: Und nicht umgesetzt
werden!)

Eines mochte ich zum Schluss noch sagen. Fliicht-
linge unterzubringen ist unsere Pflicht, sie zu un-
terstutzen, unsere Verantwortung, nur so schaffen
wir Akzeptanz. Lassen Sie uns das gemeinsam an-
packen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Dr. Fécking von der CDU-Fraktion.

Dr. Friederike Focking CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir
die grauenhaften Berichte aus Syrien und dem Irak
sehen, wenn wir erleben missen, dass in Afgha-
nistan die Taliban wieder die Oberhand gewinnen,
wenn wir auch nach Somalia oder Eritrea schauen,
dann denkt doch jeder von uns ganz spontan: Wer
es schafft, dort wegzukommen und zu uns zu kom-
men, dem muissen und wollen wir helfen. So den-

ken nicht nur viele Hamburgerinnen und Hambur-
ger, so denkt auch die CDU-Fraktion. Wir wollen,
dass in unserer Stadt Menschen, die wegen Ge-
fahr fir Leib und Leben ihre Heimat verlassen
mussten, eine menschenwirdige Aufnahme fin-
den.

(Beifall bei der CDU und bei Kazim Abaci
und Ekkehard Wysocki, beide SPD)

Deshalb tragen wir auch die Nachbewilligung von
148 Millionen Euro in 2014 fir die Unterbringung
der Flichtlinge und Wohnungslosen in unserer
Stadt aus Uberzeugung mit.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei
Katharina Fegebank GRUNE)

Das bedeutet aber nicht, dass wir die Umsetzung
durch den Senat im Einzelnen nicht weiter kritisch
sehen. Vor allem werden nach wie vor viel zu
groRe Einrichtungen geschaffen und die betroffe-
nen Nachbarn viel zu spat und unzureichend infor-
miert. Sie, Frau Bekeris, versprechen in Zukunft
die friihe Beteiligung der Bezirksversammlungen.
Das ist bisher véllig unzureichend geschehen; Frau
Stover hat es gerade gesagt. Selbst lhr Fraktions-
vorsitzender in Harburg, Herr Heimath, hat sich
darliber emport. So schafft man kein Vertrauen, so
tut man dem Anliegen keinen Gefallen, sondern
einen Tort an, und das wollen wir nicht mittragen.

(Beifall bei der CDU und bei Katharina Fege-
bank GRUNE und Martina Kaesbach FDP)

Wir verstehen ebenfalls nicht, dass der Senat nach
eigenem Bekunden samtliche Vorschlage fir freie
Flachen aus den Bezirken geprift hat und erklart,
man befande sich gut im Plan. Uns will nicht ein-
leuchten, dass dann trotzdem laut Senat noch min-
destens 600 Platze vdllig ungeklart sind, und
warum er dann doch wieder auf eine Massenunter-
bringung in der BerzeliusstralRe oder Flichtlings-
schiffe zuriickgreifen will.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Fragen Sie mal
Ihren Chef vom BAMF!)

Der Antrag der GRUNEN will die notwendige Auf-
klarung. Das ist echte Transparenz, von der nicht
nur gesprochen wird, sondern die zu einer entspre-
chenden Lésung flhrt, und deshalb wollen wir die-
sem Antrag auch zustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Auch die FDP hat eine Reihe von vernlnftigen
Vorschlagen gemacht, und bis auf einen werden
wir auch diesem zustimmen.

Nachste Frage. Warum ist es immer noch nicht ge-
lungen, die Vorschriften Uber den Brandschutz so
zu verandern, dass auch die Unterbringung etwa in
leeren Schulen oder Birogebauden maoglich ist?
Sind Container auf Pontons und Zelte wirklich si-
cherer?
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(Dr. Friederike Focking)

Eine noch viel grundsatzlichere Frage. In Hamburg
stammen rund ein Viertel der Erstantragsteller aus
Serbien, Mazedonien und Bosnien-Herzegowina.
Seit Einfihrung der Visafreiheit 2009 ist ihre Zahl
bundesweit sprunghaft angestiegen. Diese Men-
schen sind zum grof3en Teil Roma, denn ihre wirt-
schaftliche und soziale Lage in ihren Heimatlan-
dern ist aulierordentlich problematisch. Aber dies
ist kein Thema flir das Asylrecht, sondern es muss
gréRere Anstrengungen in den Landern vor Ort ge-
ben, damit die Situation der Roma dort endlich und
dauerhaft besser wird.

(Kazim Abaci SPD: Das Bundesamt!)

Es misste auch vonseiten der EU, von all unseren
Abgeordneten dort einschlieRlich Herrn Schulz,
dem Prasidenten und auch dem Kommissionspra-
sidenten auf die Regierungen in Rumanien, Bulga-
rien und so weiter mehr Druck ausgeubt werden.
Die zeitweilige Aufnahme hier als Asylbewerber
|6st das Problem nicht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Hier haben diese Menschen namlich so gut wie
keine Chance auf dauerndes Verbleiben, ganzen
0,2 bis 0,3 Prozent wird ein Bleiberecht gewahrt.
Die CDU/CSU will daher auf Bundesebene errei-
chen, dass Serbien, Mazedonien und Bosnien-Her-
zegowina als sichere Herkunftslander eingestuft
werden. Das wuirde die Verfahren erheblich be-
schleunigen und endlich Ressourcen freigeben fir
die Fliichtlinge aus den Kriegsgebieten Syrien, Irak
oder Afghanistan, die in der Regel vorerst bleiben
kénnen. GRUNE und LINKE blockieren aber bisher
diese BemUhungen, und auch die SPD war hier
sehr zogerlich.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nee, wir haben
das mit aufgenommen!)

— Mittlerweile.

Diese neue Regelung l6st nicht alle Probleme,
aber sie ware ein wichtiger Schritt. Daher unsere
Aufforderung an Sie und lhre Parteien in den an-
deren Landern: Geben Sie diese Blockade auf und
stimmen Sie der Gesetzesanderung im Bundesrat
Zu.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD — Christiane Schneider DIE LINKE: Auf
keinen Fall!)

Und noch ein Problem. Dank einer Anfrage der
CDU wissen wir jetzt, dass die Mehrzahl der min-
derjahrigen, unbegleiteten Flichtlinge in Hamburg
gar nicht minderjahrig ist. Wie will der Senat hier
kinftig verfahren? Wie will er den derzeit voéllig
Uberlasteten Kinder- und Jugendnotdienst so ent-
lasten, damit den tatsachlich Minderjahrigen umso
besser schnell geholfen werden kann, die allein in
unser Land kommen?

(Wolfgang Rose SPD: Was schlagen Sie
vor?)

Von alledem lesen wir im SPD-Antrag nichts. Statt-
dessen fordern Sie etwas, was eigentlich selbst-
verstandlich ist: die Anstrengungen bei der Unter-
bringung noch einmal zu verstarken — wer sollte
dagegen sein? Auch die Bemihungen um mehr
Unterstiitzung vom Bund laufen bereits, wer will
das nicht? Dafur mussten eigens zwei lange An-
tragsseiten geschrieben werden?

Konkret ist der dritte Punkt. Die ehrenamtliche Be-
gleitung der Zuwanderer soll nicht mit
200 000 Euro, sondern mit 400 000 Euro geférdert
werden. Das ist nicht falsch, aber hat das wirklich
oberste Prioritat? Kénnte dieses Geld nicht genau-
so gut oder vielleicht besser fur weitere Integrati-
ons- und Sprachkurse genutzt werden? Das ware
besonders nachhaltige Hilfe fir Menschen, fiir de-
ren Leben hier Deutschkenntnisse von existenziel-
ler Bedeutung sind. So liegt der Antrag der SPD
nicht falsch, aber eben auch nicht richtig. Folge-
richtig werden wir uns enthalten.

Dem eigentlichen Anliegen dieses Tages, der mas-
siven Aufstockung der Mittel fiir die Unterbringung
von Flichtlingen in Hamburg, stimmen wir zu. —
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Das Wort bekommt
Frau Fegebank von der GRUNEN Fraktion.

Katharina Fegebank GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Weltweit sind Men-
schen auf der Flucht — Millionen von Menschen,
die vor Gewalt, Folter, Verfolgung, Vergewaltigung
fliehen. Wir haben das Thema in diesem Hause
schon ein paar Mal in unterschiedlichen Zusam-
menhangen bewegt. Ich finde es nicht nur richtig,
sondern es ist unsere gesellschaftspolitische Ver-
antwortung, Flagge zu zeigen und ein ganz klares
Bekenntnis dazu auszusprechen, dass die Fliicht-
linge, die nach Europa, nach Deutschland, in eine
reiche Stadt wie Hamburg kommen, menschen-
wirdig untergebracht werden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Wir sind dabei, dieser Verantwortung gerecht zu
werden. Ich habe mir heute noch einmal die Situa-
tion in den anderen Bundesléandern angeschaut
und war erschittert zu sehen, dass in Bayern ein
Stopp in der zentralen Erstaufnahme verhangt wur-
de, die Zustande dort teilweise chaotisch sind und
Fluchtlinge in voélliger Verunsicherung leben. Da
haben wir mit gemeinsamen Anstrengungen in den
letzten zwei Jahren einiges erreicht, namlich eine
massive Aufstockung von — Frau Bekeris hat es
vorhin angesprochen — verhaltnismalig wenigen
Platzen auf 14 000 Platze bis zum Ende dieses
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(Katharina Fegebank)

Jahres. Wir wissen, dass noch circa 2000 bis
4000 Platze fehlen, konservativ gerechnet. Und
fast taglich erreicht uns die Nachricht, dass die
Fluchtlingszahlen in Deutschland und entspre-
chend dann auch in Hamburg weiter steigen wer-
den. Deshalb sage ich noch einmal: Es ist nicht nur
unsere Pflicht, sondern unsere gesellschaftspoliti-
sche Verantwortung, im Schulterschluss aller Frak-
tionen zu agieren. Natirlich werden auch wir heu-
te, wie im Haushaltsausschuss auch, der Drucksa-
che zur Bewilligung der knapp 150 Millionen Euro
zustimmen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Vi-
zeprasident Dr. Wieland Schinnenburg tber-
nimmt den Vorsitz.)

Ich will das noch einmal verbinden — das haben wir
schon an anderer Stelle ausgesprochen, aber das
kann man auch in diesem Hause noch einmal tun
— mit einem Dank an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den Behorden, bei "férdern und woh-
nen" und in den Bezirken. Ich danke auch fir die
groRen Anstrengungen der Ehrenamtlichen und fr
die erheblichen Leistungen, die in den letzten Mo-
naten erbracht worden sind. Denn wenn ich mir
Bayern anschaue, dann sehe ich, dass die Solida-
ritat und die Unterstlitzung der Bevolkerung unsere
grolRe Chance sind — wir sprechen immer von ei-
nem Problem -, diese Aufgabe gemeinsam zu
wuppen. Ich sehe es tatsachlich so, wie hoffentlich
die Mehrheit in diesem Hause, dass sich das in
keiner Weise fur irgendein parteipolitisches Ge-
plankel eignet. Deshalb halten wir auch die Aus-
weitung der Unterstitzung von Ehrenamtlichen
und natirlich auch die friihe Beteiligung der Bezir-
ke — an einigen Stellen in Harburg sicherlich eine
noch friihere Beteiligung, Frau Stover — fiir richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Birgit Stéver CDU)

Dennoch muss ich ein wenig Wasser in den Wein
gielen. Wir werden dem Antrag der SPD in allen
Punkten zustimmen, aufer dem ersten Punkt. Ich
verstehe nicht, warum Sie da nicht Uber das Stock-
chen springen kdnnen, das wir lhnen doch eigent-
lich hinhalten. Wir fordern eine Durchbrechung der
Beharrungskrafte in den Behoérden, die natrlich
auch ein berechtigtes Interesse an den Flachen
haben, die infrage stehen. Wir wollen, dass diese
Beharrungskrafte durchbrochen werden, und sa-
gen dem Sozialsenator ausdricklich unsere Unter-
stltzung dabei zu, die Prioritat auf dieses vordring-
liche Problem zu legen, freie Flachen zu prifen
und bereitzustellen.

Frau Bekeris, ich weil nicht, was daran ein Pro-
blem sein sollte, geprifte Flachen zu verdffentli-
chen. Sie haben uns aufgefordert, mitzumachen
und mit unseren Bezirkspolitikern zusammen Lo&-
sungen zu suchen, kreative Ansatze zu wahlen
und potenzielle Standorte, seien es leere Schulen,
leer stehende Birogebaude oder Flachen, von de-

nen man nicht so genau weil}, in wessen Besitz sie
eigentlich sind, zu melden. Nur bekommen wir kei-
ne Rickmeldung und wissen nicht, was mit unse-
ren Vorschlagen eigentlich passiert. Deshalb for-
dern wir Aufklarung und Klarheit dartber, was mit
diesen Flachen ist, wie man mit ihnen umgehen
kann und was wann und wo geprift wurde. Das
kann doch eigentlich nur im Sinne dessen sein,
was der Senat und die Behérde voranbringen wol-
len.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir stéren uns ein wenig an dem Punkt sonstige
Notunterklinfte, weil bei vielen natirlich die Drei-
undneunzigerlésung "Bibby Altona", "Bibby Chal-
lenge", "Bibby Stockholm" im Hinterkopf auftaucht,
wenn es um Wohnschiffe geht. 2300 Flichtlinge,
ich habe es noch einmal nachgesehen, gab es da-
mals auf diesen Wohnschiffen. Da ist dann von In-
tegration Gberhaupt keine Rede mehr.

(Kazim Abaci SPD: Sie haben doch den Vor-
schlag gemacht!)

Da geht es wirklich um lagerahnliche Zustéande. Da
leben Familien auf diesen Schiffen wie in einem
Lager, und von Integration oder einer Anbindung
an Infrastruktur kann ich nichts erkennen, wenn ich
mir dann auch noch die Liegeplatze wie die Bill-
werder Bucht anschaue.

(Beifall bei den GRUNEN)

Deshalb haben wir uns kritisch zur Unterbringung
auf Wohnschiffen geaullert.

Wir haben versucht, einen Vorschlag einzubringen
— er klingt vielleicht etwas unkonventionell, aber
uns wurde zugesagt, ihn zumindest zu prufen —,
namlich die Kreuzfahrtschiff-ldee. Interessanter-
weise musste ich vor vier Tagen in der
"Hinz&Kunzt" lesen, dass der Pressesprecher der
Sozialbehérde sagte, die GRUNEN kénnten doch
nicht ernsthaft erwarten, dass so etwas in Erwa-
gung gezogen und Kreuzfahrtschiffe gepraft wir-
den. Das finde ich sehr schade. Wir haben uns be-
miht, sind in die Auseinandersetzung gegangen,
haben eigene Vorschlage unterbreitet und finden
es sehr bedauerlich, dass es diese Rickmeldung
gegeben hat.

(Beifall bei den GRUNEN)

Was wir ausdrucklich befirworten, ist der Punkt
Unterstiitzung durch den Bund; andere Bundeslan-
der fordern Sofortprogramme.

Was wir vielleicht auch noch einmal mitnehmen
kénnten — das an die Adresse des Senators ge-
richtet —, ist die Frage nach einem Flichtlingsgipfel
in Hamburg, bei dem wir alle Beteiligten an einen
Tisch holen: die handelnden Politiker der Blrger-
schaft, Behoérden- und Bezirksvertreter, Vertreterin-
nen und Vertreter der Flichtlingseinrichtungen und
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der Kammern. Das ist sicherlich etwas, an dem wir
uns gerne beteiligen wirden.

Ansonsten wiinschen wir uns weiterhin einen kon-
struktiven Dialog in der Sache und bitte auch noch
einmal eine Auseinandersetzung Uber die Frage
der Wohnschiffe. Auch wir wollen keine Zelte, aber
zeigen Sie uns die Schiffe, die eine menschenwr-
dige Unterbringung gewahrleisten.

(Kazim Abaci SPD: Besser als Zelte!)

Nehmen Sie mit uns zusammen noch einmal die
Anstrengung auf, zusatzlich Flachen zu suchen,
mit Universitaten und Architekten zusammenzuar-
beiten und zu schauen, ob man irgendwo jenseits
der ausgetretenen Pfade noch einen Weg findet.
Wir sind die Ersten, die Sie dabei unterstitzen. —
Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Fegebank. — Das Wort hat Frau Kaes-
bach von der FDP-Fraktion.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrter Prasident,
meine Damen und Herren! Ich freue mich, Frau
Fegebank, dass Sie unsere Idee eines Fliichtlings-
gipfels fur alle Beteiligten aufgreifen. Ich hatte mich
noch mehr gefreut, wenn der Senat diese Idee von
uns schon langst einmal nicht nur aufgegriffen,
sondern auch umgesetzt hatte.

(Kazim Abaci SPD: Ganz neue |dee!)

Hamburgs Erster Birgermeister Olaf Scholz hat in
seiner Rede im Marz dieses Jahres im Thalia
Theater das Bild der Arrival City beschworen.
Hamburg sei eine Arrival City, wie sie der Autor
Doug Saunders beschreibt, eine Ankunftsstadt.

(J6rg Hamann CDU: Ach so!)

Die Zusammensetzung der Bevdlkerung der Millio-
nenstadt Hamburg mit ihren knapp 1,8 Millionen
Einwohnern — inzwischen sind es, wie wir wissen,
1,7 Millionen — habe sich verandert, so Olaf Scholz
im Thalia Theater. Heute lebten etwa 530 000 Zu-
wanderer oder Nachfahren von Zuwanderern in
unserer Stadt. Beinahe jeder Dritte hat eine Zu-
wanderungsgeschichte. Das ist so gesehen wirk-
lich sehr gut. Hamburg soll wachsen, so hért man
immer wieder. Jedes Uberschreiten der néchsten
Hunderttausend wird gefeiert. Angesichts der
wachsenden Anzahl von Single-Haushalten in
Hamburg ist die Zuwanderung noch mehr zu be-
gruRen; Stichwort Fachkraftemangel oder Vielfalt,
um nur einige zu nennen.

(Kazim Abaci SPD: Es geht um die Unter-
bringung!)

Das Bild der Arrival City mutet positiv an. Es ver-
mittelt das Bild einer modernen Stadt, die mit aus-
gestreckten Armen auf diejenigen zugeht, die

schwer beladen nach einer langen Reise durch
mehrere Lander zu uns kommen. Doch zieht die-
ses Bild nicht angesichts der Situation, die die
Stadt Hamburg zu bewaltigen hat. Das Bundesamt
fur Migration und Flichtlinge schraubt seine Pro-
gnosen immer weiter nach oben. Im Juli dieses
Jahres kamen 62 Prozent mehr Fluchtlinge als im
Vorjahr nach Deutschland, und die Zahlen werden
angesichts der vielen furchtbaren Krisenherde in
der Welt sicher noch ansteigen. Auch die Se-
natsplane uberholen sich immer wieder. Ging der
Senat im Marz dieses Jahres noch von einem Zu-
strom von 400 Fluchtlingen im Monat aus, so sind
es jetzt 500. Die Nachtragsdrucksache mit den zu
beschlieienden knapp 148 Millionen Euro — unter
anderem, wir horten es bereits, fir 4000 neue Plat-
ze — stitzt sich auf die Prognose des Bundesam-
tes vom Januar. Fragt sich, ob der Senat nicht bald
schon einen weiteren Nachtrag einbringen muss.
Senator Neumann verneinte dies auf meine ent-
sprechende Nachfrage im Haushaltsausschuss;
wir werden sehen.

Meine Fraktion hat sich intensiv mit der Drucksa-
che befasst. Nicht alle geplanten MalRnahmen
Uberzeugen gleich, doch werden wir angesichts
der Notwendigkeit, bestimmte MalRnahmen, auch
personelle, auf den Weg zu bringen, zustimmen.

Vorbehalte haben wir beziiglich einiger Bauvorha-
ben, zum Beispiel hinsichtlich der mit 600 Platzen
geplanten Einrichtung in der Berzeliusstral3e. Bill-
stedt ist mit seinen gut 1200 Unterkunftsplatzen
Uber Gebuhr belastet. Meine Fraktion fordert seit
Langem eine mdglichst gleichmaRige Verteilung
der Flichtlinge Uber ganz Hamburg und keine Kon-
zentration in ohnehin sozial belasteten Stadtteilen.

(Wolfgang Rose SPD: Wo sind die Alternati-
ven? — Sylvia Wowretzko SPD: Wo leben
Sie denn?)

— Man hétte einfach schon viel friher anfangen
mussen mit einem Konzept. Dazu komme ich noch
spater.

AuRerdem mussen Verhaltnisse, wie sie in den
Achtziger- und Neunzigerjahren in der Berzelius-
strale vorherrschten, unbedingt vermieden wer-
den. Im Billstieg, also in unmittelbarer Nahe zur
Berzeliusstralie, leben schon jetzt 800 Fluchtlinge.
Eine Ghettoisierung der Flichtlinge ist auf jeden
Fall zu vermeiden.

(Beifall bei der FDP — Ksenija Bekeris SPD:
Was sind denn lhre Vorschlage, Frau Kaes-
bach?)

— Frau Bekeris, die haben Sie vor Augen, sie ste-
hen in unserem Antrag. Ich komme auch in mei-
nem Redebeitrag noch darauf zu sprechen.

Oder will der Senat, dass Deutschtiimelei ver-
mengt mit Law-and-Order-Parolen in das Rathaus
einzieht?
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Ein zweites Beispiel ware die Sophienterrasse in
Harvestehude. Ganze 14 Millionen Euro plus eine
1 Million Euro Umbaukosten verschlingt diese Ein-
richtung, und dann wird mit der Fertigstellung bis
Juli 2015 gewartet.

(Zuruf von der SPD: Also lieber nicht, oder
wie?)

Ein Schelm, wer Boses dabei denkt. Erst hiel} es
Anfang 2015, jetzt heilRt es Juli. Ich bin mir sicher,
es wird noch weiter verzdgert.

Und nun zum Thema fehlende Einbindung der Be-
zirksabgeordneten; wir haben schon von Frau Sto6-
ver etwas darlber gehort.

(Sylvia Wowretzko SPD: Was reden Sie
denn eigentlich?)

— Sie konnen sich spater dazu aufiern.

Die Innenbehdrde hat in der Nacht vom 27. auf
den 28. August offensichtlich in einer Nacht- und
Nebelaktion auf dem Neuldnder Platz in Harburg
drei Zelte fur 96 Asylbewerber aufgebaut.

(Sylvia Wowretzko SPD: Sollen wir sie denn
unter freiem Himmel lassen?)

Dabei wurde den Harburger Bezirksabgeordneten
im August noch gesagt, die Zelte solle es nicht ge-
ben. Und nun, einen Monat spater, werden Blirger
und Abgeordnete mit dieser Aktion quasi Uberrollt.
Laut Harburger Ausgabe des "Hamburger Abend-
blatts" vom 2. September liegt noch nicht einmal
eine Genehmigung zur Aufstellung vor; ein Bauan-
trag zur Aufstellung der geplanten Container flur
knapp 200 Flichtlinge neben der Erstaufnahme in
Harburg soll ebenfalls nicht vorliegen, ganz zu
schweigen von der Einbindung der Bezirksabge-
ordneten nach Paragraf 28 Bezirksverwaltungsge-
setz. Frau Bekeris, Sie sprachen von gemeinsa-
mem Armelhochkrempeln. Davon sehe ich hier
nichts.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos — Sylvia Wowretzko
SPD: Wo leben Sie denn?)

Der Senat kiindigt zwar immer wieder an, die An-
wohner und die Bezirksabgeordneten im Vorfeld
seiner Vorhaben informativ mitzunehmen, sein
Handeln widerspricht dem aber.

Meine Damen und Herren! Es ist doch offensicht-
lich, dass der Senat die Notwendigkeit, auf den
stark anwachsenden Fllchtlingsstrom entspre-
chend zu reagieren, verschlafen hat.

(Karin Timmermann SPD: Das kann doch
nicht Ihr Ernst sein! — Ksenija Bekeris SPD:
Das ist vollig absurd, was Sie da sagen!)

Die Zahlen lagen im Sommer 2012 bereits auf dem
Tisch und wurden durch mehrere Schriftliche Klei-
ne Anfragen abgefragt. Seit August 2012 haben
wir einen erheblichen Zustrom. Statt friihzeitig, und

zwar schon im Sommer 2012, die Quartierssuche
zu intensivieren und mit Bezirken, Anwohnern und
Hilfsorganisationen eine Allianz fiir Fluchtlinge zu
suchen, wurde das Thema vom Senat so zdgerlich
angegangen, dass Sozialsenator Scheele jetzt
sagt, er stehe mit dem Ricken zur Wand.

(Wolfgang Rose SPD: Wie sind denn jetzt
Ihre Vorschlage?)

— Die kommen gleich, héren Sie einfach zu.

(Kazim Abaci SPD: Da sind wir aber ge-
spannt!)

Jetzt sollen Pontonschiffe, Zelte und Hilferufe Rich-
tung GroRRe Koalition in Berlin die Situation irgend-
wie retten und die Opposition mit einem fraktions-
Ubergreifenden Antrag, der wenig Geld, aber viel
gute Worte enthalt, in die Mitverantwortung fir das
SPD-Versdumnis geholt werden. Das ist billig und
das lehnen wir ab.

(Beifall bei der FDP)

Wir beantragen, endlich ein umfassendes Gesamt-
konzept fir die offentliche Unterbringung zu erstel-
len, zu dem unter anderem folgende Punkte geho-
ren: Erstellung eines Verteilerschlissels fir die 6f-
fentliche Unterbringung, der sich an den Erkennt-
nissen des vom Senat vorgelegten Sozialmonito-
rings orientiert,

(Sylvia Wowretzko SPD: Und so lange las-
sen wir die Flichtlinge wo?)

verstarkte Schaffung dezentraler und kleinteiliger
Einrichtungen, intensive Einbindung der Bezirks-
versammlungen und der Anwohner vor Ort bei der
Planung, verstarkte Bericksichtigung der Zielgrup-
pen und Bedarfe der hilfesuchenden Menschen bei
der Verteilung auf die Wohnunterkiinfte.

(Ksenija Bekeris SPD: Haben Sie nicht zu-
gehort im Ausschuss?)

Hamburg sei eine kosmopolitische, also weltbir-
gerlich orientierte Stadt, so Olaf Scholz im Thalia
Theater — sicher, wenn es um das Anwerben von
Fachkraften oder die Beratung von ausgebildeten
Zuwanderern geht. Hinsichtlich der Bewaltigung
der Unterbringung der Fliichtlinge agiert der Senat
dilettantisch.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Kaesbach. — Das Wort hat Frau Ozde-
mir von der Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Auch wir
werden der Nachbewilligung zustimmen, aber wir
glauben nicht, dass das ausreichen wird. Schauen
wir uns die Konflikte in verschiedenen Landern, in
verschiedenen Regionen der Welt an. Es ist abzu-
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sehen, dass wir weitere Fllchtlinge aufnehmen
werden. Ich bin der Auffassung, dass wir sie auf-
nehmen mussen, und ich glaube auch, dass das
unsere Pflicht ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber wenn wir sie aufnehmen, spielt fir uns auch
eine Rolle, wie wir sie aufnehmen — Stichwort Qua-
litdt. Und wenn wir uns die Flichtlingsunterkiinfte
in der jetzigen Situation einmal anschauen, dann
kénnen wir von einer schlechten Qualitat sprechen.

Dem Zusatzantrag der SPD-Fraktion werden wir
nicht zustimmen. Hier stimmt schon der Titel nicht.
Nach vier Jahren Regierung sollte es endlich hei-
Ren: Wir brauchen eine nachhaltige Strategie fir
menschenwirdige Unterbringung aller Wohnungs-
losen, und das als héchste Prioritat in dieser Stadt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Martina
Kaesbach FDP)

Die FDP sagt, sie fordere seit Langerem eine Stra-
tegie. Wir fordern seit vier Jahren eine Strategie,
haben unterschiedliche Antrdge eingebracht mit
kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen Forde-
rungen, wie die Wohnungslosigkeit in der Stadt be-
kampft, sprich, wie dafiir gesorgt werden kann,
dass Fllchtlinge menschenwlrdig untergebracht
werden. Aber man kann, wenn Sie schon von Zu-
sammenarbeit, von Kooperation sprechen, ganz
deutlich sagen, dass die SPD-Fraktion diejenige
Fraktion war, die sich geweigert hat, mit den Oppo-
sitionsfraktionen zu kooperieren.

(Beifall bei der LINKEN und bei Martina
Kaesbach FDP)

Wo wir gerade bei den Standards sind: Herr Dres-
sel aulerte in der Zeitung, auch er fande Zelte un-
tragbar. Das freut mich. Dann ist jetzt fir uns der
Zeitpunkt da, Gber Mindeststandards zu sprechen.
Es kann nicht sein, dass es in einer Stadt wie
Hamburg immer noch keine Mindeststandards bei
der Unterbringung von Flichtlingen gibt. Ich nenne
als Stichwort nur die Schnackenburgallee. Schau-
en Sie sich die Unterkunft einmal an. Mir hat es,
ehrlich gesagt, die Sprache verschlagen. Ich finde,
so eine Qualitat geht gar nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn Herr Scheele sich hinstellt und der Pres-
se sagt, es tue ihm alles sehr, sehr leid, aber leider
gebe es kein Geld, dann kann ich nur sagen, dass
die Not dieser Menschen die hochste Prioritat in
dieser Stadt sein sollte. Es sollte unsere héchste
Prioritat sein, diese Menschen, zum Teil Minder-
jahrige, menschenwirdig unterzubringen,

(Kazim Abaci SPD: Das wollen wir!)

aber nicht in Zelten mit 32 Personen und verschie-
denen Geschlechtern. Herr Abaci, Sie und lhre
Fraktion tun so, als seien wir alle dafiir verantwort-
lich, dass die Menschen jetzt in Zelten unterge-

bracht werden. Waren Sie kooperationsbereit ge-
wesen und hétten unsere konkreten Forderungen
angenommen ...

(Beifall bei der LINKEN — Ksenija Bekeris
SPD: Welche?)

— Ich kann lhnen unzahlige Antrége zeigen, in de-
nen wir Sie aufgefordert haben, leer stehende Ge-
baude, Wohn- und Blroraume zu Uberprifen. Es
freut mich, dass die GRUNEN diese Forderung
aufgenommen haben, obwohl sie sich damals ent-
halten haben.

Ich kann lhnen sagen, warum wir in dieser Situati-
on sind. Sie konnen nicht so tun, als hatten Sie da-
mit nichts zu tun.

(Kazim Abaci SPD: Das haben wir nicht ge-
sagt!)

Es gibt zwei wesentliche Griinde, warum wir jetzt
in dieser Klemme stecken, erstens |hre Konzeptlo-
sigkeit. Seit vier Jahren haben Sie kein Konzept
vorgelegt.

(Kazim Abaci SPD: Stimmt nicht!)

— Herr Abaci, Sie haben immer kleinere Malinah-
men vorgelegt, aber kein umfassendes Konzept,

(Beifall bei der LINKEN)

weder im Bereich der Wohnungslosigkeit in Bezug
auf die deutschen Wohnungslosen, noch in Bezug
auf die Flichtlinge.

(Ksenija Bekeris SPD: Erinnern Sie sich an
das Gesamtkonzept zur Bekampfung von
Wohnungslosigkeit?)

— Das ist doch kein Gesamtkonzept, das ist eine
Auflistung von kleinen Malinahmen, die nichts an-
dern werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Martina
Kaesbach FDP — Ksenija Bekeris SPD: Was
ist das denn fir ein Unsinn, Frau Ozdemir!)

Kommen wir zum zweiten Punkt. Es gibt einen wei-
teren Grund, und das ist lhre verfehlte Wohnungs-
politik in dieser Stadt.

(Zurufe von der SPD)

— Horen Sie doch auf, sich nach vier Jahren immer
noch an der schwarz-griinen Koalition abzuarbei-
ten.

Sie haben 6000 Wohnungen bauen lassen, davon
waren nur 600 Sozialwohnungen. Wie soll denn da
eine Reintegration stattfinden?

(Beifall bei der LINKEN)

Ihr Antrag ist wirklich peinlich. Sie fordern uns auf,
Ihre Fluchtlingspolitik mitzutragen, ohne dabei mit
uns zu kooperieren. Dann werden zwei Zusatzan-
trage der Oppositionsfraktionen eingereicht, und
Sie schauen sich das noch nicht einmal an, son-
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dern sagen gleich, das verwirre Sie alles, Sie
kadmen damit nicht zurecht, und dann lehnen Sie
diese Antrage ab.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Ich méchte noch einmal auf die Punkte in Ihrem
Antrag eingehen. Punkt 1 und 2 haben fir uns Ap-
pelicharakter ohne jede Wirkung. Sie appellieren
an lhre eigene Bundesregierung, dass sie lhnen
helfen solle, und wir sollen zustimmen. Im dritten
Punkt geht es um das freiwillige Engagement. Wir
sind auch dafir, dass Menschen sich in den
Flichtlingsunterkiinften engagieren, wir schatzen
diese Arbeit und finden sie wichtig. Aber die Frei-
willigen, die sich dort engagieren, kédnnen doch
nicht fir Ihre verfehlte Politik einspringen. Es gibt
auch andere Bereiche, wo man noch investieren
muisste, zum Beispiel in Sozialarbeiter und Sozial-
arbeiterinnen, die fehlen, oder in Trauma-Sprech-
stunden. Das, was angeboten wird, ist fir die tau-
send Flichtlinge nicht ausreichend.

Zu den Antragen der anderen Fraktionen. Dem
GRUNEN Antrag werden wir zustimmen. Ich habe
es eben schon gesagt, das war eine unserer For-
derungen, und das ist es immer noch. Schade nur,
dass Sie sich damals enthalten haben, als wir das
so in unserem Antrag formuliert haben.

Dem Antrag der FDP-Fraktion wollten wir eigent-
lich, mit Ausnahme der Ziffer 8, ebenfalls zustim-
men. Es ist aber so, dass ich manchmal ein gewis-
ses Problem mit dem Ton von Frau Kaesbach ha-
be. Ich habe lhren Ton nicht angemessen gefun-
den, und das, was Sie gesagt haben, in Teilen
auch nicht. Das war auch schon bei der letzten De-
batte so, als wir Uber die jesidischen Flichtlinge
gesprochen haben. Deshalb werden wir diesen An-
trag ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN — Robert Blésing
FDP: Das ist ja mal eine originelle Begrin-
dung!)

— Herr Blasing, ich wollte es nicht so sagen, aber
die meisten Forderungen, die Sie dort stellen, ha-
ben wir schon vor lhnen in unseren Antréagen ge-
habt, und da haben Sie nicht zugestimmt.

(Robert Bldsing FDP: Noch eine originelle
Begriindung, die wird nicht besser!)

— Ihre Begrindung war auch nicht viel besser, ich
glaube, sie war billiger.

(Dirk Kienscherf SPD: Beide schlecht!)

Zur Ubernachsten Blirgerschaftssitzung werden wir
wieder einen umfassenden Antrag einreichen, eine
Strategie mit kurz-, mittel- und langfristigen Forde-
rungen,

(Karin Timmermann SPD: Damit kriegt man
keine Flichtlinge untergebracht!)

die Sie sich zu Herzen nehmen sollten. Denn ich
glaube, es ist wirklich an der Zeit, langfristige, mit-
telfristige und kurzfristige Malinahmen zu ergreifen
und in diese zu investieren, um eine menschen-
wirdige Fluchtlingspolitik in dieser Stadt zu haben.
Ihre jetzige Politik werden wir nicht mittragen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Das Wort hat Herr Senator
Scheele.

Senator Detlef Scheele: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir haben in den vergange-
nen Monaten in diesem Haus und in den Aus-
schissen, im Haushaltsausschuss und im Sozial-
ausschuss, oft Uber die Unterbringung von Flicht-
lingen und Wohnungslosen diskutiert und immer
einvernehmlich abgestimmt. Das ist gut so; es
zeichnet sich auch heute Abend ab, dass wir die-
sen Antrag gemeinsam beschlielen. Denn in
Wahrheit darf man die Grundlagen der Flichtlings-
unterbringung nicht politisch streitig stellen. Das ist
eine Pflichtaufgabe der Stadt. Viele Burgerinnen
und Bilrger engagieren sich, und wir sollten keinen
Streit abliefern.

(Beifall bei der SPD)

Mein Eindruck ist aber, dass nicht tberall der néti-
ge Realismus eingekehrt ist. Ich habe am Wochen-
ende Zeitung gelesen und war dann doch etwas
verblufft: Der Harburger Binnenhafen sei zu schick.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Ja, das
war unmaoglich!)

Hamburg solle von uns noch einmal mit einem fei-
nen Kamm durchgekdmmt werden — das ist natir-
lich ganz super. Angeblich, Frau Kaesbach, fehle
ein Plan — wir haben ihn oft besprochen. Schiffe
seien ohnehin nicht zumutbar, und im Ubrigen hét-
te alles viel friher beginnen kénnen. Ich habe nur
Aussagen gelesen, wie es bitte nicht sein soll. Ich
habe gar nichts gesehen und gehort, was wir denn
tun sollen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Dann
mussen Sie mal ab und zu zuhéren!)

— Jetzt héren Sie einmal zu.
(Unruhe im Plenum)

Keiner braucht sich aufzuregen. Sie kdnnen nach
vorne kommen und eine Flache nennen. Sie kén-
nen mit lhren Wahlkreisabgeordneten reden und
mit lhren Kolleginnen und Kollegen in den Bezirks-
versammlungen und daflr sorgen, dass die durch-
geht. Reden Sie nicht so viel von Konzept, reden
Sie von Flachen.

(Beifall bei der SPD)
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An einigen scheint die dramatische Entwicklung
weltweit etwas vorbeigegangen zu sein.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Herr
Senator, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Ozdemir?

Senator Detlef Scheele: — Ja, bitte.

Zwischenfrage von Cansu Ozdemir DIE LINKE:*
Herr Scheele, Sie sagen, wir sollen Vorschlage fur
Flachen machen. Dann schlage ich lhnen die Fla-
che am igs-Parkplatz vor. Was sagen Sie denn da-
zu?

(Beifall bei der LINKEN)

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): Dazu sage
ich, dass diese Flache geeignet ist und dass wir
sie zurzeit auflisten und klaren, ob wir sie noch
brauchen. Etwas anderes haben wir nie gesagt.

Ich empfehle allen, einmal "Tagesthemen" und
"ZDF heute-journal" nacheinander zu schauen und
alles auf sich wirken zu lassen. Wenn man das ge-
macht und die Uberregionalen Tageszeitungen ge-
lesen hat, dann sieht man sehr, sehr anschaulich,
was weltweit los ist. Und man sieht, wie sich die
Kommunen in Deutschland landauf, landab damit
quélen, eine ordentliche Unterbringung bereitzu-
stellen, und zwar vollig egal, wer regiert: die CSU,
die CDU, die FDP, die GRUNEN oder DIE LINKE.
Nun tun Sie nicht so, als sei das in Hamburg ganz
anders als anderswo. Wir sind ehrlicherweise so-
gar ein bisschen erfolgreicher, denn bisher ist hier
nichts passiert. Darauf konnen wir stolz sein.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann fir den Senat und sicher in groRem Ein-
vernehmen mit allen Hamburgerinnen und Ham-
burgern zusichern, dass wir alles unternehmen
werden, um Flichtlingen aus den Birgerkriegsge-
bieten dieser Erde Schutz zu bieten — Menschen
aus Syrien, dem lIrak, aus Eritrea, aus Afghanistan,
dem Sudan. Diese Menschen fliehen aus Angst
um Leib und Leben aus ihrer Heimat und wir muas-
sen ihnen helfen. Zugleich, das will ich auch sa-
gen, finde ich es richtig, dass die Bundesregierung
drei europaische Lander, namlich Serbien, Maze-
donien und Bosnien-Herzegowina, zu sicheren
Drittstaaten erklaren will. Die Situation der Men-
schen dort ist in keiner Weise mit der im Irak ver-
gleichbar. Die Anerkennungsquote in Asylverfah-
ren liegt nahe null Prozent. Wir missen uns in die-
ser Situation energisch um die wirklich Schutzbe-
dirftigen kimmern. Die Ressourcen missen ge-
bundelt werden.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Ich wiinsche mir sehr, dass die Gesprache zwi-
schen dem Kanzleramt und den rot-griin regierten
Landesregierungen mit Blick auf die Bundesratssit-
zung am 19. September erfolgreich sind. Es liegt ja
einiges an Leistungsverbesserungen fir die Flicht-
linge auf dem Tisch: friher arbeiten, mehr Bildung
und mdglicherweise der Wegfall der Vorrangpri-
fung. Das ist ein Riesenschritt, denn dies wirde
nicht nur fir Flichtlinge wegfallen, sondern fir alle.
Das ware ein grof3er Schritt. Geben Sie sich einen
Ruck und stimmen Sie zu.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Roland
Heintze CDU)

Noch ein Wort zur Debatte um das europaische
Asylrecht und die Forderung, dieses humaner und
liberaler zu gestalten. Am Weltflichtlingstag hat die
UNO Uber 50 Millionen Fliichtende weltweit ge-
zahlt. Weder Hamburg noch Deutschland noch
Europa koénnen allen derzeit weltweit auf der Flucht
befindlichen Menschen Schutz und Auskommen
bieten. Auch wenn es ein modernisiertes europa-
isches Fluchtlingsrecht mit asylunabhangigen
Fluchtgrinden gabe — ich beflirworte eine europa-
ische Aufnahmequote mit speziellen Landerquo-
ten, wie sie beispielsweise der Sachverstandigen-
rat deutscher Stiftungen fir Integration und Migrati-
on vorschlagt —, wiirde es nie fir alle reichen, die
kommen wollen. Ich sage das so deutlich, weil in
der Diskussion manches Mal der Eindruck ent-
steht, wenn Deutschland und Europa nur wollten,
dann kénnten sie allen helfen. Aber auch die, die
das Flichtlingsrecht modernisieren wollen, missen
sich der Frage stellen, was mit denen ist, die wir
nicht aufnehmen kénnen. Daran kann man nicht
vorbei.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Diese generellen Uber-
legungen gehdren zu einer Debatte Uber die 6f-
fentlich-rechtliche Unterbringung, da die groRen
Anstrengungen Hamburgs einsortiert werden mus-
sen.

Nun zur Lage in unserer Stadt und zu dem haufig
geaulerten Vorwurf, die derzeitige Situation sei
absehbar gewesen und die Behdrden in Deutsch-
land hatten sich nur friiher darauf einstellen sollen.
Vor drei Jahren beantragten etwa 50 000 Men-
schen in Deutschland Asyl. Fir das Jahr 2014 geht
das BAMF von mindestens 200 000 Fluchtlingen
aus. 2011 kamen monatlich 100 neue Flichtlinge
nach Hamburg. Anfang dieses Jahres waren es
300 im Monat, gegenwartig sind es 500, und ange-
sichts der Weltlage ist anzunehmen, dass diese
Zahl noch steigt.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)
— Immer ruhig Blut.

Mit anderen Worten: Jeden Monat muss diese
Stadt eine neue Unterkunft eréffnen. Nach bezirkli-
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chen Mal3staben, die in der Regel keine grofieren
Gruppen als 250 wollen, missten es sogar zwei
Unterkunfte sein. Ich hére jedoch keine Vorschla-
ge, wo die Unterklnfte sein kdnnten.

Damit allein ist es aber nicht getan. Wir wollen die
Beschulung der Kinder in Integrationsklassen oder
in der Regelschule sicherstellen, die Kita-Versor-
gung organisieren und Gesundheits- und Jugend-
hilfe engagieren, denn die Kinder dirfen dabei
moglichst nicht auf der Strecke bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Ich will bekennen, dass es unser Anspruch ist, die
Verfahren so durchzufiihren, dass zumindest eine
kleine Willkommenskultur erhalten bleibt.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Warnholz?

Senator Detlef Scheele: Von Herrn Warnholz ja.

Zwischenfrage von Karl-Heinz Warnholz CDU:
Herr Senator, ich kann bestatigen, dass wir im So-
zialausschuss Uber die Dinge gesprochen haben,
die Sie sagen. Aber ich frage Sie jetzt, ob es die
Aufgabe der Opposition ist, beispielsweise Grund-
stiicke oder Liegenschaften nachzuweisen? Sie
als Senat kdnnen es, Sie haben die Mdglichkeit, im
Senat direkt abzufragen. Das ist keine Aufgabe der
Opposition, das ist lhre Arbeit, das mochte ich aus-
drlcklich sagen.

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): — Das war
eine Stellungnahme, die ich zur Kenntnis nehme.

Ich will hinzufigen, dass die Arbeitsbedingungen
der Mitarbeiter bei "férdern und wohnen" und in der
Auslanderbehérde verantwortbar bleiben muissen.
In den Behdrden — und ich danke Frau Fegebank,
dass sie auch darauf hingewiesen hat — wird gera-
de GroRes geleistet. Ich will die Gelegenheit nut-
zen, den dort tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern ausdricklich fur ihre weit Gber das normale
MalRR hinausgehende Arbeit und fir ihr Engage-
ment fir die Flichtlinge zu danken. Sie missen die
Unterkiinfte suchen und keine Exceltabellen aus-
fullen.

(Beifall bei der SPD)

Wir danken als Senat auch den vielen Hamburge-
rinnen und Hamburgern, die sich ehrenamtlich in
den Unterkinften engagieren. Das ist beileibe
nicht selbstverstandlich, das Engagement muss
gepflegt und gewitrdigt werden. Wir brauchen die
Bereitschaft der Hamburgerinnen und Hamburger,
sich vor Ort fir die Flichtlinge einzusetzen und ih-
nen zu helfen. Die Bereitschaft ist vorhanden, wir
kénnen das an den vielen Unterstiitzerkreisen fur

die verschiedenen Unterkiinfte sehen. Wir haben
bereits in der vorliegenden  Drucksache
200 000 Euro fur das Ehrenamt vorgesehen. Und
wenn die Birgerschaft diese Summe heute ver-
doppelt, dann ware das ein gutes Signal der Wert-
schatzung in die Stadt hinein.

(Beifall bei der SPD)

Dass sich die Zahl der Schutzsuchenden in so kur-
zer Zeit so rasant erhohen wirde, war aus meiner
Sicht nicht vorhersehbar. Und das BAMF pro-
gnostiziert Gbrigens immer nur fir das laufende
Jahr, daran will ich erinnern.

Der Blick nach Minchen oder Berlin und grund-
satzlich in alle Metropolen der Republik macht
deutlich, dass Hamburg mit seinen Sorgen nicht al-
leinsteht, und er zeigt auch, dass Hamburg ver-
gleichsweise gute Lésungen gefunden hat. Wir ha-
ben in den letzten Jahren mehr als 2600 Platze in
der offentlich-rechtlichen Unterbringung geschaf-
fen. Bis zum Ende des Jahres schaffen wir weitere
rund 700 Platze, im nachsten Jahr kommen noch
2800 hinzu. Wir wissen Ubrigens auch wo, die
Standorte sind bekannt, die Genehmigungsverfah-
ren laufen. Dazu gehdren Standorte wie die So-
phienterrasse oder der Volksdorfer Grenzweg, also
Unterkunfte in den besten Hamburger Lagen. Da-
zu gehdren aber auch Grundstlicke wie die Berze-
liusstralRe, fir die wir uns eigentlich keine solche
Unterkunft mehr wiinschen.

(David Erkalp CDU: So ist es!)
— Ich bekenne, dass wir uns das nicht wiinschen.

Wir haben auflerdem 14 weitere Standorte mit
2000 Platzen auf einer Optionsliste fur die Jahre
2015 und 2016. All diese Platze werden mit ver-
ninftigem Standard entstehen, es wird eine Ver-
sorgung der Kinder mit Schule und Kita geben,
ebenso mit Gesundheits- und Jugendhilfe.

Aber das alles reicht nicht aus, um Zelte im Winter
zu verhindern und die bereits in Harburg stehen-
den Zelte wieder abzubauen. Das ist es aber, was
dieser Senat will: keine Zelte in Hamburg.

(Beifall bei der SPD)

Gegenwartig gehen wir davon aus, dass uns Ende
des Jahres auf Basis dieser 500 Nettozuwanderer-
Zahlen rund 1500 Platze fehlen werden. Wenn
sich die weltpolitische Lage nicht nachhaltig an-
dert, werden uns im Dezember 2015 etwa
4800 Platze fehlen.

Sieht man die Nachrichten, so scheint es, als ob
die Welt aus den Fugen geraten sei. Wir stehen
vor einer groflen Herausforderung, fir die es aus
meiner Sicht kein Patentrezept gibt. Die Dynamik
der Ankunft neuer Fllchtlinge trifft auf langwierige
Verfahren beim Aufbau neuer Unterkiinfte; ich wr-
de mir auch vieles schneller wiinschen. Wir sind
daher an einem Punkt angekommen, bei dem wir
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auf Notldsungen angewiesen sind. Alles, was ich
jetzt sage, sind Notlésungen, und sie unterschei-
den sich von dem, was wir bisher gemacht haben.
Deshalb werden wir ein Sofortprogramm umset-
zen, das ausschlief3lich dazu dient, eine Unterbrin-
gung in Zelten zu vermeiden.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb wird es Wohnschiffe in Hamburg geben,
deshalb werden wir Schlafsdle in ehemaligen
Schulen einrichten missen, und wir nehmen Hal-
len, die wir so herrichten, dass sie als Notlésung
vertretbar sind. Wir werden das alles nach Polizei-
recht tun und sind dazu gezwungen. Wir sichern
aber zu, dass wir die Fraktionen in den Bezirksver-
sammlungen und die Sprecher der Fraktionen ein-
laden, und das, was an Beteiligungsverfahren
nach Polizeirecht nicht mehr geht, in einer Informa-
tion zumindest so nachholen, dass jeder weil}, was
in seinem Bezirk, in seinem Wahlkreis passiert.
Aber es geht nicht anders, es ist eine Notlage.

(Beifall bei der SPD)

Eines will ich noch sagen, bevor mich jemand tber
mangelnde Privatsphare oder gro’e Enge belehrt:
Sowohl mir als auch meinem Kollegen Michael
Neumann und den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern von "férdern und wohnen" und den Behdérden
ist klar, dass es zu eng ist. Es gibt wenig Privat-
sphére, es ist nicht der Standard, den der Senat
sich winscht, es ist eine Notsituation. Wir stehen
alle vor dem gleichen Problem. Hier steht nicht ei-
ne Partei gegen die andere, nicht die Opposition
gegen die Regierung, denn es ist nicht das Regie-
rungsprogramm der SPD, das ich gerade vortrage.
Hier steht die Politik zusammen und sucht gemein-
sam nach Ldsungen bei der Bewaltigung dieser
Herausforderung.

Sie alle kénnen Beitrdge zur Vereinfachung der
Lage leisten. Sie sind Wahlkreisabgeordnete, Sie
kénnen vor Ort fir Verstandnis fur die schwierigen
Lagen werben. Sie alle kdnnen auf die Bezirke zu-
gehen und aktiv bei der Lésung helfen. Und auch
auf Bundesebene koénnen wir gut Hilfe gebrau-
chen. Sie alle sind in Parteien, die irgendwo in die-
sem Land regieren. Der Bund muss sich in der
Frage bewegen und den Landern Bundesimmobili-
en zur Zwischennutzung zur Verfugung stellen.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Die sind doch gar
nicht geeignet!)

Ich habe dazu an die Bundesanstalt fir Immobili-
enaufgaben geschrieben und mich zusatzlich mit
meinen Kollegen aus Berlin und Bremen an die zu-
standigen Bundesministerien gewandt. Wir brau-
chen mehr finanzielle Unterstiitzung des Bundes
und auch Unterstltzung bei der Flachensuche.

(Beifall bei der SPD)

Ich will mich nicht drum herumdriicken — darauf ist
von Frau Focking hingewiesen worden —, dass wir

Uber eine Verteilung der 16- bis 18-jahrigen min-
derjahrigen unbegleiteten Flichtlingen reden mis-
sen. Gegenwartig geht das nach Jugendhilferecht
nicht. Dass in Thiringen 2013 ein Einziger zu ver-
sorgen war und in Hamburg 487 minderjahrige
Flichtlinge aufgenommen wurden, kann so nicht
bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Die Kollegen aus dem Kinder-, Jugend- und Famili-
enausschuss wissen, dass, wenn die Erstunter-
bringung zu Ende ist, die Unterbringung nach Ju-
gendhilferecht in einer Hilfen-zur-Erziehung-MafR-
nahme erfolgt. Den Aufwand dafur haben wir in der
Drucksache dargestellt, es soll keinem schlecht
gehen, aber die MaRnahmen missen gerechter in
Deutschland verteilt werden.

(Beifall bei der SPD und bei David Erkalp
und Dr. Roland Heintze, beide CDU)

Auch die Unterbringung auflerhalb der Landes-
grenzen muss weiter besprochen werden; das wer-
de ich jedenfalls kontinuierlich tun. Dort, wo es
mehr Flache gibt, wo gar Wohnraum leer steht,
teilweise Wohnungen abgerissen werden, mussen
mehr Fllichtlinge untergebracht werden koénnen.
Die finanziellen Belastungen kdnnen so bleiben,
wie sie sind. Es ist nicht hinnehmbar, dass Abriss
von Wohnraum und Gebauden in einem Teil der
Republik parallel mit der Unterbringung von Flicht-
lingen in Zelten andernorts stattfindet.

(Beifall bei der SPD und bei David Erkalp
und Dr. Roland Heintze, beide CDU)

Und wir brauchen eine Reform des Baugesetzbu-
ches, damit es leichter wird, Unterkinfte zeitlich
befristet auch in Gewerbegebieten zu ermdglichen
und damit eben auch in Blrogebauden. Frau Blan-
kau engagiert sich dafur auf Bundesebene, dass
uns das gelingt.

(Antie Méller GRUNE: Was macht sie denn
in Hamburg?)

Wir werden die Flichtlinge versorgen, ihnen
Schutz bieten vor Verfolgung und Misshandlung.
Die Stadt Hamburg wird ihrer moralischen wie ge-
setzlichen Verpflichtung nachkommen. Satze, wie
vorhin zitiert, dass wir niemanden mehr aufnehmen
oder dass wir irgendeine Zentrale Erstaufnahme-
einrichtung zumachen, wird es nicht geben. Im Ub-
rigen ist das der grofite anzunehmende Blddsinn,
denn die Menschen stehen vor der Tar, man kann
gar nicht abschlieRen. Wer das sagt, redet
Quatsch.

(Beifall bei der SPD)

Aber damit uns das alles angesichts der weltpoliti-
schen Lage heute wie in Zukunft gelingt, mussen
Regierung und Opposition, Zivilgesellschaft wie
auch Verbande und Kirchen beieinander bleiben
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und nicht zulasten des anderen einen Vorteil fir
sich selbst suchen.

An die Fluchtlinge selbst geht meine Bitte: Halten
wir uns bitte alle an die geltenden Regeln. Das ist
wichtig fir das Verstandnis und die Akzeptanz bei
den Hamburgerinnen und Hamburgern.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Roland
Heintze und Karl-Heinz Warnholz, beide
CDU)

Meine Damen und Herren! Die Bitte muss ich gar
nicht dufRern, denn Sie haben es gesagt, Sie wer-
den die Drucksache einstimmig beschlieRen. Das
ist ein starkes Signal in die Stadt. Darum sind wir
auch stolz auf das unglaubliche Engagement der
Hamburgerinnen und Hamburger, und wir entspre-
chen dem auch, wenn wir das hier gemeinsam be-
schlieen. Lassen Sie uns also weiterhin keine
kleinkramerischen Auseinandersetzungen um den
eigenen Vorgarten fiihren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Roland
Heintze und Karl-Heinz Warnholz, beide
CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Senator Scheele.

Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor,
wir kommen damit zur Abstimmung. Wir beginnen
mit dem Antrag der FDP-Fraktion aus der Drucksa-
che 20/12976. Hier mochten die CDU- und die
GRUNE Fraktion die Ziffern 4 und 8 separat ab-
stimmen lassen.

Wer mochte den FDP-Antrag mit Ausnahme der
Ziffern 4 und 8 annehmen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mehrheitlich abgelehnt wor-
den.

Wer moéchte Ziffer 4 seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist ebenfalls
mehrheitlich abgelehnt worden.

Wer mdchte nun noch Ziffer 8 folgen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist ebenfalls mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Weiter zum Antrag der GRUNEN Fraktion aus der
Drucksache 20/12975.

Wer moéchte sich diesem anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich ab-
gelehnt worden.

Nun zum SPD-Antrag aus der Drucksache
20/12966. Hier mochte die GRUNE Fraktion den
Punkt a. separat abstimmen lassen.

Wer mdchte also zunachst Punkt a. des SPD-An-
trags zustimmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mehrheitlich bei einigen Enthaltun-
gen beschlossen worden.

Wer mochte dann noch die Punkte b. bis d. anneh-
men? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
ebenfalls mehrheitlich beschlossen worden.

Wir kommen schlieflich zum Bericht des Haus-
haltsausschusses aus der Drucksache 20/12892.

Wer mdchte sodann der Ausschussempfehlung fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
einstimmig beschlossen worden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das ist nicht der Fall.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss in zweiter Lesung fassen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das auch in zwei-
ter Lesung einstimmig und somit endgultig be-
schlossen worden.

Ich rufe dann auf den Tagesordnungspunkt 16,
Drucksache 20/12834, Antrag der SPD-Fraktion:
Geschenk der Mehrsprachigkeit fordern und Unter-
richt in den Herkunftssprachen fest an Hamburgs
Schulen verankern.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Geschenk der Mehrsprachigkeit fordern und
Unterricht in den Herkunftssprachen fest an
Hamburgs Schulen verankern

— Drs 20/12834 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Schulausschuss Uberweisen. Wird hierzu das
Wort gewlinscht? — Herr Abaci, bitte schon, Sie ha-
ben das Wort.

Kazim Abaci SPD: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Seit Generationen ge-
nielRen wir in Hamburg das Privileg, Menschen un-
terschiedlichster Herkunft zu beheimaten. Deshalb
haben wir den Ruf, weltoffen zu sein. Deshalb
heil3t es, Hamburg ist das Tor zur Welt. Dieses ho-
he Gut der Internationalitdt und Diversitat missen
wir aber nicht nur als solches erkennen, sondern
auch fordern.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wenn Sie heute an einer Hamburger Schule vor-
beischauen, stehen Sie vor folgender Realitat: Ne-
ben Leon, Anna und Stefan werden Sie auch von
Schilern begriifit, die Leila, Cem, Marta oder Cha-
nel heilen. Viele Schilerinnen und Schiler in
Hamburg wachsen mehrsprachig auf. Diese natir-
liche Mehrsprachigkeit, die sie von ihren Eltern mit-
bekommen, dirfen wir nicht verkimmern lassen.
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Wir méchten ihnen die Moglichkeit geben, ihre
Starken auch in der Schule und spater im Beruf
einzubringen.

Unser Antrag sieht vor, dass dieses Potenzial der
Mehrsprachigkeit geférdert wird und dass Unter-
richt in den Herkunftssprachen fest an Hamburgs
Schulen verankert wird.

(Beifall bei der SPD)

Erstens: Wir méchten, dass der Unterricht in den
Herkunftssprachen aufgewertet wird. Das heilt, je-
ne Sprachangebote sollten als Wahlpflichtfacher
angeboten werden, die von der Kultusministerkon-
ferenz als Prufungsfach zugelassen sind.

Zweitens: Wir méchten, dass gepruft wird, inwie-
weit das vorhandene Unterrichtsangebot ausge-
weitet werden kann. Bisher werden bereits an
72 Grundschulen, Stadtteilschulen und Gymnasien
rund 2500 Schiler in Herkunftssprachen unterrich-
tet.

Drittens: Wir mdchten, dass geprift wird, wie die
Anzahl der Schilerinnen und Schiler, die am her-
kunftssprachlichen Unterricht teilnehmen, gestei-
gert werden kann.

Kommen wir zurtick zu unserer Hamburger Schule
und zurlck zu Marta, eine vielsprechende junge
Schdlerin. Sie ist deutsche Staatsbirgerin, ihre El-
tern sind in Stettin geboren und haben einen polni-
schen Hintergrund. Marta ist besonders interessiert
an Mathematik. Sie wird in den kommenden Jah-
ren Wirtschaftsingenieurwesen studieren und als
Projektleiterin in einem mittelstandischen Unter-
nehmen arbeiten, das wirtschaftliche Beziehungen
ins Ausland unterhalt. Das ist nicht ungewdhnlich
in einer zunehmend globalisierten Welt. Marta hat
dieses enorme Potenzial, bilingual aufzuwachsen,
da sie in der Schule und mit ihren Freunden
deutsch spricht und zu Hause mit ihren Eltern und
ihrer Familie polnisch.

Wir als SPD-Fraktion mdchten, dass Marta in einer
Gesellschaft aufwachst, in der ihre Mehrsprachig-
keit als eine Bereicherung und als kultureller Wert
anerkannt wird. Sie verfligt Uber ein Potenzial, das
fur ihre berufliche und personliche Entwicklung
grolke Chancen ermdglicht.

(Beifall bei der SPD)

Aber ihre polnischen Grundkenntnisse werden sie
nicht weiterbringen, wenn sie ihre Sprachkompe-
tenz nicht pflegt, erweitert und vertieft. In einer Be-
werbung zahlt Polnisch als Muttersprache fur den
Arbeitgeber in der Regel nicht viel, wenn die Spra-
che nicht zeugnisrelevant ist. Besonders wichtig ist
der Punkt in unserem Antrag, der die Aufwertung
des herkunftssprachlichen Unterrichts vorsieht. Wir
mochten ein Bewusstsein und ein Selbstverstand-
nis bei den Menschen schaffen. Wir mdchten die-
ses Potenzial auch weiter fordern.

Nun gibt es Stimmen, die meinen, die Kinder soll-
ten erst einmal richtig Deutsch lernen, bevor sie in
ihren Herkunftssprachen unterrichtet werden. Es
gibt Stimmen, die sagen, Turkisch, Russisch oder
Polnisch seien doch keine Weltsprachen wie Eng-
lisch, Franzdsisch oder Spanisch. Das sind jedoch
Uberholte und unzeitgemale Ansichten, die mit der
heutigen Realitat Deutschlands wenig vereinbar
sind.

(Beifall bei der SPD)

Warum ist es gut, dass die Anzahl der Schiilerin-
nen und Schiler, die den Unterricht in den Her-
kunftssprachen besuchen, gesteigert wird? Weil
sie mit soliden Grundlagen in der Herkunftsspra-
che auch die deutsche Sprache und jede weitere
Sprache leichter lernen kdnnen. Es ist wissen-
schaftlich erwiesen, dass sich das Erlernen der
Herkunftssprache positiv auf die Personlichkeits-
entwicklung und den schulischen Erfolg eines Kin-
des auswirkt. Die mundlichen und sprachlichen
Kompetenzen werden erweitert. Das Sprachbe-
wusstsein und die interkulturelle Handlungsfahig-
keit werden dadurch auch gesteigert.

Ich denke, dass wir mit unserem Antrag und den
drei Bausteinen, der Aufwertung, der Verbindlich-
keit und der Ausweitung der Férderung des her-
kunftssprachlichen  Unterrichts, einen grof3en
Schritt in die richtige Richtung machen werden, in
Richtung einer fortschrittlichen, modernen und inte-
grativen Bildungspolitik.

(Beifall bei der SPD)

Ich mochte, dass Marta bewusst ist, was fir ein
groBes Geschenk ihr in die Wiege gelegt wurde.
Wir mdchten, dass sie in einem Hamburg auf-
wachst, das ihre Zweisprachigkeit als groRes Po-
tenzial anerkennt und férdert. Wir mdchten eine
Bildungsstadt Hamburg, in der es héchste Prioritat
ist, allen Kindern und Jugendlichen, unabhéngig
von ihrer Herkunft, die bestmoglichsten Bildungs-
chancen zu ermdglichen, ein Hamburg, das Mehr-
sprachigkeit als einen personlichen, gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Gewinn anerkennt. Dar-
um bitte ich Sie um die Unterstitzung unseres An-
trags.

(Beifall bei der SPD — Olaf Ohlsen CDU: Na-
turlich!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Abaci. — Das Wort hat nun Frau Prien
von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Erfreulicherweise besteht in diesem
Parlament Einigkeit darUiber, dass die Vielfalt in un-
serer Stadt und die Weltoffenheit unserer Metropo-
le maRgeblich auch durch die Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte, die bei uns leben, gepragt
wird und bedingt ist. Insofern ist auch Mehrspra-
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chigkeit in mehrfacher Hinsicht ein aktuelles The-
ma, und zwar Gott sei Dank nicht erst, seitdem
Sie, Herr Abaci, auf die ldee gekommen sind. Seit
vielen Jahren, seit Anfang 2000 befassen wir uns
intensiv mit dem Thema, wie wir die Kinder und Ju-
gendlichen, die Schilerinnen und Schiiler aus Fa-
milien mit Migrationshintergrund besser und ange-
messener fordern kdnnen und wie wir auch deren
Potenzial besser nutzen kdnnen. Da ist sowohl von
der Kultusministerkonferenz als auch von den
CDU-geflihrten Senaten eine ganze Menge auf
den Weg gebracht worden.

Trotzdem bin ich der Auffassung — das haben wir
in den letzten Monaten sehr deutlich gemacht —,
dass in diesem Bereich noch einiges getan werden
kénnte. Insofern habe ich mich zunachst Uber den
Antrag der SPD-Fraktion gefreut. Als ich ihn dann
naher gelesen habe, habe ich mir, ehrlich gesagt,
die Augen gerieben. Ich weil} nicht, wie das mit der
Vorbereitung von Antrégen bei Ihnen in der Frakti-
on lauft, aber ich wirde mir, gerade, weil uns das
Thema so wichtig ist, ein bisschen mehr Ernsthaf-
tigkeit wiinschen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ware das nicht nur ein Schaufensterantrag kurz
vor dem Wahlkampf,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

sondern ein wirklich ernst gemeinter Antrag, dann
hatte man sich namlich anschauen koénnen, dass
es langst Rahmenplane fur Herkunftssprachen
gibt, dass es Bildungsplane fir die Herkunftsspra-
chen gibt und dass Hamburg auf diesem Feld
— und das insbesondere auch dank Schwarz-
Grin — wirklich vorbildlich ausgestattet ist, was die
Rahmenbedingungen angeht. Da kann man ruhig
einmal applaudieren, weil wir da wirklich gut sind.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Tatsache ist namlich, Herr Abaci, dass man in
Hamburg bereits ohne Weiteres in Turkisch oder
Polnisch Abitur machen kann. Tatsache ist auch,
dass man Migrantensprachen, und zwar mehr Mi-
grantensprachen als die, die die Kultusministerkon-
ferenz vorsieht, als zweite oder dritte Fremdspra-
che wahlen kann. Sie wollen das dadurch aufwer-
ten, dass Sie diese Sprachen zu Wahlpflichtfa-
chern machen. Darlber sind wir, ehrlich gesagt,
schon lange hinweg, Herr Abaci,

(Olaf Ohlsen CDU: Das weil} er nicht!)
das tut wirklich weh.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg und Christa Goetsch, beide GRUNE)

Es ist aber umso peinlicher, denn Sie haben die
Behorde mit einigen Tausend Leuten, die lhnen
zuarbeiten kénnen. Da wirde man schon erwarten,

dass sie es auch einmal tun. Es ist wirklich pein-
lich, ein anderes Urteil kann ich leider fiir diesen
Antrag nicht geben.

Wenn wir jetzt ndher analysieren, was denn eigent-
lich nicht gut lauft — da sind wir uns wieder einig —,
dann besteht an den einzelnen Schulen haufig aus
personellen und sachlichen Griinden kein Angebot
entweder, weil es keine Lehrkrafte gibt, die das un-
terrichten kdnnen, oder weil nicht gentigend Schi-
ler vorhanden sind, um Gruppen zu bilden, die hin-
reichend grof3 sind, um den Unterricht zu erteilen.
Das aber, lieber Herr Abaci, werden Sie mit die-
sem Antrag wirklich nicht I6sen. Da miissen Sie an
die Ausbildung heran und an die Fortbildung der
Lehrer, die dann in diesen Fachern unterrichten
kénnen.

Wenn Sie ernsthaft an dem Thema interessiert
sind, dann schreiben Sie einen Antrag, mit dem
Sie konkrete Vorschlage unterbreiten, da haben
Sie uns sofort auf lhrer Seite. Aber machen Sie es
bitte ernsthaft und verninftig, dann reden wir in
Ruhe dartiber. Wir sind deshalb auch bereit, den
Antrag an den Schulausschuss zu Uberweisen,
dann kénnen wir in Ruhe dartber sprechen. Dann
konnen wir uns auch anhoéren, was der Senator an
konkreten Malinahmen vorschlagt. Aber dem hier
werden wir nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg, Christa Goetsch, beide GRUNE, und
Dr. Walter Scheuerl fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Prien. — Das Wort hat Frau Dr. von
Berg von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Frau Prien hat es gera-
de gesagt, und ich hatte auch nur ein Wort im
Kopf, denn es ist wirklich peinlich, dass Sie mit so
einem Antrag in unser Parlament gehen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Das ist handwerklich und fachlich schlecht. Es hat
nicht nur keinen Mehrwert, sondern es wirft die
Stadt und die Mehrsprachigkeit sogar noch zurick.
Das ist wirklich unterirdisch.

(Beifall bei Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Ich will erganzen, warum das ein Ruckschritt ist.
Es gibt diese Liste in der KMK, da geht es aber um
Abituranforderungen. Ich lese Ihnen gern vor, wel-
che Sprachen da genannt sind: Chinesisch, Da-
nisch, Englisch, Franzésisch, Italienisch, Japa-
nisch, Altgriechisch und Latein. Ich weif} nicht, ob
wir wirklich viele Fliichtlinge mit diesen Herkunfts-
sprachen haben. Was da total fehlt, ist das, was
wir hier an Angeboten in Hamburg haben, namlich
Kroatisch, Bosnisch, Farsi, Albanisch, Kurdisch,
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Dari, Romani; nichts davon taucht in der KMK-Liste
auf.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Sie haben es handwerklich einfach nicht verstan-
den, worum es in Hamburg geht.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
Beifall bei der CDU und bei Mehmet Yildiz
DIE LINKE)

Das hier sind die Bildungspléne fur Gymnasium
und Stadtteilschule. Tun Sie doch nicht so, als ob
Sie jetzt die Mehrsprachigkeit und die Herkunfts-
sprachen erfinden wirden, die haben wir schon
lange erfunden.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU —
Kazim Abaci SPD: Wir wollen, dass sie
zeugnisrelevant werden!)

Sie wollen eine Nebelkerze werfen, weil Sie nam-
lich davon ablenken wollen, dass die Hochschule
den Turkisch-Lehramtsstudiengang eingestampft
hat aufgrund der skandalésen Hochschulunterfi-
nanzierung, die Sie betreiben. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Dr. von Berg. — Das Wort hat Frau Su-
ding von der FDP-Fraktion.

Katja Suding FDP: Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Bildung, vermittelt in der Spra-
che des Landes, in dem man lebt, ist der Schlissel
zur Teilhabe und Integration. Das gilt weltweit, und
das heift dann bei uns, deutsche Sprachkenntnis-
se sind Voraussetzung, denn sie sind der Schlus-
sel fur Teilhabe am wirtschaftlichen, gesellschaftli-
chen, kulturellen und politischen Leben. Deshalb
gibt es bereits in den Kitas Sprachférderangebote,
gefolgt von weiteren MaRnahmen im Vor- und
Grundschulbereich. Es hat lange gedauert, bis die-
se Angebote zu einer Selbstverstandlichkeit ge-
worden sind. Und lange hat es auch gedauert, bis
die Erkenntnis gereift ist, dass Mehrsprachigkeit
ebenso ein Gewinn ist. Das zu akzeptieren zeugt
von Wertschatzung und Akzeptanz der Menschen,
die eine andere als die deutsche kulturelle Her-
kunft mitbringen.

Doch wird das in der Offentlichkeit noch haufig in-
frage gestellt, auch mit unterschiedlichen Bewer-
tungen der Herkunftssprachen. Solange ein engli-
scher Vater oder eine franzdsische Mutter die Mut-
tersprache an die Kinder weitergibt, wird dies gern
als Bildungsplus bewertet. Farsi, Turkisch oder
Arabisch sind noch nicht so angesehen. Eher wer-
den Eltern kritisiert, wenn sie ihren Kindern diese
Herkunftssprachen weitergeben mdchten. Dabei ist
Mehrsprachigkeit ein Wert an sich. Fur die jeweili-
ge Familie, die damit einen Teil ihrer Tradition er-
halt, fir die Kinder, fir die die Herkunftssprache

einen wichtigen Teil ihrer Identitdt ausmacht, und
auch fir die Wirtschaft, fur die weltgewandte und
sprachlich versierte Nachwuchskrafte wichtig sind.

Meine Damen und Herren! Viele Eltern sorgen
schon lange privat dafiir, dass ihre Kinder Unter-
richt in der Herkunftssprache erhalten. lhre Kinder
besuchen dann am Nachmittag oder am Wochen-
ende Sprachschulen. Ist es jetzt unbedingt Aufga-
be der Schulen, dass Schiler die Sprache ihrer EI-
tern lernen? Nein, das ist es nicht, aber es ist ein
gutes und wichtiges Angebot, ein Angebot, das
Wertschatzung und Anerkennung ausdrickt.

Wir kdnnen gern im Ausschuss darlber reden, was
in Hamburg noch zu tun ist. Daher unterstitzen wir
das Ausschussbegehren der CDU-Fraktion. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Suding. — Das Wort hat Frau Heyenn
von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Die SPD will das Ge-
schenk der Mehrsprachigkeit férdern und hat einen
Antrag eingebracht, in dem steht, dass

"[...] zukUnftig jene vorhandenen Sprachan-
gebote als Wahlpflichtfacher angeboten wer-
den, die von der Kultusministerkonferenz als
Prifungsfach fiir die Abschlussprifungen
als 2. oder 3. Fremdsprache zugelassen
sind [...]."

Es ist schon einiges dazu gesagt worden: dass
das Uberfallig ist, dass es eine Selbstverstandlich-
keit ist, dass es im Grunde schon lange Uberholt
ist. Wir haben eine Menge Fragen dazu.

(Prasidentin Carola Veit Ubernimmt den Vor-
sitz.)

Erstens: Warum hat die Schulbehorde in Sachen
Mehrsprachigkeit denn so lange nichts getan?

Zweitens: Die KMK hat einige Sprachen schon
ganz, ganz lange als Prifungsfacher zugelassen;
ich will nur zwei Sprachen herausgreifen. 1989 hat
die KMK Tiurkisch als Prifungsfach im Abitur zuge-
lassen und 1993 Polnisch. Das hatte man also
langst machen koénnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Warum passiert jetzt etwas, warum kommt jetzt
dieser Antrag?

Hinzu kommt, dass der Europarat bereits 2001
einen "Gemeinsamen Europaischen Referenzrah-
men fir Sprachen" beschlossen und darin gefor-
dert hat, dass alle Jugendlichen mindestens drei
Sprachen lernen sollen. Und nun kommt Herr Aba-
ci und sagt, in Hamburg sehe das alles ganz gut
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aus, es wurden circa 2500 Schilerinnen und Schu-
ler in ihrer Herkunftssprache unterrichtet. Ich
mochte darauf hinweisen, dass wir 187 000 Schu-
lerinnen und Schiler haben. Gerade einmal
1,4 Prozent der Schilerschaft, ich habe es mit dem
Taschenrechner ausgerechnet, wird mehrsprachig
ausgebildet und in der Muttersprache unterrichtet.
Das ist wenig, das ist sehr wenig, das ist zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRUNE)

Schauen wir uns einmal an, welche migrantische
Bevolkerung wir in Hamburg haben. Die allergré3-
te Gruppe ist die tirkischstammige. Wenn Sie mit
diesem Antrag kommen und im gleichen Zuge den
Ausbildungsgang Turkisch streichen — Frau von
Berg hat es eben schon angedeutet, wenn wir das
wollen, mussen wir naturlich auch die ausgebilde-
ten Lehrkrafte dafir haben — und sagen, wer Tr-
kisch unterrichten wolle, kobnne doch in Duisburg
auf die Uni gehen, sich dort zum Tirkischlehrer
ausbilden lassen und dann zuriick nach Hamburg
kommen, dann frage ich mich, was das denn fur
ein Geschenk ist.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Jetzt zu diesen drei Punkten. Wir werden sie alle
ablehnen. Im ersten Punkt fordern Sie vorrangig
Wahlpflichtfacher. Das ist entschieden zu wenig.
Zweitens wollen Sie prifen, inwieweit eine Auswei-
tung der Angebote zum Unterricht in der Herkunfts-
sprache mdglich ist. Die Fragestellung ist falsch.
Die Frage ist nicht, inwieweit, sondern es muss
ausgeweitet werden. Beim dritten Punkt, zu prifen,
wie die Anzahl der Schilerinnen und Schiler ge-
steigert werden kann, ist es genauso. Auch da ist
die Fragestellung falsch. Das muss gefordert wer-
den, und der Senat muss aufgefordert werden, das
sofort zu tun.

Insgesamt kommt es uns so vor, als sei das nicht
ein Geschenk, sondern eher ein Wahlgeschenk,
ein Versprechen, das nicht erfiillt werden muss. In
der Drucksache ist noch nicht einmal ein Datum,
das ist offen gelassen. Sie kénnen sich den gan-
zen Wahlkampf Zeit lassen. Wir haben also, was
wir schon einmal hatten, ein Wahlversprechen. Alle
Schulen sollen Palaste werden, es soll eine Ausbil-
dungsgarantie geben — immer der gleiche Kram,
immer kurz vor den Wahlen. Wir fiirchten, dass es
wieder nichts wird. Wir fordern: keine leeren Ver-
sprechungen, es muss gehandelt werden. An den
Schulen und in der Ausbildung der Lehrerinnen
und Lehrer muss etwas getan werden und das so-
fort, und zwar vor dem Wahlkampf.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Senator Rabe.

Senator Ties Rabe: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Bei jeder Ein-
schulung befragen wir die Schilerinnen und Schi-
ler und ihre Eltern, welche Sprache zu Hause ge-
sprochen wird. Das ist eine rein freiwillige Angabe,
aber sie lasst tief blicken und zeigt, dass sich un-
sere Schulen auf Vielfalt einstellen missen. 114
verschiedene Sprachen, so geben die Eltern an,
werden bei den Schulkindern zu Hause gespro-
chen. Und das ist eben nicht Altgriechisch und La-
tein oder ein paar andere Sprachen, sondern das
sind sehr, sehr viele Sprachen. Es gilt, diese Spra-
chen nicht als Risiko zu begreifen, sondern als
Schatz zu entdecken. Lange Zeit haben wir be-
firchtet, dass die Forderung dieser Sprachen es
den Schulkindern nicht ermdglichen wirde, dem
Unterricht zu folgen. Inzwischen haben wir diese
skeptische Herangehensweise hinter uns gelas-
sen, denn wir haben erlebt, dass viele, deren Fa-
milien eine andere als die deutsche Sprache mit in
unsere Stadt gebracht haben, ihr Leben hier er-
folgreich gestalten; einige von ihnen sind unter uns
in der Birgerschaft. Deshalb ist es richtig, Mehr-
sprachigkeit nicht nur als Problem zu sehen, son-
dern als Chance anzugehen und entsprechend zu
fordern. Bei aller Kritik und Aufregung hatte ich
eben den Eindruck, dass sich zumindest in diesem
Punkt alle im Haus einig sind.

Die Frage ist, wie man die Mehrsprachigkeit for-
dern kann. Wir haben eine ganze Reihe von Mal}-
nahmen angefuhrt, an deren Anfang aber steht,
dass Schule, Lehrerinnen, Lehrer und Eltern Mehr-
sprachigkeit grundsatzlich als Chance begreifen
und nicht als Risiko. Wenn diese Haltung da ist,
dann geht es darum, sie in entsprechende Mal}-
nahmen zu Uberfihren. Diese Malinahmen sind
genannt worden. Ein Beispiel ist der herkunfts-
sprachliche Unterricht, der bei uns auf der Basis ei-
nes Bildungsplans von ausgebildeten Lehrkraften
erteilt wird. Er umfasst in der Regel drei Stunden in
der Woche; angeboten werden beispielsweise Kur-
se in Turkisch, Albanisch, Arabisch, Bosnisch und
vielen anderen Sprachen. Dariiber hinaus gibt es
28 weitere herkunftssprachliche Kurse, die durch
Honorarlehrkrafte als zusatzliches Angebot an ein-
zelnen Schulen erteilt werden. Ich erinnere auch
daran — Frau von Berg hat da durchaus recht —,
dass wir eine lange Tradition der Kooperation mit
Partnerlandern wie zum Beispiel Italien, Portugal,
Spanien oder auch der Tirkei haben und an eini-
gen Grundschulen oder weiterfuhrenden Schulen
sogar bilinguale Zige etabliert sind, an denen
Schilerinnen und Schiler auch andere Schulfa-
cher in Sprachen wie beispielsweise Spanisch
oder Portugiesisch lernen.

(Beifall bei der SPD)

Diese vielen MaBRnahmen haben ihren Héhepunkt
sicherlich in der wichtigsten MalRnahme, namlich
im Bereich des friiheren Fremdsprachenunterrichts
— wir sprechen heute vom Unterricht in anderen
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Sprachen, weil das Wort fremd auf das Hamburger
Schulsystem nicht mehr zutrifft. Ein Vorteil dieses
wichtigen Unterrichts ist, dass er Teil des Pflichtun-
terrichts ist, fur die Schilerinnen und Schiler also
kein zusatzlicher Unterricht erteilt wird, sondern er
Teil des Regelunterrichts ist. Dadurch ist es auch
moglich, dass in diesem Fach ein Schulabschluss
gemacht werden kann. Das gibt es in Hamburg
schon lange, zum Beispiel in Bezug auf Turkisch,
Russisch oder Polnisch — auch im Abitur, wir ha-
ben es gerade beim Zentralabitur wieder gesehen.
Aber ich sage Ihnen ehrlich, dass das nicht alle
114 Sprachen betrifft. Deswegen ist mir nicht ganz
klar, warum Sie sich so vehement dagegen weh-
ren, dieses Angebot auszubauen und weitere
Sprachen einzubeziehen, die zurzeit eben nicht zu
diesem Angebot zahlen. Ich nenne beispielsweise
Arabisch oder Farsi, die sehr wohl von vielen
Schulkindern gesprochen werden und die es ver-
dient haben, in diesen Katalog mit aufgenommen
zu werden. Genau daftr, meine Damen und Her-
ren, werben wir mit diesem Antrag. Ich bitte Sie,
sich in diesem Zusammenhang nicht an solchen
Petitessen festzuhalten wie "Da steht kein Datum”
oder "Das ist nur ein Prifauftrag”. Ich glaube, wir
sind alle zusammen lange genug im Parlament,
um zu wissen, dass man seine Zustimmung bei
solch wichtigen Entscheidungen nicht an solchen
Fragen scheitern lasst und der Senat in der Regel
ohnehin zur Prifung aufgefordert wird. Ich bitte
Sie, auch als Zeichen an eine Stadt mit vielen
Sprachen, eine Stadt, in der Kinder Chancen brau-
chen, den Kindern diese Chancen nicht zu verweh-
ren und unserem Antrag zuzustimmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Heyenn, Sie haben
das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Senator, liebe
SPD-Fraktion! Es braucht diesen Antrag nicht, Sie
kénnen es einfach machen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Dann kommen wir jetzt
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/12834 an den Schulausschuss zu? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Die Fraktion DIE
LINKE moéchte Ziffer 1 separat abstimmen lassen.

Wer mdchte also zunachst Ziffer 1 des SPD-An-
trags folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist Ziffer 1 so beschlossen.

Wer mochte die Ziffern 2 und 3 annehmen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann sind auch die Ziffern 2 und 3 und damit der
Antrag insgesamt so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 9, Drucksache 20/12811,
Senatsmitteilung: Masterplan Ladeinfrastruktur und
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der
Birgerschaft vom 11. Dezember 2013 "An Erfolge
anknuipfen und Elektromobilitat weiterentwickeln".

[Senatsmitteilung:

Masterplan Ladeinfrastruktur und Stellungnah-
me des Senats zu dem Ersuchen der Biirger-
schaft vom 11. Dezember 2013 "An Erfolge an-
kniipfen und Elektromobilitit weiterentwickeln"
(Drucksache 20/10267)

— Drs 20/12811 -]

Die Fraktionen sind Gibereingekommen, dass hier-
zu keine Debatte stattfindet.

Ich stelle fest, dass wir die Drucksache zur Kennt-
nis genommen haben.

Punkt 22, Drucksache 20/12840, Antrag der CDU-
Fraktion: Die Alster ist fir alle da — keine Ausgren-
zung von Menschen, die nicht Fahrrad fahren kén-
nen oder wollen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Die Alster ist fiir alle da — keine Ausgrenzung
von Menschen, die nicht Fahrrad fahren kon-
nen oder wollen

— Drs 20/12840 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Verkehrsausschuss lUberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Hesse.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Frau Prasidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Die Alster
ist fur alle da.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Ich freue mich, dass ich fur diesen Satz auch Ap-
plaus von der SPD-Fraktion bekommen habe,
denn lhre Politik scheint genau das Gegenteil er-
reichen zu wollen. Sie wollen Menschen davon ab-
halten, die Alster zu erreichen. Deswegen haben
wir diesen Antrag eingebracht, und deswegen
missen wir heute Ihre Verkehrspolitik etwas ge-
nauer in Augenschein nehmen.

(Beifall bei der CDU)

Der Senat beabsichtigt, einige Stral’en um die Au-
Renalster als Fahrradstralen umzuwidmen.
Grundsatzlich finden wir es richtig, dass Fahrrad-
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politik gemacht wird. Grundsatzlich finden wir es
richtig, dass Fahrradwege um die Alster verbessert
und ausgebaut werden. Aber so, wie Sie es planen
— Fahrradstralen durchzusetzen und damit Men-
schen auszugrenzen, die diese Stral’en nicht mit
dem Fahrrad befahren wollen —, ist es falsch.

(Arno Miinster SPD: Das stimmt doch gar
nicht! Sie wissen ja nicht einmal, was eine
FahrradstralRe ist!)

Das diskriminiert alle anderen Verkehrsteilnehmer,
die sich nicht mit dem Fahrrad bewegen.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie ha-
ben bisher noch nicht einmal Gberprift, wie viele
Fahrradfahrer zu welcher Jahreszeit tatsachlich um
die Alster fahren. Was soll eine Fahrradstralle am
Harvestehuder Weg, wenn dort im Winter kaum
Verkehr durch Fahrradfahrer zu erwarten ist? Was
bringt das? Das konnte mir noch keiner erklaren,
und ich denke, dass Sie erst einmal lhre Hausauf-
gaben machen mussten, bevor Sie so eine wichti-
ge Stralle — eine Stralle, die durch den Wegzug
des Generalkonsulats eine neue verkehrliche
Funktion erreichen konnte — fir die Autofahrer
sperren. Das ist der falsche Weg. Machen Sie erst
einmal lhre Hausaufgaben. Schauen Sie erst, wie
die Verkehre sind. Erstellen Sie ein Verkehrskon-
zept fur diesen sensiblen Bereich um die Alster,
bevor Sie eine Fahrradstral3e einrichten.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind Uberzeugt, dass wir mit der Auf3enalster
und der Innenalster

(Dr. Andreas Dressel SPD: Binnenalster,
nicht Innenalster!)

sehr sensible verkehrliche Bereiche in unserer
Stadt haben, die es verdienen, dass sie, auch von
den Verkehrsfihrungen her, einmal im Verkehrs-
ausschuss besprochen werden, lieber Kollege
Dressel. Das machen Sie aber nicht. Wir haben es
gerade in der letzten Ausschusssitzung wieder ge-
sehen: Wir haben kaum Antrage im Verkehrsaus-
schuss zu debattieren, weil Sie keine Antrage
Uberweisen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Uberlegt euch
mal, warum! Du bist Teil des Problems und
nicht die Losung!)

Das ware ein Antrag, Uber den man sich wirklich
einmal im Verkehrsausschuss unterhalten konnte,
dariber, mit welchen MaRnahmen man dort ver-
kehrlich etwas erreichen kann. Aber ich glaube,
auch dieses Mal werden Sie unseren Antrag in |h-
rer Arroganz einfach ablehnen und etwas gegen
den Willen der Menschen vor Ort machen, ohne
darauf zu achten, was vernlnftig wére. Das halten
wir fUr falsch.

(Beifall bei der CDU)

Sie lernen nicht aus der Vergangenheit — Stichwort
Busbeschleunigungsprogramm —, dass man die
Menschen, die Gewerbetreibenden vor Ort mitneh-
men muss, wenn man solch umfangreiche Planun-
gen durchfihrt.

(Dr. Martin Schéfer SPD: Wie viele Gewer-
betreibende gibt es am Harvestehuder
Weg?)

lhre Politik ist nicht nur autofahrerverachtend, Sie
diskriminieren damit eigentlich alle Verkehrsteil-
nehmer, und das ist falsch.

(Beifall bei der CDU)

Was spricht denn dagegen — der Kollege Steffen
hat heute eine Pressemitteilung zu dem Thema
herausgegeben —, sich die Fahrradwege in diesem
Bereich einfach einmal anzuschauen und gegebe-
nenfalls zu sagen, dass wir sie breiter machen?
Platz genug ist doch da.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Hesse, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Sudmann?

Klaus-Peter Hesse CDU: Immer.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Vielen Dank, Herr Hesse. — Ich habe mir gerade
versucht vorzustellen, wo die Gewerbetreibenden
im Harvestehuder Weg sind. Kénnen Sie mal ein
paar nennen, bitte?

Klaus-Peter Hesse CDU (fortfahrend): Liebe Kol-
legin Sudmann, der Harvestehuder Weg hat, ins-
besondere wenn das Generalkonsulat wegzieht,
eine sehr, sehr groRe verkehrliche Erschlielungs-
funktion, die auch fir Gewerbetreibende eine
groRe Bedeutung hat. Wenn wir den Harvestehu-
der Weg als Fahrradstralie ausbilden, hat das Aus-
wirkungen auf das Gewerbe im gesamten Umfeld
von Harvestehude.

(Beifall bei der CDU)

Insofern ist das eine Entscheidung, die man vor
Ort mit allen Gewerbetreibenden, die dort fahren
wollen, besprechen muss.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Dann missten
Sie ja gegen jede Fahrradstralle sein!)

Ignorieren Sie nicht weiterhin die Winsche und In-
teressen der Menschen vor Ort. Machen Sie keine
Symbolpolitik auf deren Kosten. Was Sie abliefern,
ist Ideologiepolitik, ein Riickfall in die Achtzigerjah-
re.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Den machen
doch Sie gerade!)
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(Klaus-Peter Hesse)

Ich finde es schlimm, Herr Senator Horch, dass Sie
als ehemaliger Prases der Handelskammer zum
Abschluss dieser Legislaturperiode noch zu einem
Senator werden, der Strafen fir den Autoverkehr
sperren will. Damit habe ich wirklich nicht gerech-
net. Das ist ein Armutszeugnis. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Herr Pochnicht von der SPD-Fraktion.

Lars Pochnicht SPD: Herr Hesse war wieder an
Sachlichkeit nicht zu tUberbieten.

Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der vorliegende Antrag der CDU zeigt
einmal mehr, dass die CDU nicht gewillt ist, das
Fahrrad als modernes Verkehrsmittel in der Grof3-
stadt anzuerkennen.

(Beifall bei der SPD)

Und das selbst dort nicht, wo das Fahrrad schon
heute das vorherrschende Verkehrsmittel an der
Alster ist.

(Dietrich Wersich CDU: So ein Quatsch!)

Die Plane des Senats, links und rechts der Alster
Fahrradachsen einzurichten, die den Radverkehr
konzentrieren und fordern, sind richtig und wichtig
fur eine Stadt wie Hamburg. Die Situation um die
AuBenalster ist fur alle Verkehrsteilnehmer unbe-
friedigend. Konflikte zwischen Radfahrern, Auto-
fahrern und Fulgangern sind an der Tagesord-
nung. Durch die geplanten Fahrradachsen werden
die heutige Flachenaufteilung und die Qualitat der
Wege rund um die Alster verbessert, Konflikte zwi-
schen Verkehrsteilnehmern abgebaut und die Ver-
kehrsfiihrung insgesamt optimiert.

Zu Punkt 1 des vorliegenden Antrags: Die von |h-
nen geforderten Nutzerzahlen, liebe CDU, liegen
fur diese Bereiche bereits vor. Sie sind in der Pres-
sekonferenz am 10. Juli, auf der die Fahrradach-
sen vorgestellt worden sind, prasentiert worden.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Stemmann?

Lars Pochnicht SPD (fortfahrend): Nein, heute
nicht.

(Dietrich Wersich CDU: Aber Sie wissen,
dass auch bei uns Leute Rad fahren, oder?)

— Ja, aber viele offensichtlich nicht.

Bei jenen Strallenziigen, die nun als Fahrradstra-
Ren umgewidmet werden sollen, liegt der Anteil
der Radfahrenden am Verkehrsaufkommen Uber
dem der Autofahrer, auf der StralRe Bellevue etwas

darunter. Auf dem kleinen Abschnitt der Krugkop-
pelbricke ist der Kfz-Verkehr noch doppelt so hoch
wie der Radverkehr, auf dem Abschnitt An der
Alster deutlich darUber. Auf diesen Abschnitten
kommt eine Fahrradstralle nach heutigen Ge-
sichtspunkten nicht in Betracht. Hier muss nach
anderen Losungen gesucht werden.

(Beifall bei der SPD)

Die Strecken rund um die Alster werden von Rad-
fahrenden nicht nur in der Freizeit genutzt; fir Gber
drei Viertel der Fahrradfahrenden in diesem Be-
reich sind sie der Weg zur Arbeit beziehungsweise
zur Ausbildungsstatte. Das Fahrrad stellt in diesem
Bereich unserer Stadt bereits heute eine echte Al-
ternative zu Auto, Bus und Bahn dar. Dieser Tatsa-
che missen wir Rechnung tragen. Die Tendenz
geht eindeutig in Richtung mehr Radverkehr.

Die SPD-Fraktion hatte bereits im April 2013 bean-
tragt, Verkehrszahlungen auf Straflen vorzuneh-
men, die als Fahrradstral3en infrage kommen. Die
Ergebnisse fur die Stral’en rund um die Alster wur-
den, wie eben schon gesagt, vom Senat im Juli an-
Iasslich der Prasentation des Konzepts der Fahr-
radachsen vorgestellt. Dieses Konzept des Senats
ist differenziert und ausgewogen. So sollen eben
nicht nur rund um die Alster Fahrradstral3en einge-
richtet, sondern auf dem Abschnitt um die Alster
nach individuellen Ldsungen gesucht werden. Die
so entstehenden Fahrradachsen schaffen gute
Radwegeverbindungen um die Alster und bedeu-
ten eine klarere Flachenaufteilung, die allen Ver-
kehrsteilnehmern zugutekommt.

(Beifall bei der SPD)

Als Fahrradstrallen ausgewiesen werden sollen
die Stralen Bellevue, Fahrhausstralle, Schéne
Aussicht, Eduard-Rhein-Ufer, Alsterufer und Har-
vestehuder Weg. Es ist richtig, in diesen Stralien-
zugen werden Autos dann tatséchlich nur die Aus-
nahme sein. Richtig ist aber auch, dass die raumli-
chen Verhaltnisse auf diesen Stralten keinen at-
traktiven Ausbau der Radwege oder das Anlegen
von Radfahrstreifen maoglich machen, ohne den
Fulverkehr oder die Griinanlagen zu beeintrachti-
gen oder Baume zu fallen. Will man in diesen Be-
reichen eine Verbesserung fir den Radverkehr er-
reichen, so drangt sich die Fahrradstral3e auf.

Ihr zweites Anliegen, zunachst das verkehrliche
Potenzial des Harvestehuder Wegs nach einem
moglichen Wegzug des US-Generalkonsulats zu
prufen, ist alles andere als zielfliihrend und schiebt
eine Lésung nur in die Zukunft. Bereits heute wird
der Streckenverlauf des Harvestehuder Wegs weit
Uberwiegend von Anliegern und Radfahrenden ge-
nutzt.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Kein Wunder, weil
er gesperrt ist!)



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 94. Sitzung am 10. September 2014 7065

(Lars Pochnicht)

Das ist Fakt. Die Stralde hat keine wichtige Funkti-
on mehr fiir den Autoverkehr.

(Beifall bei der SPD)

Von daher ist es sinnvoll und richtig, den Radver-
kehr auf dieser Stralle zu konzentrieren und den
Autoverkehr auf den anderen Hauptverkehrsstra-
Ren zu bindeln. Diese raumliche Trennung liegt
sowohl im Interesse der Radfahrenden als auch
der Autofahrer.

Auf den dbrigen Abschnitten um die Alster wird es
andere LOsungen geben, die gewahrleisten, dass
FuRganger und Radfahrer jeweils mehr Platz er-
halten. Dort wird der Charakter mit Bdumen und
Grinflachen erhalten und der Autoverkehr auch
weiterhin moglich bleiben. Insgesamt wird der
Stadtraum Aufenalster, einer der wichtigsten und
schonsten Raume in Hamburg, von dieser Mal3-
nahme stark profitieren. Das ist ein wichtiger
Aspekt flr das Image Hamburgs. Davon profitieren
Erholungsuchende, FuRganger, Laufer und Touris-
ten.

Naturlich werfen solche Veranderungen in der Ver-
kehrsfihrung Fragen auf. Wenn eingefahrene We-
ge geandert werden, bedarf es der Information und
Kommunikation.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Hesse?

Lars Pochnicht SPD (fortfahrend): Nein, Herr
Hesse kann sich gleich noch einmal melden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Er muss es bitte
nicht!)

Aus diesem Grund wurde gestern Nachmittag am
Harvestehuder Weg ein Informationscontainer auf-
gestellt, der taglich mehrere Stunden gedffnet hat.
Dort kénnen sich die Anlieger und andere Interes-
sierte informieren und eigene Vorschlage einbrin-
gen. Im Interesse der kurzen Wege wandert dieser
Container an verschiedene Standorte. Das ist der
richtige Weg, um eine moglichst breite Akzeptanz
fur die FahrradstraRen rund um die Alster zu errei-
chen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Geh doch mal in
den Container, Klaus-Peter!)

Zu den Erorterungen, die Sie angesprochen ha-
ben: In den politischen Gremien wird es eine Vor-
stellung im zustandigen Ausschuss der Bezirksver-
sammlung geben. Dort kénnen auch Birger hin-
kommen, ihre Fragen stellen und sich im Rahmen
der Fragestunde an der Diskussion Uber die Fahr-
radstralRen beteiligen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Der CDU geht das Kon-
zept der Alsterfahrradachsen offensichtlich zu weit.
Sie zeigt sich als Bedenkentrager und will die not-
wendige Entwicklung an dieser Stelle, insbesonde-
re am Harvestehuder Weg, offensichtlich bremsen.
Wir dagegen suchen den besten Weg fur Ver-
kehrsraum und Grinflachen und schaffen die best-
mdgliche Flachenaufteilung in Hamburg fiir diesen
Bereich. Wir schaffen eine Alster, die fir alle da
ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Ca_rola Veit: Jetzt erhalt Herr Dr. Stef-
fen von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Dr. Till Steffen GRUNE: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir erleben eine Schlacht mit Wattebauschen. Die
SPD tut so, als wirde sie etwas fiur den Radver-
kehr machen, und die CDU tut so, als wirde sie
sich fir die verfolgte Minderheit der Autofahrerin-
nen und Autofahrer in der Stadt einsetzen,

(Klaus-Peter Hesse CDU: Behinderte! Fami-
lien!)

aber bei genauerem Hinsehen ist bei beiden nichts
dahinter.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir haben diesen windelweichen Vorsto der SPD,
der von einem GRUNEN Vorschlag aus dem Jahr
2011 abgekupfert ist. Wir wollten einen Alsterrund-
kurs und gute Fahrradbedingungen rund um die
Alster schaffen. Jetzt hat die SPD in diesem Jahr
entdeckt, dass sie zwei Routen rechts und links
der Alster machen mochte, die sich nordlich kreu-
zen — das soll ein bisschen verbramen, dass es
genau das Gleiche ist —, aber da, wo es ernst wird,
heil3t es: individuelle Losungen, schauen wir mal.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Steffen, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Hesse?

Dr. Till Steffen GRUNE: Ja.

Zwischenfrage von Klaus-Peter Hesse CDU:*
Lieber Kollege Steffen, stimmen Sie mir zu, dass
die SPD mit dieser MaRnahme insbesondere auch
Familien, Behinderte und andere diskriminiert, die
mit dem Auto die Alster erleben wollen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und die Agro-
Jogger!)

dass also Autofahrer nicht nur diejenigen sind, die
auch woanders langfahren kénnten, sondern auch
andere Leute?
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Dr. Till Steffen GRUNE (fortfahrend): Nein.

Hier wird ein Vorschlag der SPD vorgelegt, der
sich auf das Symbolische beschrankt, das Aufhan-
gen von Schildern "FahrradstraRe”. Wenn man
zum Beispiel die Schone Aussicht entlang fahrt,
dann sind das Einzige, was da den Radverkehr
stort, die Doppeldeckerbusse — die fahren so lang-
sam —, und die sollen dort weiterhin fahren.

Jetzt kommt die CDU mit einem Antrag, der nicht
einmal sagt, was Sie wollen. Sie fordern, ein
bisschen zu zahlen und ein bisschen zu prifen,
was man vielleicht tun kénnte. Sagen Sie doch we-
nigstens, was Sie wollen. Sagen Sie, dass Sie das
Konzept ablehnen, das ware ehrlich. Aber so et-
was zur Debatte anzumelden, das ist tatsachlich
ziemlich windelweich.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Von der FDP-Fraktion
erhalt das Wort Herr Dr. Schinnenburg.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wollen Sie auch
in den Container?)

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Pochnicht, dreieinhalb Jahre haben Sie sich um
die Fahrradfahrer Gberhaupt nicht gekimmert, nun
haben Sie sie entdeckt. Aber, Herr Pochnicht — Sie
sind ein bisschen jlinger, ich als Alterer darf Ihnen
das sagen —, spate Lieben gehen meistens schief.
So wird es Ihnen auch mit den Fahrradfahrern er-
gehen.

(Jan Quast SPD: Was ist denn bei Ihnen
passiert, Dr. Schinnenburg? — Heike Sud-
mann DIE LINKE: Wie alt sind Sie?)

Erst haben Sie den nun begehrten Partner jahre-
lang verschmaht, jetzt wollen Sie ihn mit einer po-
lierten und glacierten Rose flur sich gewinnen. Das
wird so nichts, das wird nicht funktionieren.

(Heiterkeit bei der LINKEN)

Da ist im Laufe der Jahre einfach ein zu groles
Misstrauen auf der anderen Seite entstanden. Das
Einzige, was lhnen an der Stelle helfen konnte,
ware ruckhaltlose Offenheit und Ehrlichkeit, und
genau das fehlt bei Ihren derzeitigen Bemuhun-
gen, die Radfahrer anzubaggern. Sie sind, was die
Alster betrifft, eben nicht offen und ehrlich. Den
entscheidenden Bereich erwahnen Sie nicht. Der
Harvestehuder Weg ist ein Problem, Herr Hesse
hat es genannt. Aber das entscheidende Problem
fir lhre Beziehung zu den Fahrradfahrern an der
Alster ist der Bereich zwischen Hohenfelder
Briicke und Kennedybriicke. Da missen Sie lhrem
kiinftigen Partner ehrlich und offen gegenibertre-
ten und sagen, was Sie wirklich wollen, was Sie
anzubieten haben. Ich sage I|hnen, das wird
schwierig. Wollen Sie etwa Fahrstreifen in Radwe-

ge umwandeln? Wollen Sie auf die bereits jetzt
hoch belasteten StralBen noch mehr Staus brin-
gen? Wollen Sie Grin einschlieRlich Bdumen be-
seitigen, um Platz fir lhre neue Geliebte zu schaf-
fen? Wollen Sie FuRwege beseitigen, um auf diese
Weise Platz zu schaffen, oder wollen Sie vielleicht
die Alster teilweise zuschitten? Herr Pochnicht,
wenn Sie so kurz vor der Wahl noch eine Showver-
anstaltung machen, machen Sie sie wenigstens
besser. Wir stimmen dem Antrag der CDU zu. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Sudmann
das Wort von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Herr Hesse, es hat
richtig Spal® gemacht zu sehen, wie Sie versucht
haben, einen Spagat zu machen: auf der einen
Seite den Autofahrern versprechen, sie kdnnten
Uberall hinfahren bis ans Wasser heran, und auf
der anderen Seite sagen, dass Sie eigentlich auch
fir Radverkehr seien.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Das geht, Frau
Sudmann!)

Sie sagten, grundsatzlich finden wir Fahrradstra-
Ren richtig. Bei dem Spagat sind Sie voll auf die
Nase gefallen, weil Sie beiden Seiten nichts geben
wollen und ihnen nur etwas versprechen, was es
nicht gibt.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Herr Hesse, Sie haben bei der Nachfrage, welche
Gewerbetreibenden denn beeintrachtigt wirden,
sehr deutlich gezeigt, wie gut Sie informiert sind.
So wie Sie argumentiert haben, kann die CDU ei-
gentlich keiner einzigen Fahrradstralle in Hamburg
zustimmen, weil demnach Uberall Gewerbetreiben-
de in ganz Hamburg beeintrachtigt werden. lhr An-
trag ist es nicht wert, Gberwiesen zu werden. Nor-
malerweise stimmen wir vielen Uberweisungsbe-
gehren zu, aber das, was Sie hier aufschreiben, ist
weder Fisch noch Fleisch.

In einem Punkt — meine letzten beiden Vorredner
haben das schon deutlich ausgefiihrt — ist aber
auch die SPD nicht Fisch und nicht Fleisch, son-
dern ... Na, das sage ich lieber nicht.

(Finn-Ole Ritter FDP: Vegan!)

Das grofite Problem haben wir immer noch an der
StralRe An der Alster; das haben Herr Steffen und
Herr Schinnenburg schon gesagt. Das ist wirklich
eine Fahrradautobahn. Ich fahre diese Strecke tag-
lich, und es ist eigentlich gar nicht mehr maglich,
da sicher zu fahren. Sie werden sich Uberlegen
mussen, wie das zu lésen ist. Herr Pochnicht, dann
zu sagen, da machen wir individuelle Lésungen,
und ansonsten haben Sie tolle Konzepte, das ist
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(Heike Sudmann)

viel zu wenig. Insofern: CDU ablehnen, SPD nach-
sitzen, dann sehen wir weiter.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen, kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache an
den Verkehrsausschuss zu? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte dem CDU-Antrag seine Zustimmung
geben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 3d, Drucksache 20/12018,
GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion: Bilanz "Rah-
menprogramm Integrierte  Stadtteilentwicklung"”
2010 — 2014.

[GroBe Anfrage der GRUNEN Fraktion:

Bilanz "Rahmenprogramm Integrierte Stadtteil-
entwicklung” (RISE) 2010 — 2014

— Drs 20/12018 -]

Die GRUNE Fraktion moéchte diese Drucksache
gerne an den Stadtentwicklungsausschuss uber-
weisen.

Das Wort wird gewunscht von Herrn Duge von der
GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Das Rahmenprogramm Integrier-
te Stadtteilentwicklung, 2009 von der schwarz-gru-
nen Koalition auf den Weg gebracht, hat Uber
Hamburg hinaus Aufmerksamkeit und auch Aner-
kennung erlangt. Wir begriiRen, dass der Senat
sich in der Antwort auf unsere Grof3e Anfrage dazu
bekannt hat, dass diese Aufgabe der Stadtentwick-
lung eine bestandige und notwendige MalRhahme
ist, die es fortzuflihren gilt. Das Besondere an die-
sem Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilent-
wicklung ist, dass zuvor zersplitterte Programme
zusammengefasst worden sind und dass Fachbe-
horden in festgelegten Quartieren mit Birgerbetei-
ligung zusammengearbeitet und dort Projekte ent-
wickelt haben, die in diesen foérderungswurdigen
Gebieten zu einer besseren Situation gefuhrt ha-
ben.

Zugegebenermallen hat es zu Anfang Kinder-
krankheiten gegeben. Wir waren in der Planungs-
phase, und die Mittel, die bereitstanden, wurden
nicht vollstandig oder nur in Teilen abgerufen, aber
das hat sich glucklicherweise geandert. Die Ver-
fahren sind inzwischen vereinfacht worden, aber

das Fundament hat sich bewahrt und scheint nun
auch in vollem Umfang zu laufen. Jetzt kommt hin-
zu, dass die Bundesregierung die Mittel der Stad-
tebauférderung erhéht hat — was wir auch begri-
Ren —, und zwar so, dass Hamburg in Zukunft dort
etwa 11 Millionen Euro abrufen kann. Die Bundes-
mittel stehen allerdings nur zur Kofinanzierung zur
Verfligung; das heifdt, ein Drittel der Mittel, die das
Land aufwendet, werden vom Bund entsprechend
zugeschossen. Das bedeutet fir Hamburg, dass
22 Millionen Euro Eigenmittel aufgebracht werden
missten, um dann die 11 Millionen Euro Bundes-
mittel abrufen zu kdénnen. Damit kdnnten wir die
RISE-Programme, die derzeit laufen, nicht ganz
vollstandig, aber weitgehend finanzieren.

Wenn wir uns jetzt einmal anschauen, wie die wei-
tere Planung der Stadt hier aussieht, dann sehen
wir, dass genau das Gegenteil passiert, dass ndm-
lich die Landesmittel von ehemals etwa 20 Millio-
nen Euro im Jahr 2010 auf demnachst 14 Millionen
Euro gekurzt werden. Das wird nicht mehr ausrei-
chen, weder um die angemeldeten Projekte finan-
zieren zu kénnen noch um die Bundesmittel aus
der Stadtebauférderung abrufen zu kénnen. Damit
lasst sich ein Auseinanderdriften der Stadtteile,
das durch diese sozialen Stadtquartiersprogramme
eigentlich gestoppt werden soll, nicht mehr aufhal-
ten. Und ich frage mich, wo denn eigentlich die
Prioritat der SPD als soziale Partei liegt, wenn
nicht gerade in der sozialen Aufgabe, der Spaltung
der Stadtteile, wie wir sie haben, wie sie auch im
Sozialbericht 2014 verdeutlicht worden ist und lei-
der nicht verbessert worden ist gegenlber der Zeit
vorher, entgegenzuwirken. Die RISE-Gebiete wer-
den drastisch reduziert werden, auf bis zu 27 hal-
biert etwa, und die Bezirke werden aufgefordert, ih-
re MalRnahmen und Projekte zu priorisieren. Was
heil’t das? Priorisieren heil’t, dass sie bestimmte
Projekte in den RISE-Gebieten strecken, kiirzen
oder aufgeben missen, und letztlich heif’t es auch,
dass viele der RISE-Gebiete abgewickelt werden.
Nachdem dieses Programm jetzt eigentlich erfolg-
reich angelaufen ist, schlagt der Senat dem RISE-
Programm und damit auch den Bezirken und deren
Handlungsmadglichkeiten den Boden unter den Fu-
Ren weg. Das ist etwas, was wir sozial so nicht
mittragen wollen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Unser Ziel wird es bleiben, die soziale Spaltung
zwischen den Quartieren weiter abzubauen. Die
Prioritdten liegen hier einfach verkehrt: Im Woh-
nungsbau wird weitergemacht, die Busbeschleuni-
gung lauft, es werden Verkehrsinseln gebaut, und
ich frage mich, wo da eigentlich die soziale Verant-
wortung bleibt. Die Senatorin zahlt die Wohnein-
heiten, sie sucht die Grundstiicke, aber sie kim-
mert sich nicht um die soziale Entwicklung der
Stadtteile, sondern vernachlassigt diese, indem die
Mittel in diesem Bereich weiter geklrzt werden. So
geht es nicht.
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(Beifall bei den GRUNEN)

Und es gibt mit Sicherheit Gebiete und Stadltteile in
Hamburg, die es dringend nétig haben, in solche
Entwicklungsprogramme aufgenommen zu wer-
den. Ich denke beispielsweise an Kirchdorf-Sid,
ich kénnte mir eine Entwicklung des Ortsteilzen-
trums in Jenfeld vorstellen, wo eine Spielhdlle nach
der anderen entsteht, aber eigentlich das, was die
geschaftliche Attraktivitdt eines Zentrums aus-
macht, mehr und mehr verloren geht. Der Senat
lauft zudem Gefahr, jetzt nicht mehr die Stadtebau-
mittel abrufen zu kénnen und diese verfallen zu
lassen. Wenn es jetzt so sein sollte, dass aus an-
deren Fachbehorden Mittel abgerufen werden,
bleibt erstens die Frage, ob diese eigentlich forde-
rungswirdig sind, und zweitens, wie transparent
das ist. Es ist Gberhaupt nicht mehr durchschau-
bar, woher welche Mittel kommen, ob aus der
Schulbehorde oder der Verkehrsbehorde, und
nicht jede einzelne MalRnahme, eine Stral’ensanie-
rung oder Ahnliches, wird férderungswiirdig sein.

Das fihrt eigentlich genau zu dem, was wir vorher
hatten, namlich zu einer sehr unkoordinierten Si-
tuation. Jede Behdrde hat ihre eigenen Prioritaten,
und es wird fir die Bezirke zu einem Bettellauf, um
die Mittel fir ihre Projekte in den jeweiligen RISE-
Gebieten von den einzelnen Fachbehdrden zu er-
halten. Deswegen lehnen wir einen solchen Um-
gang ab. Er ist intransparent, das Parlament erhalt
keinen Einblick mehr in die Mittel, die Uberhaupt
noch zur Verflgung stehen, und wir wollen, dass
die Mittel auch so eingesetzt werden, dass die Pro-
jekte fortlaufend weiter finanziert werden kénnen.
Es ist doch wichtig, dass wir gerade die sozialen
Differenzen in der Stadt, die sich aus einer Ver-
dichtung ergeben, die zunehmend auch mit dem
Wohnungsbau zusammenhangt, mit entsprechen-
den férdernden MaRRnahmen fiir die Quartiere aus-
gleichen kdnnen, die ihre Attraktivitdt dadurch er-
hohen, und damit auch der Druck aus den Quartie-
ren herausgenommen wird, die von hohen Miet-
preissteigerungen betroffen sind. Deswegen wir-
den wir uns freuen, wenn das Uberwiesen wirde,
damit wir das weiter diskutieren kénnen. Ich fande
es schade, sollte sich die SPD einer solchen Dis-
kussion verschlief3en.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun erhalt Herr Kien-
scherf von der SPD-Fraktion das Wort.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Lieber Kollege Duge, wir ver-
schlieflen uns natdrlich nicht einer solchen Diskus-
sion. Wir haben diese Diskussion auch im letzten
Ausschuss lang und ausgiebig gefihrt. Nicht jeder
hat verstanden, worum es ging,

(Jens Kerstan GRUNE: Aber wir schon!)

das hat man jedenfalls den AuRerungen entneh-
men kénnen, aber letztendlich hat es doch eines
deutlich gemacht: Wir als SPD machen endlich
einmal wieder soziale Stadtentwicklungs- und
Wohnungspolitik.

(Beifall bei der SPD — Jens Kerstan GRUNE:
Was? Das ist ja wohl ein Witz!)

Lieber Kollege Duge und lieber Kollege Kerstan,
es ist genau das eingetreten, was Peter Tschent-
scher vorhin gesagt hat.

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist genau der
Punkt, den kann man nicht verstehen!)

Als wir vorhin Uber den Haushalt gesprochen ha-
ben, hat er gesagt, dann wirden die Oppositions-
parteien wieder ankommen und sagen, wir miss-
ten aber starker einsparen und hier und da noch
absenken. Und wenn es dann tatsachlich darum
ginge, dass man irgendwo Absenkungen vorneh-
men musse, dann kdmen die Fachpolitiker wieder
an und sagten, gerade in dem Bereich dirfe man
das nicht. Das passt nicht zusammen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Trotzdem will ich mich bei Kollege Duge bedanken,
weil er etwas Richtiges gesagt hat. Er hat gesagt,
dass das RISE-Programm eigentlich ein gutes Pro-
gramm ist, das Problem dabei aber war, dass die
Struktur nicht stimmte. Das ist richtig. Sie haben
ein Programm aufgelegt, das wunderbar war und
sich auch netzplantechnisch hervorragend Uber
einen ganzen Saal ergoss, das aber kein Mensch
kapiert hat. Damit hatten Sie ein Programm, das
mit vielen Millionen Euro ausgestattet war, die ei-
gentlich fur die Stadtteile gedacht waren, wo der
Bedarf auch bestand, das aber unter anderem in
Ihrem letzten Regierungsjahr 2010 dazu fihrte,
dass 20 Millionen Euro allein in dem Jahr an Res-
ten gebildet worden sind, die nicht den Menschen
in den Stadtteilen zugutekamen. Da haben Sie vol-
lig versagt.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen haben wir entschlackt, entburokratisiert,
die Verfahren vereinfacht und mehr Transparenz
geschaffen, Herr Duge, also ganz in lhrem Sinne.

(Hans-Detlef Roock CDU: N&!)

Das hat dazu gefuhrt, wie wir auch in den Haus-
haltsberatungen noch einmal deutlich gemacht ha-
ben, dass die Mittel starker abgeflossen sind. Wir
haben es geschafft, dass die Mittel endlich dahin
gelangt sind, wo sie hinsollten, in die sozial be-
nachteiligten Stadtteile. Wir haben damit der sozia-
len Spaltung entgegengewirkt, Herr Duge, anders
als Sie.

(Beifall bei der SPD)
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Die Rahmenbedingungen sind lhnen dargestellt
worden. Es sind schwierige Rahmenbedingungen,
und Sie wissen alle, dass wir die Haushalte konso-
lidieren missen. Wir bekennen uns zur Schulden-
bremse, und wir bekennen uns auch zu unseren
Schwerpunkten. Das ist der Wohnungsneubau,
das ist aber auch Bildung in den Kitas und
Schulen, die natirlich gerade dazu gedacht ist, der
sozialen Spaltung entgegenzuwirken, und das ist
das Thema Wissenschaft. Wir missen letztendlich
in einigen Bereichen Mittel absenken, aber wir ma-
chen das so, dass RISE weiterhin funktionieren
wird.

(Dietrich Wersich CDU: An der Qualitat spa-
ren!)

Wir machen das so, dass weiterhin Stadtteile ge-
fordert werden. Deswegen verwundert es mich
schon, Herr Duge, dass Sie sich jetzt hier hinstel-
len und sagen, die erhohten Bundesmittel wiirden
nicht abgerufen werden. Die Senatorin, aber auch
ihr Amtsleiter haben ganz deutlich gemacht, dass
Hamburg alles daflr tun wird, damit die Bundes-
mittel abgerufen werden und die erhdhten Bundes-
mittel den Stadtteilen zugutekommen, und das ist
ein guter Weg.

(Beifall bei der SPD — Jens Kerstan GRUNE:
Dann kénnen Sie es doch reinschreiben!
Warum schreiben Sie es nicht rein?)

Trotzdem ist natirlich die Lage auch in Bezug auf
Absenkungen schwierig, wenn man eine Haus-
haltskonsolidierung anstrebt. Es war richtig und
gut, dass die BSU dies schon vor zwei Jahren an-
gekundigt hat. Herr Kerstan, das missten Sie ei-
gentlich im Haushaltsausschuss mitbekommen ha-
ben, Sie waren letztes Mal auch im Stadtentwick-
lungsausschuss jedenfalls koérperlich anwesend
und missten es dort mitgekriegt haben. Vor zwei
Jahren war allen klar, dass es eine Mittelabsen-
kung geben wird. Dass es schwierig und nicht ein-
fach wird, wussten wir alle. Aber jetzt haben sich
die Bezirke mit der Fachbehérde zusammenge-
setzt und ein Konzept entwickelt, wie es doch még-
lich ist, Bundesmittel abzurufen, aber auch Mittel
aus anderen Ressorts zu aktivieren. Und da ver-
stehe ich Sie ehrlich gesagt nicht, Herr Duge, denn
eigentlich war die Grundidee von RISE immer, Mit-
tel aus anderen Ressorts letztendlich mit einflieBen
zu lassen.

(Jens Kerstan GRUNE: Aber das ist doch
nur ein frommer Wunsch! Es steht doch in
anderen Planen auch nicht drin!)

Wenn Sie die 75 Seiten der Grof3en Anfrage auf-
merksam gelesen haben, Herr Kerstan, dann steht
da auch drin, dass wir diesen integrierten Ansatz
Uber die Ressource und den reinen BSU-Ansatz
hinaus verstarken und dort Mittel fir RISE aktivie-
ren wollen, und auch das ist gut fUr die Stadtteile.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Kerstan?

Dirk Kienscherf SPD: Ja, ich stimme einer Zwi-
schenfrage des Kollegen Kerstan zu.

Zwischenfrage von Jens Kerstan GRUNE:* Vie-
len Dank. — Herr Kienscherf, habe ich das jetzt
richtig verstanden, die fehlenden 20 Millionen
Euro, die Sie bei der BSU nicht in den Haushalt
schreiben und die man braucht, um 11 Millionen
Euro an Bundesmitteln abzurufen, stehen jetzt in
den anderen Einzelplanen, weil es gelungen ist,
die Ressourcen anderer Haushalte zu aktivieren?

Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend): Herr Kerstan,
Sie werden mitbekommen haben, dass im Aus-
schuss gefragt worden ist, ob alle zur Verfligung
stehenden Bundesmittel abgerufen werden. Und
da gab es die klare Aussage, dass sie alle abgeru-
fen werden.

(Dr. Eva Giimbel GRUNE: Machen Sie das
auch oder werden die nur abgerufen?)

Sie werden finanziert durch BSU-Titel — RISE —,
durch andere Titel in anderen Behérden und viel-
leicht das eine oder andere auch durch die Burger-
schaft. Aber die Kernaussage ist, dass die Mittel
abgerufen werden. Auf diese Weise kommen die
entsprechenden Summen zustande, die in die
Stadtteile flielen, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Prozess, und das muss man ehrlicherweise
auch einmal sagen, ist natirlich nicht einfach, aber
wenn ich mir die Koalitionsverhandlungen zwi-
schen SPD und GRUNEN in Wandsbek anschaue,
Herr Duge, dann merke ich — jedenfalls ist mir das
zugetragen worden, aber vielleicht war das auch
falsch —, dass sich auch die griinen und roten Ko-
alitionspartner zusammensetzen und sehr verant-
wortungsvoll mit diesem Thema umgehen und oh-
ne Panikmache, sondern konstruktiv mit Bezirk
und Fachbehdrde zusammenarbeiten wollen. Das
steht jedenfalls so in lhrem Koalitionsvertrag. Den
haben Sie mitbeschlossen, und das ist der richtige
Weg.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Hier geht es um die Bilanz 2010-2014. Es sind viel
mehr MalRnahmen umgesetzt worden, und es ist
viel mehr bei den Stadtteilen angekommen. Wir
machen in dem Bereich eine Konsolidierung und
eine Absenkung, aber dies wird eben nicht dazu
fuhren, dass es einen Kahlschlag gibt. Dies wird
dazu fihren, dass es eine Konzentration gibt und
man andere Mittel akquiriert, und daher begriil3en
wir diesen Weg. Er ist schmerzhaft, aber er flhrt
dazu, dass diese Stadtteile auch weiterhin unter-
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stiitzt werden. Das zeigt, dass wir Sozialdemokra-
ten die Stadtteile weiterhin fordern, und wir gehen
auch mit schwierigen Haushaltslagen verantwor-
tungsvoll um. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat das Wort Herr
Hamann von der CDU-Fraktion.

(Séren Schumacher SPD: Mach es kurz, wir
mussen morgen friih wieder hier sein!)

Jorg Hamann CDU:* Es kurz zu machen, weil wir
morgen eine Sitzung haben, ist immer ein guter
Vorschlag. Kurz hatte vorhin auch schon die Kolle-
gin Suding in der Debatte in der Aktuellen Stunde
angesetzt, um aufzuzahlen, wo diese Senatorin
hier wenig erfolgreich agiert. Ich glaube, das Wort
"versagt" ist mehrfach gefallen, nicht nur bei lhnen,
sondern auch bei anderen. RISE ist da ein ganz
groBes Thema, und ich habe Ihnen vorhin zugeru-
fen, wenn Sie hier schon in der Fiinfminutendebat-
te anfangen wollten, das aufzuzahlen, dann wiir-
den die funf Minuten nicht ausreichen, und da hat-
te ich recht, denn zum Thema RISE sind Sie gar
nicht erst gekommen. Aber RISE ist eines der
wichtigsten Themen, die wir in der Stadt haben.

(Jan Quast SPD: Dafur haben Sie es aber
schlecht angefangen!)

Es wird zugegebenermal3en auch von uns Fachpo-
litikern etwas straflich behandelt, rickt aber jetzt
vollkommen zu Recht in den Fokus, und das nicht
nur vor dem Hintergrund des anstehenden Wahl-
kampfs, sondern auch aufgrund der Misserfolge
dieses Senats gerade in diesem sehr wichtigen
Bereich. Herr Kollege Kienscherf, ich erinnere mich
an die letzte Debatte im Ausschuss, als nachge-
fragt wurde, warum das nicht klappt mit der Umset-
zung und dem Mittelabfluss, und Sie von lhren
neuen Finanzkonstrukten gesprochen haben — alle
sicherlich sehr kreativ und anderen Unternehmen
sonst wirdig, Uber die wir heute auch schon disku-
tiert haben und die von lhrer Seite sonst eher als
Heuschrecken bezeichnet werden —, die Sie jetzt
erstmals dort erarbeiten, also nicht einmal die Be-
horde selbst, sondern andere Behoérden. Das soll
trotzdem alles als RISE gezahlt werden, und der
Bund soll es natirlich finanzieren. Massig Schecks
auf Kosten anderer ausstellen — das ist nun die
neue Strategie oder das neue Haushaltsverhalten,
das hier in der Behorde an den Tag gelegt werden
soll. Als das dann deutlich wurde und die Peinlich-
keit immer weiter zunahm, war alles, was lhrer Sei-
te dazu einfiel, zu sagen, RISE sei so, wie es kon-
struiert wurde, ein Monster.

(Dirk Kienscherf SPD: Damals!)

Es fiel lhnen also nichts anderes ein, als lhr eige-
nes Unvermogen und lhre Erfolglosigkeit damit zu
Ubertlinchen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Warum sind
denn da 20 Millionen Euro nicht abgeflos-
sen?)

dass Sie so einen Buhmann aufbauen und sagen,
das héatte niemand schaffen kénnen mit RISE, das
sei ein Monster. Dass Sie seit 2011 in dieser Stadt
regieren und erst kurz vor Ende lhrer Regierungs-
zeit feststellen, dass das alles nicht lauft und Sie
nach lhrer eigenen Aussage ein Monster geerbt
haben, ist wenig Uberzeugend. Auch in diesem
Punkt versagen lhr Senat und auch die Senatorin.

(Beifall bei der CDU)

Das ist an diesem Punkt besonders Ubel fir die
Stadt. Es ist auch viel schlimmer als die Unan-
nehmlichkeiten und die Peinlichkeiten, die wir heu-
te zum Thema SAGA gehdrt haben, die Entschul-
digungen und was dort alles gelaufen ist. Wir ha-
ben heute auch nur die Ouvertlire gehabt zu dem,
was wir dort wahrscheinlich alles noch herausfin-
den und was wir in der Zwischenzeit gehdrt haben,
denn RISE ist eine wirklich existenzielle Frage fur
die Stadt. Als solche haben wir sie in der letzten
Legislaturperiode auch alle begriffen, aber sie ist
von lhnen nicht als solche weitergefiihrt worden.
Sie haben lhr Wohnungsbauprogramm vor sich
hergetragen und die dortigen Erfolge, was auch
richtig und wichtig ist, dabei aber véllig vergessen,
dass Sie auch RISE haben. Dort hat so gut wie
Uberhaupt nichts funktioniert,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was? Haben Sie
nicht zugehort?)

und ich firchte, Herr Kollege, dass sich innerhalb
dieser Legislaturperiode daran auch nichts mehr
andern wird, weder unter der jetzigen Senatorin
noch unter der Nachfolgerin der jetzigen Senatorin,
die wir mit Sicherheit noch in dieser Legislaturperi-
ode kennenlernen werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Duwe von der
FDP-Fraktion hat jetzt das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Angesichts der
fortgeschrittenen Zeit und des nachsten Tagesord-
nungspunktes werde ich kurz darauf eingehen,
was wir an Vorschlagen haben, um RISE noch zu
verbessern. Die negativen Sachen werde ich aus-
lassen, weil das ein bisschen langer dauern wurde.
Was uns bei RISE immer noch nicht so gefallt, ist
diese Komplexitat,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, das ist genau
das Problem!)

und natdrlich ist auch die Einbindung der Akteure
noch nicht so, dass man in die Zukunft geschaut
Strukturen und Netzwerke schaffen kann, in de-
nen, auch nachdem ein RISE-Gebiet ausgelaufen
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ist, Stadtteilbeirate et cetera weiterbestehen, die
nicht andauernd mit Staatsgeldern finanziert wer-
den mussen. Es gibt da Beispiele, etwa Heimfeld,
aber meistens ist es so, dass mit dem Ende eines
RISE-Gebiets eben auch die ganze Infrastruktur,
was die Netzwerke betrifft, kaputtgeht. Das ist nicht
gut.

Das Zweite, was ich in der letzten Ausschusssit-
zung gelernt habe, ist, dass die Schuldenbremse
naturlich auch Auswirkungen auf das Denken der
Behdrden hat. Ich begrife es, dass man mit ei-
nem Mal merkt, dass der Eigenanteil bei Investitio-
nen nicht nur aus der eigenen Behdrde kommen
muss, sondern auch aus anderen Behdérdenmitteln
generiert werden kann, auch aus o6ffentlichen Un-
ternehmen, sodass der Eigenanteil der BSU ei-
gentlich gar nicht so gro® sein muss beziehungs-
weise man mit dem Geld der BSU noch mehr ma-
chen konnte, als man bisher gemacht hat. Es ist
ein Eingestandnis, und ich hoffe, dass es jetzt eini-
germallen vernlnftig lauft und auch die 10 Millio-
nen Euro Plus in diesem und im nachsten Jahr ab-
gerufen werden konnen, und das natlrlich auch
noch intelligent. Ansonsten werde ich mich jetzt
weiteren Kommentaren enthalten, denn wir haben
noch einen anderen Tagesordnungspunkt. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Dann hat jetzt Frau Sud-
mann von der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Als das Rahmenpro-
gramm Integrierte Stadtteilentwicklung 2009 starte-
te, wurden damit sehr viele Erwartungen und Hoff-
nungen verbunden. Es war aber von Anfang an
klar, zumindest fiur DIE LINKE, dass es mit dem
Konzept nicht gelingen kann und nicht gelingen
wird, die Verhaltnisse grundlegend zu verbessern.
Ich glaube, auch Sie sind davon ausgegangen,
dass nur versucht werden kann, das Schlimmste
zu mindern. Daher war es damals noch relativ er-
freulich, dass Uber 30 Millionen Euro zur Verfu-
gung standen. Diese Gelder, es ist schon gesagt
worden, wurden immer weiter geklrzt, und Herr
Kienscherf hat gerade noch einmal ein wunderba-
res Beispiel daflr geliefert, wie man mit Haushalts-
konsolidierung und der vermurksten Schulden-
bremse alles runterreden kann. Es mag l|hnen,
Herr Kienscherf, und auch der SPD vielleicht nicht
wehtun, aber den Leuten vor Ort, die immer noch
sagen, ihre Wohnumfeldverhaltnisse seien Uber-
haupt nicht gut und ihnen fehlten die Einrich-
tungen, die nicht mehr finanziert werden, tut es
wirklich weh. Daran werden Sie aber nichts andern
wollen. Und wenn der Senat auf die Grof3e Anfra-
ge antwortet, es seien viele Uberlegungen noch
nicht abgeschlossen und zu neuen Fordergebieten
kénne er noch nichts sagen, dann zeigt das doch,
dass Sie Uberhaupt kein Interesse daran haben

weiterzumachen. Schauen Sie nach Wilhelmsburg;
dort ist 2013 alles ausgelaufen, da gibt es keine
Fortflhrung.

Ich fasse mich kurz, weil wir unsere Redezeit noch
fir unser Hauptthema brauchen. Deswegen sage
ich ganz klar — und ich glaube, da kdnnen Sie nicht
widersprechen —: Der Senat und die SPD verab-
schieden sich nach und nach davon, dass sie
einen wirklich spirbaren Beitrag leisten wollen ge-
gen die Verarmung breiterer Teile der Bevolke-
rung. Die soziale Benachteiligung in den Quartie-
ren ist lhnen nicht mehr wichtig, Sie lassen sie so
weiterlaufen. Das ist wirklich ein Armutszeugnis.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Abstim-
mung.

Wer mdchte die Drucksache gerne an den Stadt-
entwicklungsausschuss tberweisen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir von der GroRen Anfrage
Kenntnis genommen haben.

Punkt 19, Drucksache 20/12837, Antrag der FDP-
Fraktion: Keine Enteignung durch behodrdlich fest-
gesetzte Uberschwemmungsgebiete!

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12967 ein
Antrag der GRUNEN Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Keine Enteignung durch behoérdlich festgesetz-
te Uberschwemmungsgebiete!

— Drs 20/12837 -]

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Ausweisung von Uberschwemmungsgebieten:
Miteinander reden statt still und heimlich Fak-
ten schaffen!

— Drs 20/12967 -]

Die Ursprungsdrucksache mochte die FDP-Frakti-
on federfihrend an den Umweltausschuss und mit-
beratend an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen.

Herr Dr. Duwe hat eben schon angekiindigt, dass
er das Wort wiinscht, und er bekommt es.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Préasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die zukinftig
geplanten Ausweisungen weiterer Uberschwem-
mungsgebiete in Hamburg haben eklatante Aus-
wirkungen auf die Besitzverhaltnisse beziehungs-
weise die Vermdgensverhaltnisse der Bewohnerin-
nen und Bewohner in den neuen Uberschwem-
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mungsgebieten und auch auf die Verfiigungsge-
walt Uber ihre Grundstiicke. Es mag zwar fir Leu-
te, die nicht in solchen Uberschwemmungsgebie-
ten wohnen, relativ einfach erscheinen, es kénnen
aber erhebliche finanzielle Nachteile entstehen.
Grundsticke koénnen weniger wert werden, es
kann zu Problemen mit Versicherungen kommen,
es kann Probleme mit Banken bei der Finanzie-
rung geben, man wird auch Probleme haben, (iber-
haupt ein Grundstiick oder ein Haus, das man als
Altersvorsorge angesehen hat, zu verkaufen. Es
gibt eine Menge Burgerinnen und Birger in dieser
Stadt, die durch die bisherige Informationspolitik
der BSU aufgebracht sind. Ich muss es einfach so
sagen, eine Information lediglich im Amtlichen An-
zeiger zu schalten, ist ein Hohn gegenlber der
Burgerbeteiligung in dieser Stadt.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Martin Bill GRUNE)

Das ist Burgerinformation nach Gutsherrenart. Im
Kaiserreich gab es auch Dekrete, die in amtlichen
Anzeigern geschaltet wurden, nur, damals haben
sehr viele Leute diese amtlichen Anzeiger gelesen,
weil es wenige andere Moglichkeiten gab, sich zu
informieren. Heute ist diese Informationspolitik eine
Schande fur diese Stadt.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb begriiten wir sehr, dass die BSU und die
SPD Vorschlage gemacht haben, wie man dieses
Informationsdefizit endlich beseitigen kann.

Es gibt aber noch einen weiteren Aspekt, den man
natdrlich nicht vernachlassigen kann. Diese Uber-
schwemmungen werden nicht durch Naturkatastro-
phen verursacht, sondern durch Malinahmen der
Behdrden und auch MalRnahmen der Biirgerinnen
und Birger in den vergangenen Jahrzehnten. Da-
zu gehdrt die Versiegelung der Stadt, die Begradi-
gung von Gewassern, die Nichteinhaltung von
Malnahmen, auch dass man unter Straften keine
Siele erstellt, sondern die Abwasser in die Graben
und damit natirlich auch in die Gewasser abflie-
Ren lasst. Das alles flhrt dazu, dass in einigen Be-
reichen dieser Stadt alle hundert Jahre Hochwas-
ser entstehen kann, wo es bisher nie aufgetreten
ist. Daher erklart sich auch, dass sehr viele Leute
sehr (berrascht dariiber sind, in einem Uber-
schwemmungsgebiet zu leben, weil es nach aller
Erfahrung dort nie eine Uberschwemmung gege-
ben hat. Aus diesem Grund sehe ich auch eine
moralische Verpflichtung der Stadt, dort etwas zu
tun, anstatt nach dem Motto "Was wir versaumt
haben, missen andere ausbaden" zu handeln und
zu sagen, wir sammeln das ganze Regenwasser
ein, und da wir kein Geld haben und nicht wissen,
wie wir das Problem l6sen sollen, schiitten wir es
einfach irgendwelchen anderen Leuten vor die Tr.
Das geht so nicht.

(Beifall bei der FDP)

Bei diesem Aspekt muss man sehen, dass in der
Behorde und auch bei HAMBURG WASSER be-
reits Bestrebungen im Gange sind. Ich spreche
von dem berihmten Projekt RISA, Regeninfra-
strukturanpassung. Das hat sich aber hinge-
schleppt und wie es bei solchen Projekten immer
so ist, sind bisher keine richtigen MaRnahmen dar-
aus erwachsen. Recht gut ist, dass endlich die
Projekt-Website wieder online ist; das ist nattrlich
leider erst auf Grundlage meiner Schriftlichen Klei-
nen Anfrage geschehen. Daran kann man sehen,
welche Prioritdt dieser Problemkreis beim Senat
bisher hatte.

Wie kann man Abhilfe schaffen? Naturlich da-
durch, dass man diesen Wasserlaufen mehr Raum
gibt, dass man Renaturierung betreibt und dass
schon geplante wasserbauliche Malkhahmen end-
lich umgesetzt werden. Ich denke zum Beispiel an
Schopfwerke in den Vier- und Marschlanden, was
schon seit Jahrzehnten geplant ist, die aber immer
noch nicht in Betrieb sind. Man muss auch nach
Retentionsflachen schauen, und bei dieser Aus-
gleichsflachensuche musste man den Blick der
BSU auch einmal in andere Richtungen lenken
und zum Beispiel Flachen in den Bereichen der
Oberlaufe unserer kleinen Bache suchen und fest-
halten. Es ist wohl besser, dort zu suchen, als die
Vier- und Marschlande zu 100 Prozent zu vermes-
sen; das bringt nun Uberhaupt nichts mehr. Wenn
man einen Etat fir den Ankauf von Flachen hat,
dann sollte man auch schauen, ob man nicht viel-
leicht an der Kollau oder der Berner Au etwas auf-
kauft. Es gibt dort Pferdewiesen, die nicht schon
von Planungen betroffen sind. Dort mussten die
Bodenpreise auch nicht so hoch sein.

Schauen wir in die Zukunft. Leider ist es so, dass
die Behorde gerade nicht in diesen Bereichen ihre
Prioritaten setzt. Wenn wir uns den Haushaltsplan-
Entwurf, Einzelplan 6, Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie, wo die MaRlhahmen angesiedelt sein
mussten, einmal anschauen, was sehen wir dann?
Der Ansatz "BaumafRnahmen an Gewassern" wird
gesenkt. Der Ansatz "Wasserwirtschaftliche In-
standhaltung von Gewassern" wird gesenkt. Meine
Damen und Herren, das ist keine nachhaltige Poli-
tik, und dort muss ein Umdenken in der Behdrde
geschehen.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stéver
CDU)

Zum anderen sollten wir versuchen, auf die Burger
zuzugehen und sie zu informieren. Wenn gesagt
wird, dass Klagen keine Chancen haben, dann sa-
ge ich lhnen, dass Klagen wahrscheinlich doch
Chancen haben werden, weil es sich nicht um ein
groBes Uberschwemmungsgebiet der Elbe oder
des Rheins handelt, sondern um ein Gebiet, wo
die Stadt Hamburg groéRtenteils geduldet oder so-
gar veranlasst hat, dass grol3e Flachen versiegelt
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werden und sie damit der Verursacher ist. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
Dr. Schaal von der SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Um es gleich
zu sagen, wir kommen der Forderung der FDP
nach, einen umfassenden Informations- und Betei-
ligungsprozess mit den von den Planungen betrof-
fenen Grundeigentimern und Bewohnern zu star-
ten. Wir stimmen dieser Forderung zu und wir ma-
chen das auch schon. Die BSU wird alle Stellung-
nahmen, die noch bis zum 31. Oktober bei ihr ein-
gehen, in der weiteren Bearbeitung bericksichti-
gen. Die Frist ist damit verlangert worden, der bis-
herige Fristablauf war bereits flr August festge-
setzt worden. Zusatzlich wird es eine Telefonhot-
line fur die betroffenen Anwohnerinnen und An-
wohner geben. Und Hinweise, die von Blrgerinnen
und Biirgern vor einer Festsetzung eines Uber-
schwemmungsgebiets gegeben werden, werden
genau geprift und auch mit einbezogen.

Weiter sollen die Betroffenen in ihrem jeweiligen
Bezirk noch bis zu Beginn der Herbstferien zu ei-
nem Informationsangebot eingeladen werden. Da-
zu wurden die Bezirksamtsleiter gebeten, jeweils
zu Veranstaltungen einzuladen. Die Bezirke wer-
den bei diesen Veranstaltungen auch unterstitzt
von den Experten und Expertinnen aus den Fach-
behdrden und natirlich aus dem Bezirksamt. Mit
dabei sollen natlrlich auch die Bauprufer aus den
Bezirken sein, da sie es sind, die etwaige Ausnah-
men im Zusammenhang mit der Ausweisung von
Uberschwemmungsgebieten genehmigen. Es ist
gut so, dass die Behorde auf die Betroffenen zu-
geht.

(Beifall bei der SPD)

Letztlich werden sich zahlreiche Fragen, Probleme
und Lésungen nur in Einzelgesprachen klaren las-
sen, denn jeder Fall ist anders gelagert.

Herr Duwe, ich méchte gern noch auf etwas einge-
hen. Sie haben der Behdrde vorgeworfen, dass
nichts getan werde, um die Folgen der Versiege-
lung, die natdrlich in der Stadt auch zum stadti-
schen Leben gehdren, zu kompensieren. Sie ha-
ben gerade die Kollau angesprochen. Am Kollau-
verlauf wird vom Bezirk sehr viel gemacht, und
auch im Bereich der Alster gibt es das Projekt "Le-
bendige Alster", wo die Behorde unterstitzt wird
von den Naturschutzverbanden, die hier eine Men-
ge zur Renaturierung der Gewasser beitragen. Die
Entsiegelung der Stadt wird weiter forciert durch
neue Abwassergebihren. Das soll gerade dazu
beitragen, dass versiegelte Flachen auch im Pri-

vatbereich wieder aufgemacht werden, sodass das
Wasser dann besser versickern kann.

Es gibt Ruckhaltebecken auch im Bereich der Kol-
lau, die Gewasser sind dort weiter gedffnet wor-
den. Es gibt Renaturierungsprojekte, es wird da ei-
ne ganze Menge getan. Zu sagen, es passiere
nichts, ist nicht gerecht, Herr Duwe.

(Beifall bei der SPD)

Es geht auch nicht, dass wir die Festsetzung von
Uberschwemmungsgebieten jetzt aussetzen. Die-
se Forderung der FDP lehnen wir ab.

Durch die Vorgaben des Wasserhaushaltsge-
setzes ist Hamburg verpflichtet, zusatzlich zu den
sechs bereits bestehenden Uberschwemmungsge-
bieten elf weitere festzusetzen. Diese Regelung
geht auf die europdische Richtlinie zum Hochwas-
serrisikomanagement zurlick; diese Richtlinie exis-
tiert bereits seit 2007 und wurde dann in Bundes-
recht Ubernommen. Ziel ist es, durch die Auswei-
sung von Uberschwemmungsgebieten die wach-
sende Gefahrdung durch Schadenspotenzial infol-
ge von Starkregenfallen zu verringern. Sie wissen,
solche Jahrhundertereignisse sind zum Beispiel
2003 schon im Abstand von wenigen Monaten
zweimal in Hamburg aufgetreten, in den folgenden
Jahren ebenso. Starkregen kommt zustande im
Zuge des Klimawandels und wird auch in Hamburg
immer haufiger.

(Zuruf von Olaf Ohlsen CDU)

— Man kann doch nichts dagegen machen, aber
Sie kdnnen oben mal sagen, er soll es nicht so viel
regnen lassen.

(Olaf Ohlsen CDU: An der Kollau regnet es
besonders viel!)

— Genau, dann mussen Sie auch Bescheid wissen.

Das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes gibt Re-
geln vor, nach denen die Uberschwemmungsge-
biete weiter genutzt werden koénnen, aber das
muss hochwasservertraglich geschehen. Verboten
sind zum Beispiel die Lagerung wassergefahrden-
der Stoffe; auch dazu wird es sicher viele Fragen
geben.

In der Offentlichkeit ist nun der Eindruck entstan-
den, dass in festgelegten Uberschwemmungsge-
bieten Uberhaupt keine Veranderungen mehr még-
lich seien; das ist aber nicht so. Das Wasserhaus-
haltsgesetz lasst es durchaus zu, dass in festge-
legten Uberschwemmungsgebieten unter bestimm-
ten Bedingungen sogar die Errichtung baulicher
Anlagen und deren Erweiterung genehmigt werden
kann. Mdglich sind Bauten dann, wenn die Hoch-
wasserrickhaltung nicht oder nur unwesentlich be-
eintrachtigt wird oder der Verlust von Ruckhalte-
raum ausgeglichen werden kann. Das muss je-
weils untersucht und gepruft werden und kann nur
im Einzelfall entschieden werden.
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(Finn-Ole Ritter FDP: Aber der Wert ist doch
erst mal im Keller!)

Ob und wie Festsetzungen anderbar sind, wird je-
weils immer ein umfassender Faktencheck erge-
ben mussen.

Meine Damen und Herren! Wir Abgeordneten,
auch die Kolleginnen und Kollegen in den Bezir-
ken, sind und bleiben mit den Betroffenen im Ge-
sprach, sofern sie das winschen. Der jetzt auch
auf unsere Intervention hin gestartete Anwohner-
dialog ist ein erster Schritt.

Den Antrag der GRUNEN lehnen wir ab. Die von
den Behoérden bereits eingeleiteten MalRnahmen
gehen praktisch in die gleiche Richtung, und au-
Rerdem kamen die GRUNEN reichlich spat mit ih-
rem Antrag.

(Jens Kerstan GRUNE: Ach Gott, das ist
euch ja noch nie passiert!)

AuRerdem wurde eine Uberweisung beantragt,
aber wir lehnen sie ab aus dem einfachen Grunde,
dass es keinen Sinn macht, in der nachstmdgli-
chen Ausschusssitzung im November darlber zu
sprechen, denn jetzt sind die MalRhahmen wichtig,
jetzt handelt die Behdrde, und darum brauchen wir
keine Uberweisung mehr. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Von der CDU-Fraktion
hat nun Frau Stover das Wort.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Erst nach einer buchstablichen
Uberschwemmungsflut von Protesten lenkt der Se-
nat nun ein. Es gibt elf neue Uberschwemmungs-
gebiete, und manch einer mag denken, das
schitzt die Stadt vor Uberschwemmungen. Aber
die Betroffenen, deren Zahl zwar im Vergleich ge-
ring ist, reagieren alarmiert. Was haben die betrof-
fenen Menschen lhnen getan, dass man sie quasi
enteignet? In Uberschwemmungsgebieten gelten
namlich nicht unerhebliche Einschrankungen bauli-
cher Art — es gibt zwar auch Ausnahmen, wie Frau
Schaal gesagt hat —, aber selbst im Garten kann
man nicht mehr alles das pflanzen, was man gern
pflanzen méchte.

Klar ist, dass der Senat die Uberschwemmungsge-
biete festlegen kann, denn die EU-Richtlinie zur
Bewertung des Hochwasserrisikos bietet diese
Méoglichkeit, ist aber meines Erachtens keine
Pflicht. Und das Wasserhaushaltsgesetz gibt der
Stadt dazu noch die nétige Ermachtigung, dieses
zu tun. Also tut die Stadt einfach mal so. Aber ist
das wirklich richtig in dieser Form? Bei genauerem
Hinsehen fallt auf, dass der Weg der Entschei-
dungsfindung doch ziemlich llickenhaft ist.

(Olaf Ohlsen CDU: Genau!)

Bereits 2009 hat der Landesbetrieb StralRen,
Bricken und Gewasser gefordert, die Wirkungs-
weisen der Rilckhaltebecken zu optimieren. Was
ist geschehen? Nichts. Und das ist nicht gut.

(Beifall bei der CDU — Erster Vizeprasident
Frank Schira Gbernimmt den Vorsitz.)

Zusatzlich wird seit Jahren die Pflege der Graben,
Bache und Uferrandstreifen von der Stadt vernach-
I&ssigt. Man uberlasst dieses gern den Anwohnern
oder man widmet es Schulprojekten als Anschau-
ungsobjekt. Damit vernachlassigt der Senat seine
Pflicht gegenliber der Sicherheit der Blirger.

(Olaf Ohlsen CDU: Skandal ist das!)

Jetzt wird ein Faktencheck gemacht. Die Grinde
fur Uberschwemmungen sollten doch zuvor analy-
siert werden. Was ist passiert? Nichts ist gesche-
hen, wie man am Beispiel Berner Au sieht. Tat-
sachlich darf erst am Ende der Kette eine Auswei-
sung von Uberschwemmungsgebieten stehen,
denn am Ende geschieht dieses zu Recht zum
Wohle der Allgemeinheit. Es darf aber natrlich
erst nach wirklich reiflicher Abwagung erfolgen.
Man muss dabei ganz deutlich beriicksichtigen,
dass betroffene Anwohner nachhaltig geschadigt
werden. Und die Anzahl von nachhaltig Gescha-
digten ist selbstverstandlich so gering wie moglich
zu halten, das halte ich fir eine Selbstverstandlich-
keit.

(Olaf Ohlsen CDU: Wir auch!)

Der Senat offensichtlich nicht, denn auch in den
Antworten auf mehrere Schriftliche Kleine Anfra-
gen von Abgeordneten meiner Fraktion konnte der
Senat nicht einmal die Anzahl betroffener Wohn-
einheiten, geschweige denn die Anzahl der betrof-
fenen Personen beziffern.

(Olaf Ohlsen CDU: Wollte er nicht!)

Das Wasserhaushaltsgesetz sieht eine Burgerbe-
teiligung vor, und auch eine VerhaltnismaRigkeit
soll dort gewahrt sein. Der Beitrag von Frau Dr.
Schaal macht das bisherige birgerunfreundliche
Agieren noch einmal besonders deutlich. Die An-
hérungen hatten vor der Ausweisung, vor der Fest-
legung der Uberschwemmungsgebiete erfolgen
sollen; das geht einfach nicht so per Verordnung.

Die Verlangerung der Frist fiir die Einwendungen
ist endlich einmal ein erster Schritt in die richtige
Richtung in puncto Burgerfreundlichkeit des SPD-
Senats. Aber eine Telefonhotline, die dreimal die
Woche fiir eine Stunde gedffnet ist — ist das wirk-
lich ausreichend? Ich sage nein.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Kurt Duwe
FDP)

Zur Verwunderung Uber den Faktencheck: So et-
was tut ein verantwortlicher Senat doch, bevor er
Uberschwemmungsgebiete ausweist, die mit er-
heblichen Nachteilen fiir betroffene Burger verbun-
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den sind. Die Forderungen der SPD, die sich nun
so burgerfreundlich gibt, entlarven einfach die
Wahrheit, nur, dass der Senat in dieser Sache bis-
her die Interessen der Blrger mit FiRen getreten
hat. Sollte dieser Faktencheck, der offensichtlich
bisher nicht erfolgt ist, ergeben, dass es andere
Mittel gegeben hatte, um die Hamburger vor Uber-
schwemmungen zu schutzen und die drastischen
MaRnahmen zulasten einzelner Birger gar nicht
notwendig gewesen waren, kann sich der Senat
schon einmal warm anziehen. Die CDU-Blrger-
schaftsfraktion unterstutzt ein solch burgerun-
freundliches Regierungshandeln in keiner Weise.

(Beifall bei der CDU)

Zum Abschluss: Wir werden dem FDP-Antrag auf
Aussetzung der Verordnung zustimmen und den
Senat damit auffordern, nicht nur eine Anhérung
der Blrger vorzunehmen, sondern die versaumte
Burgerbeteiligung ergebnisoffen nachzuziehen.
Der GRUNEN-Antrag ist uns zu wenig konkret, den
werden wir ablehnen.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Jetzt hat Herr
Bill von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wenn man die Debatte hért und auch
die Presse der letzten Tage liest, dann hat sich
doch eine ganz schdéne Behdrdenposse entwickelt.
Die gro3e BSU, einer der Dinosaurier der Hambur-
ger Behdrden, vergisst erst eine lange bekannte
Frist aus dem Bundesrecht, lauft dann schnell hin-
terher und stolpert gleich iber den ersten Bindfa-
den, der auf der StralRe liegt. Das ist, wenn man es
mit etwas Ironie betrachtet, ware es nicht so trau-
rig, ganz witzig.

(Beifall bei Jens Kerstan GRUNE)

Aber die Traurigkeit kommt dann gleich wieder her-
vor. Ich lese in den Schriftlichen Kleinen Anfragen,
dass es eine breit angelegte allgemeine Informati-
on gabe, und im nachsten Satz lese ich dann, dass
es im Amtlichen Anzeiger verdffentlicht worden sei.
Ich habe den Amtlichen Anzeiger einmal lesen
mussen, aber ich habe in Hamburg keinen Lei-
densgenossen gefunden, der das auch getan hat.
Dass das im Ergebnis ein Kommunikationsdesas-
ter war, ich glaube, daruber sind sich mittlerweile
alle in diesem Hause einig.

(Beifall bei Jens Kerstan GRUNE und Katja
Suding FDP)

Ich dachte eigentlich auch, eine Behorde, die
6000 Wohnungen im Jahr bauen will,

(Dirk Kienscherf SPD: 32 000, das waren die
Bezirke!)

und die sich zurzeit damit riihmt, auch 6000 Bau-
genehmigungen ausgestellt zu haben,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Mehr als 6000!)

muss eigentlich wissen, dass so eine Information
im Amtlichen Anzeiger nicht ausreicht. Vielleicht
war ich einfach ein bisschen zu naiv in der Annah-
me, vielleicht ist es aber auch ganz gut, dass in
Hamburg die Bezirke fur die Baugenehmigungen
zustandig sind.

(Finn-Ole Ritter FDP: Sie wissen ja nicht
mal, was ein Nebenjob an Kohle bringt!)

Nun lese ich, und das freut mich sehr, dass die
Frist verlangert wurde und dass es endlich Veran-
staltungen vor Ort gibt. Das Krisenmanagement
von Herrn Dr. Dressel hat damit erste Friichte ge-
tragen. Wir meinen aber, die Grundeigentiimer der
Grundstiicke in den Uberschwemmungsgebieten
sind alle bekannt, die Karten, welche Grundstiicke
betroffen sind, liegen sogar offentlich aus. Da
kdnnte man sich doch jetzt einmal die Mihe ma-
chen, die Leute direkt anzuschreiben, direkt zu in-
formieren und direkt mit ihnen zu diskutieren. Es ist
natirlich anstrengend, 5000 Adressen herauszu-
suchen, aber eine Behorde, die die Stadtentwick-
lung von 1,7 Millionen Einwohnern verwaltet, kann
einmal 5000 Adressen heraussuchen. Flr die Be-
troffenen geht auch eine sehr grofRe Belastung da-
mit einher, das haben wir eben besprochen, und
dann kann sich auch die Behdrde ein bisschen an-
strengen.

(Beifall bei den GRUNEN)

In einem zweiten Schritt ist es jetzt besonders
wichtig, konkrete Ansprechpartner fiir diese Grund-
eigentimer zu benennen. Wir haben es eben ge-
hort, es gibt Ausnahmemdglichkeiten von den Bau-
einschrankungen. Es ist manchmal auch madglich,
wenn man ein bisschen an den Planen variiert, so-
dass sie nicht mehr hochwasserunvertraglich sind.
Da sind die Bezirke zurzeit anscheinend noch sehr
restriktiv, sie haben auch wahrscheinlich noch kei-
ne Erfahrung mit diesen Antradgen. Und wenn man
dann ein wenig miteinander redet, wird man sicher-
lich gute Lésungen finden. Es nitzt doch am Ende
nichts, wenn erst kostenpflichtig der Bauantrag ab-
gelehnt wurde und man dann nachschaut, wie man
es eigentlich anders hatte machen kdénnen.

Ware das Verfahren nicht ganz so schlecht gelau-
fen, dann kdnnte man vielleicht auch einmal inhalt-
lich darlber diskutieren, was eigentlich mit dem
Hochwasserschutz in Hamburg ist, denn grund-
satzlich ist es eine gute ldee, sich auch einmal um
die Hochwassergefahren zu kiimmern, die nicht
von einer Sturmflut abhangen, sondern von
Starkregen, von der Klimaveranderung, und um die
Moglichkeiten, Eigentum zu schitzen, Sachwerte,
Leben und Gesundheit zu schitzen.
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Unser dritter Punkt im Zusatzantrag. Wenn man in
das Gesetz schaut, dann entdeckt man noch zwei
weitere Fristen, namlich die Risikomanagementpla-
ne, die bis Ende 2015 MalRnahmen aufstellen mus-
sen, und bis 2021 sollen diese Mallnahmen umge-
setzt sein. Schon heute schlagen die Birgerinnen
und Birger vor Ort konkrete MaRnahmen vor, wie
man auf die Hochwassergefahren reagieren kénn-
te, zum Beispiel durch Ausweisung von neuen Re-
tentionsflachen. Wenn man solche Malnahmen
umsetzt und sie Wirkung zeigen, dann kénnte man
die Uberschwemmungsgebiete — auch das ist in
den Antworten zu den Schriftlichen Kleinen Anfra-
gen dargelegt — auch wieder zuriicksetzen oder
neu ausweisen aufgrund neuer Berechnungen.
Dann konnten diese Grundstlicke auch aus den
Uberschwemmungsgebieten herausgenommen
werden.

Wir glauben, diese Debatte sollte man jetzt begin-
nen. Die BSU sollte anfangen, die MaRnahmen zu
entwickeln und einen Dialog mit den Birgern Uber
die MaRnahmen zu fiihren. Dann werden die Fris-
ten eingehalten, denn wenn sie im Gesetz ste-
hen, sollte auch Hamburg diese Fristen wahren. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Heyenn
von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Warum es in Hamburg
zusatzliche Uberschwemmungsgebiete gibt, die
ausgewiesen werden muissen, ist von allen Fraktio-
nen ausfihrlich dargelegt worden, auch die rechtli-
chen Grundlagen; das will ich gar nicht alles wie-
derholen. Richtig ist, dass von den vorgesehenen
16 Flachen in Hamburg etwa 5000 Hauseigenti-
mer betroffen sind. Daraufhin hat der Grundeigen-
timer-Verband im "Hamburger Abendblatt" am
9. September rechtliche Schritte angekindigt und
spricht von entschadigungspflichtigem Eingriff ins
Eigentum. Nach Auffassung der LINKEN liegt hier
keine Enteignung im Sinne von Artikel 14 Absatz 3
Grundgesetz vor, sondern eine Bestimmung von
Inhalt und Schranken des Eigentums gemal Arti-
kel 14:

"(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden
gewabhrleistet. Inhalt und Schranken werden
durch die Gesetze bestimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-
nen.

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der
Allgemeinheit zuldssig. Sie darf nur durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes er-
folgen, das Art und Ausmald der Entschadi-
gung regelt. Die Entschadigung ist unter ge-
rechter Abwagung der Interessen der Allge-

meinheit und der Beteiligten zu bestimmen.
Wegen der Hohe der Entschadigung steht
im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten offen."

Es wurde schon gesagt, dass die Informationspoli-
tik der BSU so gut wie nicht vorhanden war und
dass sie jetzt nachgeholt werden muss. Naturlich
muss mit den Betroffenen gesprochen werden. Ins-
gesamt muss man aber sagen, dass Binnenhoch-
wasserschutz eine Vorsorge ist, die uns alle an-
geht. Deshalb muss auch den Beteiligten klar sein,
dass das Interesse des Einzelnen nicht Uber das
Interesse der Allgemeinheit an der Vorsorge gegen
Binnenhochwasser stehen darf.

Dass Sie von der FDP das nicht verstehen, ist hin-
l&nglich bekannt, das missen Sie mir nicht erkla-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir meinen nur, dass jetzt bei dem Verfahren zur
endgliltigen Festsetzung der Uberschwemmungs-
gebiete natirlich auch alle Alternativen ausge-
schopft werden mussen, namlich die Modernisie-
rung der bestehenden Rickhaltebecken oder der
Retentionsflachen. Das muss eingehend berlck-
sichtigt werden. Bevor es einen Eingriff in das Ei-
gentum der betroffenen Birger gibt, muss die BSU
Gesprache fiihren und ernsthaft priifen, ob das
auch wirklich gesetzlich notwendig ist. Wir hoffen,
dass die BSU das schafft.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Jetzt hat Herr
Dr. Duwe von der FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Die FDP hat eine andere Definiti-
on von Enteignung als DIE LINKE, aber das wird
Sie wahrscheinlich nicht Gberraschen.

(Beifall bei der FDP — Dora Heyenn DIE LIN-
KE: Das kann ich mir vorstellen! — Finn-Ole
Ritter FDP: Gott sei Dank!)

Ich mdchte an dieser Stelle noch einmal einen Ap-
pell aussprechen. Das Jahr 2021 ist sehr weit in
der Zukunft, und diejenigen, die betroffen sind,
sind nicht die Verursacher, das mdchte ich ganz
klar sagen. Diejenigen, die in den Uberschwem-
mungsgebieten wohnen und ihr Eigentum haben,
sind nicht die Verursacher dieses Problems.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb mussen auch alle, inklusive natirlich der
Bewohner, daran arbeiten, dass dieses Problem
geldst wird. Man kann sich nicht auf die Hinterbei-
ne stellen nach dem Motto, bis 2021 kdnne man ir-
gendwelche Malnahmen umsetzen, und in der
Zwischenzeit sollten die sehen, wie sie klarkom-
men. Das geht so nicht.
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(Beifall bei der FDP)

Wir sollten gerade jetzt, wo sehr viele Menschen
dort engagiert sind und sich selbst Gedanken ma-
chen, wie sie Vorschldage machen kdnnen, um die
Situation zu verbessern,

(Dr. Monika Schaal SPD: Ganze Arbeit ge-
leistet!)

die Chance ergreifen, die betroffenen Menschen
und diejenigen, die vielleicht noch betroffen sein
werden, endlich in die Uberlegungen mit einzube-
ziehen. Wenn man dieses Problem nicht angeht,
das heilt, wenn diese Uberschwemmungsgebiete
noch gréfRer werden, dann werden noch andere
Bewohnerinnen und Bewohner betroffen sein. Ich
habe sehr viele Gesprache gefiihrt, und es sind
schon einige Vorschlage gekommen, die wahr-
scheinlich nicht in den Amtsstuben der BSU produ-
ziert worden waren. Ich bitte ganz eindringlich,
dass man diese Gesprache und diese Foren dazu
nutzt,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das passiert
schon, da sind wir dabei!)

die Vorschlage derjenigen, die dort wohnen und
die Verhaltnisse kennen, wirklich zu Gbernehmen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen
wir zur Abstimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
20/12837 federfuhrend an den Umweltausschuss
und mitberatend an den Stadtentwicklungsaus-
schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dies ist abgelehnt.

Dann kommen wir zu den Abstimmungen in der
Sache. Wir beginnen mit dem Antrag der GRUNEN
Fraktion aus Drucksache 20/12967. Hierzu mdchte
die Fraktion DIE LINKE die Ziffer 1 separat abstim-
men lassen.

Wer méchte also zunéchst Ziffer 1 des GRUNEN-
Antrags zustimmen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist abgelehnt.

Wer mochte dann noch die Ziffern 2 und 3 anneh-
men? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist auch abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung Uber den FDP-
Antrag aus Drucksache 20/12837. Diesen mochte
die SPD-Fraktion ziffernweise abstimmen lassen.

Wer Ziffer 1 annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Die Ziffer ist abgelehnt.

Wer stimmt Ziffer 2 zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Somit ist Ziffer 2 angenommen.

(Finn-Ole Ritter FDP: Einstimmig! Fir das
Protokoll!)

— Einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 25, Drucksa-
che 20/12846 Neufassung, Antrag der Fraktion
DIE LINKE: Es lebe die Basiskultur in Hamburg.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Es lebe die Basiskultur in Hamburg!
— Drs 20/12846 (Neufassung) -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
FDP und der LINKEN an den Kulturausschuss
uberweisen. — Herr Hackbusch von der Fraktion
DIE LINKE hat das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist der krénende Ab-
schluss!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Sie alle wissen, dass
DIE LINKE eine groRe Freundin der Basiskultur ist,
und dementsprechend haben wir einen Antrag vor-
gelegt, in dem wir das genau darlegen und berich-
ten, wie die Basiskultur in dieser Stadt gestarkt
werden kénnte und sollte.

(Beifall bei der LINKEN — Olaf Ohlsen CDU:
Ihr wurdet vorher doch gar nicht wahrge-
nommen!)

Ich will Ihnen das nicht alles im Einzelnen vorstel-
len. Ich kénnte das natlrlich, weil ich noch genug
Redezeit habe, aber ich will lIhnen sagen, was die
Grundgedanken sind und warum das fiir uns wich-
tig ist.

(Zuruf von Finn-Ole Ritter FDP)

Herr Ritter, das Entscheidende daran ist, dass das,
was in dieser Stadt haufig unter Kultur verstanden
wird, wo man mit internationaler Strahlkraft arbei-
tet, umschrieben mit Worten wie Leuchtturm und
Ahnliches, nicht unsere Vorstellung von bedeuten-
der Kultur in dieser Stadt ist. Wichtig hingegen ist,
dass die Kultur dafiir da ist, dass wir als Menschen
in dieser Stadt gut miteinander leben und kommu-
nizieren konnen. Und dafir existieren meiner Mei-
nung nach in unserer Stadt zu wenige Mdglichkei-
ten, und das sollten wir kraftig starken.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRUNE)

Wir brauchen das als gemeinsames Verstandnis in
dieser Stadt, und wir wissen alle, dass es zu wenig
und zu schwach entwickelt ist in etlichen Berei-
chen. Im inneren Bereich der Stadt ist es schon
ganz gut, aber am Stadtrand und auf3erhalb immer
noch auflerst schwach.

(Olaf Ohlsen CDU: So ist das!)
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Wir haben gegenwartig unter den Bedingungen
der Schuldenbremse groRe Schwierigkeiten, das in
den anderen Bezirken auch zu entwickeln, und das
mussen wir vermehrt machen. Es gibt mehr Be-
darf, und das sollte diese Burgerschaft unterstit-
zen.

Was macht uns im Moment Schwierigkeiten und
wo sind die Krisesnmomente? Der Senat, der ein-
mal angetreten ist mit einer kulturpolitischen Offen-
sive, die uns auskdmmliche Finanzierung verspro-
chen hat, ist nicht weitergekommen, wie wir ge-
meinsam feststellen. Das eine ist das, was Sie
wahrscheinlich alle im Bezirkswahlkampf mitbe-
kommen haben, namlich die Situation der ver-
schiedenen Stadtteilkulturzentren, Geschichts-
werkstatten, Bulrgerzentren, Community Center
und so weiter. Alle diese Strukturen haben mo-
mentan grof3e Probleme mit ihren Finanzen. Bei ih-
nen wird gekurzt, und zwar faktisch geklrzt, auch
wenn ihre Beitrage nicht steigen, weil sie nicht in
der Lage sind, die groften Aufwendungen fir Tarif-
steigerungen, steigende Mieten und steigende
Energiekosten aufzubringen. Das Ergebnis ist,
dass unheimlich viel Energie in diesen Basisberei-
chen daflir aufgewendet werden muss, um Geld zu
sammeln. Man muss Uberlegen, wo es noch einen
Sponsor gibt. Unheimlich viel Energie fliel3t also
nicht in die Kultur, sondern ins Geldsammeln. Wir
finden, das ist eine Verschwendung von Energie,
die wir so nicht haben wollen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GRUNE)

An die SPD gewandt: Es gibt immer noch die Pein-
lichkeit, dass die kraftigen Kirzungen vom damali-
gen Schill-Senat bei den Geschichtswerkstatten
immer noch nicht ausgeglichen sind. Gerade die
Geschichtswerkstatten, die sich als ein wichtiges
Moment der gemeinsamen Diskussionen in den
Bezirken oder in den Stadtteilen erwiesen haben,
sind immer noch von diesen Kiirzungen betroffen,
das ist noch nicht ausgeglichen worden. Ich halte
es gerade angesichts der Peinlichkeiten einiger
dieser Figuren des Schill-Senats fir besonders
schlimm, dass dies noch nicht ausgeglichen wor-
den ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir stellen fest, dass es immer dann, wenn es eine
Zusammenarbeit geben muss zwischen Kulturbe-
hérde und anderen Behoérden, hakt. Das liegt weni-
ger an der Kulturbehérde, das muss man deutlich
sagen, sondern es geschieht immer in dem Augen-
blick, in dem andere Gelder akquiriert werden mis-
sen.

Wir hatten einen etwas peinlichen Auftritt des
Schulsenators im Zusammenhang mit Kinder- und
Jugendkultur, als wir die gemeinsame Sitzung des
Kulturausschusses und des Schulausschusses
hatten. Man merkte dort, er hatte noch gar nicht

verstanden, was aul}erschulische Kinder- und Ju-
gendkultur eigentlich darstellt und wie bedeutend
und wichtig sie ist.

(Wolfgang Rose SPD: Da warst du in einer
anderen Veranstaltung!)

Wir haben das Problem beim Fundus Theater, wo
es grofle Schwierigkeiten gibt, einmal abseits der
Kulturbehérde Gelder zu bekommen. Da geht es
nur um kleine Betrdge, und so etwas macht gegen-
wartig diese Strukturen kaputt. Das ist eines der
grofRen Probleme.

Ich méchte Sie daran erinnern, dass Herr Sobirey
zurlckgetreten ist mit groRem Protest, der wichtige
Vertreter popularer Musik in dieser Stadt, ein Ver-
treter auch von Musik, die sich gerade auf Laien-
ebene abspielt. Dieser Rucktritt ist doch ein Zei-
chen dafir, dass in diesem Bereich Etliches schief-
lauft. Es gibt noch einiges mehr zu erzahlen, aber
das will ich jetzt gar nicht alles aufzahlen.

Alle, die sich um diese Sachen kiimmern, wissen,
dass gegenwartig die Gefahr besteht, dass es ge-
rade in diesen Bereichen resignative Tendenzen
gibt. Das ist etwas, was ich vorher kaum dort ent-
deckt habe. Es gab da Kampfgeist, es gab Versu-
che, noch einigermalen etwas zu erreichen. Wenn
ich jetzt mit diesen Leuten rede, dann sagen sie
teilweise, was sie denn nun machen sollten, unter
Schwarz-Griin sei es ihnen schlechtgegangen, und
die SPD habe gro etwas versprochen und nicht
eingehalten. Es gibt dort eine resignative Tendenz.
Lassen Sie uns gemeinsam Uberlegen, gegen die-
se Resignation aufzustehen flr mehr Kultur und
Basiskultur in dieser Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau
Dr. Vértes-Schitter von der SPD-Fraktion hat das
Wort.

Dr. Isabella Vértes-Schiitter SPD:* Sehr geehrter
Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Hackbusch, ich teile den Impetus Ih-
res Antrags, Wertschatzung fir die sozio-kulturelle
Basis in unserer Stadt. Nicht einig werden wir uns
bei der Frage, ob mehr Forderungen, mogen sie
an mancher Stelle auch sehr gut nachvollziehbar
sein, mit dauerhaft tragbaren Vorschlagen einer
Gegenfinanzierung unterfuttert sein muissen. Wir
meinen ja, lhr Antrag offenbar nicht. Aus unserer
Sicht ist das ein wichtiges Kriterium, gerade weil
wir uns der Bedeutung der Stadtteil-Kulturzentren,
Geschichtswerkstatten, Blrgerhauser und Initiati-
ven vor Ort bewusst sind, gerade weil wir auf die
Bereitschaft der Menschen setzen, ihr Lebensum-
feld aktiv mitzugestalten und sie dabei unterstit-
zen wollen. Uns liegt deshalb eine seridse, ver-
lassliche und damit langfristig tragfahige Finanzie-
rung unserer Kultureinrichtungen am Herzen.
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(Beifall bei der SPD)

In Threm Antrag findet sich dazu kein Wort. Senat
und SPD-Fraktion haben dagegen eine Reihe von
Initiativen auf den Weg gebracht, die zu spulrbaren
Fortschritten auf den von lhnen benannten Feldern
geflihrt haben. Dazu zahle ich selbstverstandlich
den Quartiersfonds, der verstetigt wurde und auf
4 Millionen Euro aufgestockt werden wird.

(Dietrich Wersich CDU: Warum wurde der
denn eingefiihrt, wissen Sie das noch? Weil
vorher ein Vielfaches gestrichen wurde!)

Dazu zahle ich Investitionen in unsere Stadtteilkul-
tureinrichtungen und Planungssicherheit sowie
Entlastung der Akteure von Verwaltungsaufgaben
im Zuge der neuen Globalrichtlinie. Ich halte es
auch fur keine Kleinigkeit, dass dieser Senat die
Verstetigung vieler Schlisselprojekte der Kinder-
und Jugendkulturarbeit erreicht hat.

(Beifall bei der SPD)

Uns ist sehr wohl bewusst, dass gleichbleibende
Rahmenzuweisungen den Stadtteilkulturzentren
und Geschichtswerkstéatten viel abverlangt haben.
Wir stehen hierzu kontinuierlich im Austausch mit
den Einrichtungen und den bezirklichen Vertretern.
Unabhangig von den weiteren Ergebnissen der
Haushaltsberatungen sollten wir uns, so wie wir es
verabredet haben, im Kulturausschuss regelmafig
mit den aktuellen Entwicklungen befassen. Ich hal-
te nichts davon, die Haushaltsberatungen anhand
eines Antrags vorzuziehen.

Damit bin ich schon an einem Punkt, der mir auch
mit Blick auf die anstehenden Beratungen sehr am
Herzen liegt. Unsere bisherigen Diskussionen wa-
ren nach meinem Eindruck immer davon gepragt,
dass wir die Kulturangebote in ihrer ganzen Breite
und in ihren verschiedenen Funktionen im Blick
hatten. So habe ich auch lhre VorstoRe immer be-
griffen, Herr Hackbusch. Auch wenn es in Ihrem
Antrag noch verhalten anklingt, ich halte es gar
nicht fur zielfihrend, sehr verschieden strukturierte
Einrichtungen und Téatigkeitsbereiche von Kultur-
schaffenden unter dem Begriff der Basiskultur zu-
sammenzufassen und als Gegenpol zu groRRen ta-
rifgebundenen Hausern, deren Angebote der
Hochkultur zugerechnet werden, in Stellung zu
bringen.

(Beifall bei der SPD)

Rutteln Sie bitte nicht fiir ein wenig mehr an kurz-
fristiger Aufmerksamkeit an unserem grundlegen-
den Konsens, fur die ganze Kulturmetropole einzu-
treten. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)
Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Wankum von der CDU-Fraktion.

(Wolfgang Rose SPD: Es ist alles gesagt!)

Andreas C. Wankum CDU: Das glaube ich, Herr
Rose. — Sehr geehrter Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Lieber Norbert Hackbusch, wenn
man lhren Antrag liest, bekommt man den Ein-
druck, dass ein an sich sehr wichtiges Thema von
Ihnen nur dazu genutzt wird — denn Sie wissen
doch auch, wie die Abstimmung wahrscheinlich
ausgeht —, um bei lhrer Kernklientel Punkte zu
sammeln.

(Christiane Schneider DIE LINKE: lhr kénn-
tet doch einfach anders abstimmen!)

In Threm Antrag hat das, was eigentlich gefordert
werden musste, einen viel zu geringen Raum.
Aber, liebe Frau Vértes-Schitter, auf der anderen
Seite ist natlrlich die Frage, was Basiskultur ist.
Was Herr Hackbusch offensichtlich darunter ver-
steht, habe ich gerade geschildert. Das ist viel zu
kurz gesprungen. Es ist die Breite all dessen, was
die breite Mehrheit der Menschen anspricht. Dies
im Kulturausschuss zu diskutieren ware schon
wichtig. Ich verstehe deswegen nicht, warum Sie
sich dagegen wehren, diesen Antrag an den Kul-
turausschuss zu Uberweisen, wo wir ihn diskutie-
ren und deutlich verbessern kénnten.

Liebe Frau Dobusch, Sie haben auf diesem Gebiet
letztes Mal starken Wahlkampf gemacht. Es ist mir
sehr wohl in Erinnerung, dass Sie uns, als Sie
dann plétzlich Verantwortung trugen, zugerufen
haben: Der Wahlkampf ist zu Ende.

(Hansjérg Schmidt SPD: Tja, so ist das!)

Wir sind aber nun wieder kurz vor Beginn des
Wahlkampfs, und die Menschen werden |hre Partei
an dem messen, was Sie vor vier Jahren verspro-
chen haben, und dem vielen, was Sie davon nicht
gehalten haben.

(Gabi Dobusch SPD: Das sehen wir anders!)

Um es zu dieser spaten Stunde kurz zu machen:
Wir appellieren an Sie, diesen Antrag an den Aus-
schuss zu Uberweisen, ihn dort zu diskutieren und
als gemeinsamen Antrag dann wieder in dieses
Haus einzubringen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprésident Frank Schira: Frau Goetsch
von der GRUNEN Fraktion hat das Wort.

Christa Goetsch GRUNE: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich schliel3e mich der Intention
und dem Impetus des Antrags an, weil diese Berei-
che — hier wird es Basiskultur genannt — wie Stadt-
teilkulturzentren, Geschichtswerkstatten, Birger-
hauser und so weiter eine zentrale und wichtige
Rolle in unserer Stadt fur Integration, nicht nur im
kulturellen Bereich, spielen. Ich will allerdings auch
gleich dazu sagen, Herr Hackbusch, dass unter
Schwarz-Grin zuletzt immerhin 900 000 Euro zu-
satzlich in die Stadtteilkulturzentren geflossen sind
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wie auch der Stiftungsfonds fiir die Geschichts-
werkstatten eingerichtet wurde. Die Zinsen aus
dem Stiftungsfonds, wir wissen es, sind leider nied-
rig.

Worin ich lhnen, liebe Isabella Vértes-Schitter, na-
turlich Gberhaupt nicht recht gebe, ist, dass die
Schlisselprojekte der Kinder- und Jugendkultur
durch diesen Senat gerettet worden sind. Wir ha-
ben als Opposition ganz schén lange daran gear-
beitet: FDP, LINKE, CDU und GRUNE gemein-
sam, das will schon etwas heillen. Ohne diesen
Druck ware das nicht passiert. Das muss man an
der Stelle deutlich sagen.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
bei Katja Suding FDP)

— Herr Wersich konnte auch klatschen.

Nun aber zum Thema des Antrags. Es ist ein
Haushaltsantrag, und naturlich kénnen wir den
haushaltsrelevanten Dingen nicht kurz vor den
Haushaltsberatungen zustimmen. Wenn wir uns
aber den Haushalt ansehen, den wir am Freitag im
Kulturausschuss beraten werden, dann ist im Kon-
text anderer kultureller Einrichtungen zwischen der
sogenannten Hochkultur und den von mir genann-
ten Einrichtungen ein Auseinanderdriften festzu-
stellen. Es geht Uberhaupt nicht darum, etwas ge-
geneinander auszuspielen, aber es ist schon inter-
essant, wenn in dem einen Bereich tatsachlich Ta-
rifsteigerungen und andere Preissteigerungen zu-
mindest teilweise oder, wie beim Schauspielhaus,
ganz ausgeglichen werden und in diesem Bereich,
der heute anliegt, nichts dergleichen passiert. Dort
stellt sich sogar die Frage, ob Uberhaupt der Min-
destlohn gezahlt werden kann. Der Senat verlasst
sich hier anscheinend auf die Selbstausbeutung
der Kinstler und Kulturschaffenden. Das kann so
nicht angehen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der LINKEN)

Wir mussen selbstverstandlich nach Lésungen su-
chen. Wir alle, wie eben auch Frau Vértes-Scht-
ter, sprechen berechtigterweise davon, dass diese
Birgerhauser, diese Stadtteilkulturzentren und die-
se Geschichtswerkstatten nicht nur kulturelle Arbeit
leisten, sondern eine zentrale Kommunikations-
und Integrationsfunktion auch in der sozialen
Stadtteilentwicklung, auch in der Imageaufwertung
der Quartiere haben. Es geht sogar so weit, dass
die Kultureinrichtungen in den Bezirken teilweise
sozialpolitische Dienstleister sind. Wenn das so ist
— und das wissen wir alle —, dann ist das eine ge-
meinsame Aufgabe von BSU, BASFI und BSB und
nicht allein aus dem Etat der Kulturbehorde zu fi-
nanzieren. Das kann nicht sein.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der LINKEN)

Allein der Etat "Hilfen zur Erziehung" Ubersteigt
den der Kulturbehérde mit 80 Millionen Euro. Wir
mussen in Zukunft die Finanzierung dieser Einrich-
tungen behdrdenibergreifend hinbekommen. Die
letzte Sitzung des Kultur- und Schulausschusses —
lieber Herr Rose, in der haben Sie anscheinend
geschlafen — war allerdings ein abschreckendes
Beispiel fir Nichtkooperation und Versaulung statt
Entsdulung. Wenn die kulturelle Bildung fir die
Schulbehoérde beim Weihnachtsmarchen und beim
Museumsbesuch aufhért, dann gute Nacht kulturel-
le Bildung in der Schule.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der LINKEN — Gabi Dobusch SPD: Im Aus-
schuss hdrte sich das anders an!)

Ideell unterstitzen wir den Antrag. Wir kbnnen den
Punkten 1, 2 und 10 zustimmen, weil diese Be-
standsaufnahme tatsachlich nétig ist. Ansonsten
sollten wir daran arbeiten, dass wir auch mit die-
sem SPD-Senat die Entsdulung auf den Weg be-
kommen und zusammen flr diese Einrichtungen
kadmpfen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Danke schon.
— Das Wort hat Frau Suding von der FDP-Fraktion
fur noch finf Minuten und sechs Sekunden.

Katja Suding FDP: Das reicht. — Herr Prasident,
sehr geehrte Damen und Herren! Eines kann man
auf jeden Fall festhalten: Die Hamburger Kultur-
landschaft abseits der groRen Hauser wie Thalia
Theater, Schauspielhaus und Oper ist finanziell
wahrlich nicht auf Rosen gebettet. Dabei pragen
doch gerade die vielen kleinen Einrichtungen und
die Trager der Stadtteilkultur das kulturelle Leben
in den Bezirken. Niemand im Kulturausschuss,
auch nicht die SPD-Abgeordneten, auch nicht Frau
Senatorin Kisseler, hat in den vergangenen drei
Jahren die Bedeutung der Stadtteilkultur, der Ge-
schichtswerkstatten und so weiter bestritten. Ge-
stiegen sind die Rahmenzuweisungen aber nicht
um einen einzigen Cent. Seit mehr als flinf Jahren
gab es keine Kompensation flr Tarifsteigerungen,
fir hdéhere Energiepreise oder andere gestiegene
Kosten, geschweige denn einen Inflationsaus-
gleich. Bei den letzten Haushaltberatungen vor
zwei Jahren haben die SPD-Kollegen gar unseren
Antrag zur Erhéhung der Zuweisung um 0,88 Pro-
zent abgelehnt. Nicht einmal den durchschnittli-
chen Kostenanstieg wollten sie den kleinen Hau-
sern und Initiativen génnen. Die SPD-Mehrheit hier
im Haus lasst diese Einrichtungen langsam ausblu-
ten, und dartber kénnen auch nicht ein paar singu-
lare MalBnahmen aus dem Sanierungsfonds hin-
wegtauschen. Ich finde das skandalds, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)
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Nun tragen wir als Parlament aber eine Gesamt-
verantwortung, und vor diesem Hintergrund ist der
Antrag der LINKEN in seinem Anliegen wirklich
grundsatzlich vernidnftig und wir unterstitzen ihn.
Aber auch hier gilt, ohne eine Gegenfinanzierung
ist er fur uns nicht zustimmungsfahig. Wir wollen
den Antrag deshalb zlgig an den Kulturausschuss
Uberweisen. Dort kénnen wir dann offene Fragen
wie beispielsweise die konkreten Bedarfe klaren
und im Zuge der Haushaltsberatungen nach finan-
ziellen Spielrdumen suchen. Wir beteiligen uns
sehr gern daran und haben auch bereits zu den
letzten Haushaltsberatungen sehr konkrete Vor-
schlage dazu vorgelegt.

Meine Damen und Herren! Die Wirkung der breit
angelegten Angebote der Stadtteilkultur be-
schrankt sich langst nicht nur auf die Vermittlung
kultureller Bildung. Sie arbeiten integrativ, interkul-
turell und nicht selten sozialpadagogisch. Wir soll-
ten die Zukunft der Stadtteilkultur deshalb heute
nicht einfach vom Tisch wischen, sondern im Zuge
der Haushaltsberatungen gemeinsam nach Ldsun-
gen suchen. Geben Sie sich einen Ruck, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der SPD-Fraktion, und
Uberweisen Sie diesen Antrag an den Kulturaus-
schuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen
wir zur Abstimmung.

Wer stimmt zundchst einer Uberweisung der
Drucksache 20/12846 Neufassung an den Kultur-
ausschuss zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Die Uberweisung ist abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Die Fraktionen der GRUNEN und der FDP md&ch-
ten den Antrag gern ziffernweise abstimmen las-
sen.

Wer mochte sodann die Ziffern 1 und 2 des An-
trags der LINKEN annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist somit abgelehnt.

Wer mdchte den Ziffern 3 bis 7 und 9 folgen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist auch ab-
gelehnt.

Wer schlief3t sich Ziffer 8 an? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch das ist abgelehnt.

Wer mochte schlieBlich der Ziffer 10 zustimmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die Ziffer 10 ist
auch abgelehnt.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 3, Drucksachen
20/12620 und 20/12621, Berichte des Eingaben-
ausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/12620 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/12621 -]

Ich beginne mit dem Bericht 20/12620, zunachst
zu Ziffer 1.

Wer méchte sich der Empfehlung anschliel3en, die
der Eingabenausschuss zu der Eingabe 286/14
abgegeben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist somit angenommen.

Wer mdchte den Empfehlungen zu den Eingaben
316/14 und 434/14 folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das wird angenommen.

Wer schlie3t sich den Empfehlungen zur Eingabe
460/14 an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
wird angenommen.

Wer folgt sodann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 420/14 und 422/14? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Angenommen.

Wer schlief3t sich dann noch den Empfehlungen zu
den Eingaben 439/14, 444/14 und 459/14 an? -
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Angenommen.

Wer mdéchte dartber hinaus den Empfehlungen zu
den ubrigen Eingaben folgen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Angenommen.

Von Ziffer 2 hat die Burgerschaft Kenntnis genom-
men.

Nun zum Bericht 20/12621.

Wer mdchte zunachst den Empfehlungen zu der
Eingabe 297/14 folgen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Angenommen.

Wer schliefdt sich dann den Empfehlungen zu den
Eingaben 314/14 und 375/14 an? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das wird angenommen.

Wer folgt sodann der Empfehlung zu der Eingabe
482/14? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
angenommen.

Wer mdchte sich dann auch den Empfehlungen zu
der Eingabe 467/14 anschlieffen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das wird angenommen.

Wer mdéchte dartber hinaus den Empfehlungen zu
den Uubrigen Eingaben folgen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist angenommen.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™

haben Sie erhalten.

***Sammellibersicht siehe Seite 7089


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12620&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12621&dokart=drucksache
HerrnUrs
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 7089
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Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft die unter A
aufgefiihrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Denen wur-
de zugestimmt.

Ich rufe auf Punkt 3a, Drucksache 20/11929,
Grolte Anfrage der CDU-Fraktion: Bewohnerpark-
zonen in Hamburg — Was plant der Senat?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Bewohnerparkzonen in Hamburg — Was plant
der Senat?

— Drs 20/11929 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wer mdchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
die Uberweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
GroRen Anfrage aus Drucksache 20/11929 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 3b, Drucksache
20/11950, GroRe Anfrage der CDU-Fraktion: Sind
Hamburgs Wochenmarkte in Gefahr?

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Sind Hamburgs Wochenmarkte in Gefahr?
— Drs 20/11950 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss flir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer diesem Uberweisungsbegehren folgen moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das Uberweisungsbegeh-
ren ist abgelehnt.

Dann stelle ich auch hierzu fest, dass die Burger-
schaft von der GroRRen Anfrage aus Drucksache
20/11950 ohne Besprechung Kenntnis genommen
hat.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 3c, Drucksache
20/12016, GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
Will die Hamburger Stadtreinigung Vattenfall die
Uberkapazitaten bei der Millverbrennung abkau-
fen?

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:

Will die Hamburger Stadtreinigung Vattenfall
die Uberkapazititen bei der Miillverbrennung
abkaufen? (ll)

— Drs 20/12016 -]

Diese Drucksache mochte die GRUNE Fraktion an
den Umweltausschuss tberweisen.

Wer méchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Somit ist die Uberweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft auch
von dieser Grof3en Anfrage ohne Besprechung
Kenntnis genommen hat.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 3g, Drucksache
20/12200, GrofRe Anfrage der CDU-Fraktion: Situa-
tion der Strallensozialarbeit in Hamburg.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Situation der StraBensozialarbeit in Hamburg
— Drs 20/12200 —]

Die GRUNE Fraktion méchte diese Drucksache fe-
derfiihrend an den Ausschuss flir Soziales, Arbeit
und Integration sowie mitberatend an den Famili-
en-, Kinder- und Jugendausschuss Uberweisen.

Wer méchte diesen Uberweisungsbegehren seine
Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Somit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wiederum stelle ich fest, dass die Burgerschaft
von der GroRen Anfrage aus Drucksache
20/12200 ohne Besprechung Kenntnis genommen
hat.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 3i, Drucksache
20/12360, GrolRe Anfrage der CDU-Fraktion: For-
derung der Kinder- und Jugendkultur in Hamburg.

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:

Forderung der Kinder- und Jugendkultur in
Hamburg

— Drs 20/12360 —]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Kulturausschuss uberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
auch abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Blirgerschaft von der
Grolen Anfrage aus Drucksache 20/12360 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 7, Drucksache 20/12743, Se-
natsmitteilung: Stellungnahme des Senats zu dem
Ersuchen der Birgerschaft vom 23. Januar 2014


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11929&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11950&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12016&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12200&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12360&dokart=drucksache
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"Quartiers- und Stadtteilbeirate sichern und weiter-
entwickeln".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 23. Januar 2014 "Quar-
tiers- und Stadtteilbeirdte sichern und weiter-
entwickeln" (Drucksache 20/10584)

— Drs 20/12743 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
FDP und der LINKEN an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Somit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich stelle dann fest, dass die Burgerschaft von der
Senatsmitteilung aus Drucksache 20/12743 Kennt-
nis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 8, Drucksache 20/12810, Se-
natsmitteilung: Stellungnahme des Senats zum Er-
suchen der Burgerschaft vom 27. Februar 2013
"Hamburg als Zentrum fir den Tagungs- und Kon-
gressmarkt starken".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Biirgerschaft vom 27. Februar 2013 "Hamburg
als Zentrum fiir den Tagungs- und Kon-
gressmarkt starken" (Drucksache 20/6894)

— Drs 20/12810 -]

Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss flr Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer stimmt dieser Uberweisung zu? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Somit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Sodann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von
der Senatsmitteilung aus Drucksache 20/12810
Kenntnis genommen hat.

Aufruf 13b, Drucksache 20/12926, Bericht des
Stadtentwicklungsausschusses: Abschluss eines
stadtebaulichen Vertrags zur Abwendung der form-
lichen Festlegung des ersten Entwicklungsab-
schnitts "Mitte Altona" als stadtebaulicher Entwick-
lungsbereich nach Paragraf 165 Absatz 3 Bauge-
setzbuch Satz 1 Nummer 3, Erste Alternative und
Paragraf 11 Baugesetzbuch Vorlage einer Kosten-
Ubersicht sowie Darstellung der Finanzierungs-
moglichkeiten.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
iiber die Drucksache 20/11996:

Abschluss eines stadtebaulichen Vertrages zur
Abwendung der formlichen Festlegung des ers-
ten Entwicklungsabschnitts "Mitte Altona" als
stadtebaulicher Entwicklungsbereich nach
§ 165 Absatz 3 BauGB Satz 1 Nummer 3, 1. Al-
ternative und § 11 BauGB Vorlage einer Kos-
teniibersicht sowie Darstellung der Finanzie-
rungsmoglichkeiten (Senatsantrag)

— Drs 20/12926 -]

Wer der Empfehlung des Stadtentwicklungsaus-
schusses seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist somit einstimmig ange-
nommen.

Tagesordnungspunkt 14, Drucksache 20/12758,
Antrag der GRUNEN Fraktion: Mehr Kraft! Mehr
Unabhangigkeit! Hamburgischer Datenschutzbe-
auftragter wird zur obersten Landesbehdrde!

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12974 ein
Antrag der FDP-Fraktion vor.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Mehr Kraft! Mehr Unabhangigkeit! Hamburgi-
scher Datenschutzbeauftragter wird zur obers-
ten Landesbehérde!

— Drs 20/12758 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Bessere Ausstattung des Datenschutzbeauf-
tragten

— Drs 20/12974 -]

Die SPD-Fraktion mochte beide Drucksachen an
den Ausschuss fur Justiz, Datenschutz und Gleich-
stellung Uberweisen.

Wer mdchte nun zunachst die Drucksache
20/12758 an den Ausschuss fur Justiz, Daten-
schutz und Gleichstellung Uberweisen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist somit einstimmig
Uberwiesen.

Wer mochte nun auch den FDP-Antrag aus Druck-
sache 20/12974 an diesen Ausschuss uberwei-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist so-
mit auch einstimmig Uberwiesen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 17, Drucksache
20/12835, Interfraktioneller Antrag: EntschlieBung
zur Umsetzung der Resolution des Parlamentsfo-
rums Sidliche Ostsee zu dem Thema "Sudliche
Ostsee — neues Tourismuszentrum Europas”.

[Interfraktioneller Antrag:
EntschlieBung zur Umsetzung der Resolution
des Xll. Parlamentsforums Siidliche Ostsee zu


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12743&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12810&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12926&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12758&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12974&dokart=drucksache
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dem Thema "Siidliche Ostsee — neues Touris-
muszentrum Europas"”
— Drs 20/12835 -]

Wer mdochte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
einstimmig angenommen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 18, Drucksache
20/12836, Antrag der FDP-Fraktion: Einrichtung ei-
ner Tagesjobbodrse flir Menschen mit multiplen
Vermittlungshemmnissen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Einrichtung einer Tagesjobboérse fiir Menschen
mit multiplen Vermittlungshemmnissen

— Drs 20/12836 —]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mdchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist somit abgelehnt.

Dann lasse ich Uber den FDP-Antrag aus Drucksa-
che 20/12836 in der Sache abstimmen.

Wer mdchte diesen annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Somit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 20, Drucksache
20/12838, Antrag der SPD-Fraktion: "Sanierungs-
fonds Hamburg 2020": Sanierung des "Ankerhofs"
und Schaffung eines Gastronomiebereichs im Alto-
naer Museum.

[Antrag der SPD-Fraktion:

"Sanierungsfonds Hamburg 2020": Sanierung
des "Ankerhofs" und Schaffung eines Gastro-
nomiebereichs im Altonaer Museum

— Drs 20/12838 -]

Wer mochte sich diesem Antrag anschlieBen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist somit ein-
stimmig angenommen.

Zu Ziffer 1 des Antrags bedarf es einer zweiten Le-
sung. Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten
Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Dies ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das ist nicht der Fall.

Wer will dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist somit
auch in zweiter Lesung und damit endglltig be-
schlossen worden.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 23, Drucksache
20/12841, Antrag der CDU-Fraktion: Fir weniger
Burokratie und mehr menschliche Zuwendung:
Pflegedokumentation auch in Hamburg vereinfa-
chen.

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 20/12964 ein
Antrag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Fur weniger Biirokratie und mehr menschliche
Zuwendung: Pflegedokumentation auch in
Hamburg vereinfachen

— Drs 20/12841 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Pflegedokumentation vereinfachen — aber rich-
tig!

— Drs 20/12964 —]

Beide Drucksachen mochte die CDU-Fraktion an
den Gesundheitsausschuss liberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Somit ist
die Uberweisung abgelehnt.

Dann lasse ich nun Uber die Antrage in der Sache
abstimmen. Wir beginnen mit dem Antrag der
CDU-Fraktion aus Drucksache 20/12841.

Wer mochte sich diesem anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist somit ab-
gelehnt.

Nun zum Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksache
20/12964.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Somit ist dieser Antrag angenommen.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 24, Drucksache
20/12842, Antrag der CDU-Fraktion: Platform
Screens und halbautomatisierte Zige prufen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Platform Screens und halbautomatisierte Ziige
prifen

— Drs 20/12842 —]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
CDU und der LINKEN an den Verkehrsausschuss
Uberweisen.

Wer méchte diesen Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist so-
mit abgelehnt.

Dann lasse ich Uber den Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 20/12842 in der Sache abstim-
men.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12835&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12836&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12838&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12841&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12964&dokart=drucksache
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Wer moéchte sich diesem anschlieRen? — Gegen- Ich wiinsche Ihnen noch einen schénen Abend.
probe. — Enthaltungen? — Somit ist der CDU-An- Wir sind am Sitzungsende angelangt.

trag abgelehnt. Ende: 21.56 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Christiane Bldmeke, Dr. Thomas-Sdnke Kluth
und Dr. Melanie Leonhard
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Anlage 1
Zu Tagesordnungspunkt 2
Wahl einer oder eines Deputierten
der Behorde fiir Justiz und Gleichstellung
— Drucksache 20/12808 —
Gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen

Stimmen

Vorschlag der CDU-Fraktion:
Gerhard Twesten 114 97 5 12 0
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Anlage 1
Zu Tagesordnungspunkt 2a
Wahl einer oder eines Deputierten
der Behorde fiir Wissenschaft und Forschung
— Drucksache 20/12848 —
Gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen

Stimmen

Vorschlag der SPD-Fraktion:
Vanessa Mohnke 113 101 6 6 0
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Anlage 1
Zu Tagesordnungspunkt 2b
Wahl einer oder eines Deputierten
der Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integration
— Drucksache 20/12937 —
Gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen

Stimmen

Vorschlag der SPD-Fraktion:
Dr. Johannes Hielscher 114 102 7 5 0
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Neufassung

Anlage 2

Sammeliibersicht gemaR § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 10. September 2014

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
3 e | 12065 | Rechtliche Stellung und Zulassigkeit der Subventionierung der Internationalen Schule Ham-
burg (ISH)
3f | 12095 | Austrocknen der sozialen Infrastruktur durch Einsparungen: Beratungsstellen als Spar-
schwein der Stadt
11 12829 | Blrgerschaftliches Ersuchen vom 25. August 2011:
"Verlassliche Finanzierung und Weiterentwicklung der Frauenhduser"
— Drs. 20/1218 sowie 20/6541
Hier: Abschluss des Qualitatsentwicklungsprozesses der Frauenhauser
12 12756 | Gemeinsamer Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien
und des Umweltausschusses
13 | 12827 | Bericht des Parlamentarischen Kontrollausschusses gemaR § 25 Absatz 7 Hamburgisches

Verfassungsschutzgesetz (HmbVerfSchG) Uber die Ausiibung seiner Kontrolltatigkeit ge-
mank § 26 HmbVerfSchG

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
3j 12455 |Verkiirzte Anfliige — Anderung des Luftfahrthandbuchs | GRUNEN |Umweltausschuss
6 12659 |Hamburger Mittelstandsbericht 2014 SPD, CDU | Ausschuss fir
Wirtschaft, Innova-
tion und Medien
10 12711 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 22. Mai 2014: "Trans- | SPD, FDP |Haushaltsaus-
parenz im SNH starken" — Drs. 20/11759 schuss
Hier: Beantwortung des Ersuchens
14 12758 | Mehr Kraft! Mehr Unabhangigkeit! Hamburgischer Da- SPD Ausschuss fir
tenschutzbeauftragter wird zur obersten Landesbehor- Justiz, Daten-
de! schutz und Gleich-
stellung
12974 |Bessere Ausstattung des Datenschutzbeauftragten SPD Ausschuss flr
Justiz, Daten-
schutz und Gleich-
stellung
15 12828 |Birgerorientierte Verwaltung in Hamburg — Einrichtung SPD Ausschuss fir So-
einer Ombudsstelle fir SGB-II-Leistungsempfanger/-in- ziales, Arbeit und
nen Integration






